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Viele Medien berichteten kürzlich über 
die Verhaftung des  Geschäftsführers 
der US-Niederlassung des Waffenher-
stellers Sig Sauer, Ron Cohen, wegen 
des Verdachts illegaler Geschäfte im 
Zusammenhang mit Produktionsverla-
gerungen ins Ausland. Gleich der erste 
Beitrag dieser AUSDRUCK-Ausgabe 
zeigt,  dass hier der Wahnsinn Methode 
hat. Neben weiteren Artikeln zur Frage 
von Luftschlägen gegen Syrien und 
jeweils  zwei Beiträgen über die Euro-
päische Union und die NATO, bestim-
men vor allem zwei weitere größere 
Teile diese Ausgabe. Einmal eine aus-
führliche Studie zum Zusammenhang 

zwischen Geopolitik und Klimainter-
ventionen und drei Beiträge zu den 
Themen Künstliche Intelligenz und 
Cyber Valley, einem diesbezüglichen 
Forschungcampus in Tübingen.

Sobald diese Ausgabe ausgeliefert 
ist, sollte auch soeben der diesjährige 
IMI-Kongress „Deutschlands Aufrü-
stung“  (hoffentlich gut) über die Bühne 
gegangen sein. Daran anknüpfend ist 
dieser Ausgabe auch das neue Fact-
Sheet „Rüstung“ beigelegt, in dem wir 
die aus unserer Sicht wichtigsten Daten 
und Fakten zum Thema zusammen-
getragen haben. Das Fact-Sheet wird 
zusammen mit der DFG-VK herausge-

geben und kann kostenlos gerne auch in 
größerer Stückzahl über den Material-
shop (https://shop.dfg-vk.de/startseite) 
bestellt werden.

Apropos kostenlos: wie immer haben 
wir uns auch dieses Jahr bemüht, alle 
IMI-Materialien zumindest online (und 
teils auch in Print) gratis zur Verfügung 
zu stellen – und wie ebenfalls seit eh 
und je kann uns das nur gelingen, wenn 
wir dabei auch finanziell unterstützt 
werden. In diesem Sinne bedanken wir 
uns bei all denen, die das in diesem Jahr 
getan haben – oder noch tun möchten!

Die Redaktion
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Deutschland steht in den Rankings der Exportländer von 
Klein- und Leichtwaffen zwar noch immer an oberer Stelle, 
in der letzten Dekade hat es im internationalen Vergleich 
allerdings an Bedeutung verloren. Im gesamten Rüstungsex-
portbereich ist die deutsche Beteiligung am globalen Markt 
in den letzten Jahren gesunken.1 In der Sparte der Klein- und 
Leichtwaffen zeigt sich diese Tendenz aber am deutlichsten: 
2017 haben deutsche Firmen ca. 33.000 Waffen dieser Katego-
rie exportiert – eine deutlich geringere Anzahl als die 80.000 
exportierten Einheiten im Jahr 2015.2 Vor diesem Hintergrund 
beklagt die deutsche Industrie der Klein- und Leichtwaffen, 
Deutschland verliere auf dem globalen Markt seine Wettbe-
werbsfähigkeit. Das sei vor allem damit zu begründen, dass 
die Bundesrepublik im Vergleich zu anderen Ländern eine 
deutlich restriktivere Rüstungsexportpolitik habe, was für die 
deutschen Firmen einen Wettbewerbsnachteil darstelle.3

Einiges deutet allerdings darauf hin, dass sich die deut-
sche Klein- und Leichtwaffen-Industrie statt in einer Krise in 
einem weitreichenden Transformationsprozess befindet und 
sich angesichts der wachsenden Restriktionen neue Wege 
der Produktion und des Exports sucht – ohne dabei faktisch 
seine Vorreiterrolle auf dem globalen Markt zu verlieren. Ein 
herausstechender Faktor ist in dieser Hinsicht die Verlegung 
der Fabrikation in Rechtsgebiete mit weniger restriktiven 
Rüstungsexportkontrollen – wie beispielsweise die USA. Dies 
geschieht unter anderem über die Bildung von Holdings, d.h. 
Finanzgemeinschaften, die einen Großteil der Aktionen einer 
Gruppe von Schwester- oder Tochterfirmen besitzen bzw. kon-
trollieren. Die Verlegung der Produktionsstätten ins Ausland 
vereinfacht für die Rüstungsfirmen letztendlich den Export in 
krisengeprägte Drittländer bzw. Staaten mit schlechter Men-
schenrechtsbilanz. 

Deutsches vs. US-amerikanisches 
Rüstungsexportkontrollsystem

Deutschland verfügt über eines der strengsten Rüstungsex-
portkontrollsysteme der Welt. Das langjährige Engagement 
antimilitaristischer Gruppierungen hat dazu geführt, dass die 
Bundesrepublik in den letzten Jahren wichtige Mechanismen 
zur – zumindest teilweisen – Begrenzung des Waffenexports 
etabliert hat. Zwar mangelt es nicht an Beispielen, in denen 
Vorschriften illegal umgangen wurden oder die laxe Auslegung 
der bestehenden Regelungen Lieferungen in kritische Regio-
nen nicht verhindert haben4, zumindest auf dem Papier ver-
folgt Deutschland aber eine im Vergleich zu anderen Staaten 
relativ restriktive Rüstungsexportpolitik. Diese Politik folgt 
einer Reihe nationaler, europäischer und internationaler Vor-
schriften, an die deutsche Rüstungsfirmen beim Export ihrer 
Produkte gebunden sind.

Im Gegensatz dazu sind die Regelungen und Kontrollen in 
den USA deutlich milder – ein Umstand, der sich unter Donald 
Trump noch zu verstärken scheint. So hat der US-Präsident 
zu Beginn dieses Jahres in einer offiziellen Stellungnahme 

die „ökonomische Sicherheit“ 
zum künftigen Leitfaktor seiner 
Rüstungsexportpolitik erklärt.5 
Es ist davon auszugehen, dass 
speziell dieser Unterschied 
zwischen den Rüstungsexport-
kontrollsystemen Deutschlands 
und der USA den Umstand 
begründet, dass deutsche Firmen 

begonnen haben, ihre Produktionsstandorte auf US-Territo-
rium zu verlegen. Die Fälle zweier Waffenbauer – Sig Sauer 
und Heckler & Koch – legen diese Interpretation nahe.

Sig Sauer: Von Eckenförde nach Exeter

Das breite Firmen-Konglomerat um den Waffenproduzenten 
Sig Sauer – die 2001 gegründete Holding L&O Sig Sauer Ver-
waltungs-GmbH – besteht unter anderem aus drei Sig Sauer-
Produktionsfirmen in Deutschland, der Schweiz und den USA: 
(1) der deutschen Filiale Sig Sauer GmbH & Co. KG mit Sitz 
im deutschen Eckenförde; (2) der Schweizer SAN Swiss Arms 
AG; und (3) der relativ jungen US-Filiale Sig Sauer, Inc. (ehe-
mals Sigarms), die 1985 gegründet wurde und ihren heutigen 
Sitz in Newington hat. Die Holding L&O Sig Sauer Verwal-
tungs-GmbH verkauft jährlich Dienstleistungen und Produkte 
für hunderte Millionen von Euros und beschäftigt insgesamt 
um die zweitausend Personen.6 Ihr Steuersitz ist das westfäli-
sche Emsdetten. 

Die US-Firma Sigarms diente anfangs lediglich als Logi-
stikzentrum zum Vertrieb der vollständig in Deutschland pro-
duzierten Waffen auf dem US-amerikanischen Markt. 1992 
begann sie jedoch, in ihrer neuen Fabrik in Exeter, New Hamp-
shire, auch eines der Top-Sig Sauer-Produkte – die Pistole 
P229 – herzustellen. Zunächst wurden die Waffen noch aus 
importierten Einzelteilen aus Deutschland zusammengebaut – 
schließlich ging man aber dazu über, einige Pistolenmodelle 
gänzlich in Exeter zu produzieren.7 Zu Beginn dieses Jahrhun-
derts lag die Produktion in Exeter so bereits bei durchschnitt-
lich 54.000 Pistolen jährlich.8

Die strukturelle Verlegung der Sig Sauer-Produktion von 
Deutschland in die USA begann 2004 mit einer Reihe von Ver-
änderungen: (1) der Steigerung der Produktion in den USA, 
während die Waffenmanufaktur des Schweizer und des deut-
schen Sig Sauer-Standortes reduziert wurde; (2) der Bau einer 
produktionsstärkeren Fabrik auf US-amerikanischem Boden in 
Newington, New Hampshire, der 2014 abgeschlossen wurde 
und die Fabrik in Exeter ersetzte; (3) der Inbetriebnahme 
einer Munitionsfabrik in Arkansas 2016 mit einer Produkti-
onsfähigkeit von 200 Millionen Patronen jährlich; und (4) der 
Umwandlung der alten Fabrikanlage in Exeter in ein Zentrum 
für professionelle Schießtrainings (Sig Sauer Academy).

Nach den aktuellsten Zahlen fertigte Sig Sauer zwischen 
2013 und 2016 in den USA einen Jahresmittelwert von 505.000 
Pistolen und 63.000 Gewehren.9 Gleichzeitig wurde auch die 
Beschäftigtenzahl deutlich erhöht: von 130 Personen im Jahr 
2004 auf 900 im Jahr 2014.10 Dem entgegen hat der Stand-
ort Eckenförde in Folge des Umstrukturierungsprozesses an 
Relevanz für die Produktion der Sig Sauer-Holding verloren. 
Während die deutsche Fabrik 2009 noch über 450 Beschäf-
tigte verfügte, sind es heute nur noch knapp 100 und es ist zu 
erwarten, dass diese Zahl weiter sinkt.11 Die Verlegung der Sig 
Sauer-Produktion von Deutschland und der Schweiz in die 
USA ist also evident.

Deutsche waffen made in USA 
Die strategische Produktionsverlagerung 
von Klein- und leichtwaffen in die USA
von Carlos A. Pérez Ricart und Lotta Ramhorst
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Die Gründe dafür mögen multipel sein, zwei Erklärungsan-
sätze stechen aber hervor: einerseits das Streben nach einem 
besseren Zugang zum Heimatmarkt der waffenaffinen USA 
und andererseits die Suche nach günstigeren rechtlichen Rah-
menbedingungen für den Export von Klein- und Leichtwaf-
fen. Ersteres hat damit zu tun, dass unter Präsident George 
W. Bush (2001-2009) eingeführte Protektionsmechanismen 
internationale Konzerne in der Vergangenheit vermehrt dazu 
bewegt haben, direkt in den USA zu produzieren. Da aber die 
Protektionspolitik in diesem Sektor bereits in die 1990er-Jahre 
zurückreicht, das Übergewicht des US-Waffenabsatzmarktes 
ebenfalls kein neues Phänomen ist und der Export deutscher 
Rüstungsgüter in die USA bislang nie ein Problem darstellte, 
scheint der verbesserte Zugang zum US-Binnenmarkt nicht 
der Hauptfaktor für die Verlegung des Sig Sauer-Produktions-
standorts zu sein. Vielmehr ist anzunehmen, dass diese Ent-
wicklung sich primär über die wachsende Kluft zwischen den 
nationalen Rüstungsexportkontrollsystemen Deutschlands und 
der USA erklären lässt.12

Illegale Dreiecksgeschäfte von Sig Sauer

In den letzten fünf Jahren sah sich der Sig Sauer-Konzern 
dem Problem gegenüber, dass er einerseits eine hohe Nach-
frage nach Schusswaffen aus Drittstaaten mit extrem schlech-
ter Menschenrechtslage und daher geringen Aussichten auf 
legale Exportchancen aus Deutschland heraus erhielt, und 
andererseits die Fabrik in Newington noch nicht fertig gestellt 
war, während der Exeter-Standort eine zu geringe Erzeugungs-
rate aufwies. Die Deckung der Nachfrage durch die Produk-
tion in den USA und den Export von US-Territorium aus war 
also noch nicht möglich. Im Versuch, dieses Dilemma zu lösen, 
entwickelte Sig Sauer daher für den Waffenexport vermutlich 
eine Struktur für illegale Dreiecksgeschäfte zwischen Deutsch-
land, den USA und dem jeweiligen Importland. Klarheit über 
die Existenz solcher Praktiken wird die Antwort auf die Frage 
bringen, ob wegen des illegalen Exports von Pistolen nach 
Kolumbien ein Gerichtsverfahren gegen Sig Sauer eingeleitet 
werden wird oder nicht.

Nach vier Jahren der Ermittlung hat die Staatsanwaltschaft 
Kiel im April 2018 gegen fünf ranghohe Mitarbeiter des deut-
schen Sig Sauer-Konzerns Anklage erhoben. Ihnen wird vorge-
worfen, den US-amerikanischen Standort verwendet zu haben, 
um zwischen 2009 und 2012 indirekt Pistolen nach Kolumbien 

zu exportieren. Die für Rüstungsexportgenehmigun-
gen zuständige Behörde – das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) – hatte zuvor 
auf Grund der Sicherheitslage in Kolumbien schon 
seit 1993 keinen dahingehenden Exportantrag mehr 
positiv bescheinigt – der legale Export aus Deutsch-
land wäre also kaum möglich gewesen.

Den Auftrag für die Waffenlieferungen stellte 
das kolumbianische Verteidigungsministerium im 
Rahmen eines Vertrages mit dem US-Militär zur 
Ausrüstung der kolumbianischen Nationalpolizei. 
Auftragnehmer war das Sig Sauer-Unternehmen in 
den USA. Die Beweislage deutet darauf hin, dass 
die Sig Sauer-Filiale in New Hampshire – weil unfä-
hig, die Auftragsmenge in Exeter zu produzieren – 
die Pistolen allerdings aus Eckenförde importierte. 
Zwar wurde dieser erste Export vom BAFA autori-
siert – jedoch unter der Auflage, dass der Endver-
bleibsort die USA sein würden. Der Weiterexport in 

ein anderes Land war nicht gestattet. Nichtsdestotrotz wurde 
das Geschäft wie geplant abgewickelt. Die genaue Anzahl der 
nach Kolumbien exportierten Schusswaffen ist bisher noch 
unklar. Während die Staatsanwaltschaft Kiel von 36.628 gelie-
ferten Waffen ausgeht, berichten kolumbianische Medien von 
bis zu 100.000 importierten Pistolen des Typs SP2022 und 500 
Scharfschützengewehren des Models SSG 3000.13 Wie im Fall 
der Pistolen soll auch die Mechanik der Gewehre komplett 
in Eckenförde gefertigt worden sein, während in Exeter nur 
noch der Kunststoffschaft angebracht wurde. Die Schusswaf-
fen trugen zwar die Gravur „Exeter, NH“, die Behörden in 
Deutschland definieren sie allerdings trotzdem als deutsche 
Waffen, die nicht hätten weiterexportiert werden dürfen.14

In einem etwaigen Strafprozess gilt es nun zu klären, ob 
die Führungsebene der deutschen Sig Sauer-Firma Kenntnis 
darüber hatte, dass der Endabnehmer der exportierten Waffen 
die kolumbianische Nationalpolizei sein würde. Viele Belege 
deuten darauf hin, dass dies spätestens ab 2009 der Fall war.15 
Wenn auch das Gericht zu diesem Schluss kommt, könn-
ten fünf Sig Sauer-Manager zu jeweils fünf Jahren Haft und 
die Firma zu einer Strafzahlung von bis zu zwölf Millionen 
Euro verurteilt werden.16 Nach neuesten Berichten der Süd-
deutschen Zeitung wurde Mitte Oktober bereits einer der fünf 
Angeklagten – der Geschäftsführer der US-Niederlassung von 
Sig Sauer, Ron Cohen – festgenommen, gegen den seit August 
2018 ein europaweiter Haftbefehl ausgeschrieben war. Das 
Landgericht Kiel wollte Cohen auf diese Weise davon abhal-
ten, sich dem möglichen Prozess gegen ihn und seine Mitan-
geklagten zu entziehen. Ende Oktober sei der Waffenhändler 
allerdings in Folge einer Kautionszahlung in Millionenhöhe 
zunächst einmal wieder aus der Untersuchungshaft entlassen 
worden. Ob es tatsächlich zu einem Gerichtsprozess gegen Sig 
Sauer kommt, ist weiterhin unklar. Erst muss das Landgericht 
Kiel darüber entscheiden, ob es die Hauptverhandlung eröffnet 
oder nicht.17 

Während der potentielle Strafprozess gegen Sig Sauer nur 
den kolumbianischen Fall betrifft, besteht die Vermutung, 
dass ähnliche Exportmechanismen auch für die Lieferung von 
Klein- und Leichtwaffen nach Kasachstan und in den Irak 
angewandt wurden. Nach Berichten der Süddeutschen Zeitung 
wurden 2005 mehr als 5.000 Pistolen nach Bagdad geliefert, 
indem zuvor ebenfalls der Umweg über die USA gewählt 
wurde.18 Für den kasachischen Fall wurde im Oktober 2012 
gegen Sig Sauer ein mittlerweile vor dem Tübinger Landge-

Kolumbianischer Polizist, mutmaßlich mit einer Sig Sauer SSG 3000. 
Quelle: National Police of Colombia / Wikipedia
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Lieferungen nach Brasilien, Pakistan und Indien soll Sig 
Sauer die Zwischenstation USA gewählt haben, um deutschen 
Restriktionen zu entgehen.20 Zudem soll der Konzern über 
Phantomunternehmen in Rumänien Waffen nach Venezuela 
exportiert haben.21

Sig Sauer-lieferungen nach Mexiko

Den Rüstungsexportberichten der Bundesregierung zufolge 
hat es in den letzten Jahren keine Exporte von Klein- und 
Leichtwaffen von deutschen Rüstungsfirmen an Mexiko gege-
ben. Betrachtet man allerdings die Exportzahlen der US-ame-
rikanischen Sig Sauer-Zweigstelle nach Mexiko, sieht der Fall 
anders aus. So wurden 2015 vom Standort in New Hampshire 
7.400 Waffen an Mexiko geliefert – darunter über 3.000 Sturm-
gewehre, rund 500 Maschinenpistolen und 3.814 Pistolen. 
Viele dieser Güter wurden an mexikanische Polizeieinheiten 
übergeben, die in der Kritik stehen, strukturell mit kriminellen 
Gruppen zu kollaborieren.22

Darüber hinaus wurde im Januar 2017 bestätigt, dass US-
Behörden Anfang 2015 ein Abkommen zwischen der US-
Filiale von Sig Sauer und der mexikanischen Marine genehmigt 
hatten, in dem für einen Preis von 266 Millionen Dollar der 
Verkauf von Lizenzen für die Produktion von Pistolen und 
Gewehren vereinbart wurde. Der Vertrag sieht den Transfer 
von Fertigungstechnologien bis 2024 vor, sodass Sig Sauer-
Schusswaffen direkt in Mexiko produziert werden können.23

Der mexikanische Fall untermauert die Vermutung, dass 
Sig Sauer seine Produktion zunehmend von Deutschland in 
die USA verlegt, um so uneingeschränkter Schusswaffen in 
Regionen wie Mexiko liefern zu können, für die es nach den 
deutschen Regelungen schwierig sein könnte, Exportgenehmi-
gungen zu erhalten. Zwar ist schwer zu sagen, wie viele Sig 
Sauer-Waffen in Mexiko zirkulieren – klar ist aber, dass sie 
bereits in aufsehenerregenden Mordfällen in verschiedensten 
Regionen des Landes zum Einsatz kamen.24 Dies unterstreicht 
einmal mehr die Relevanz, die die Unternehmensumstrukturie-
rung deutscher Klein- und Leichtwaffenproduzenten aus frie-
denspolitischer Sicht hat.

Neue Heckler & Koch-Fabrik in den USA 

Im internationalen Vergleich ist Heckler & Koch der zweit-
wichtigste Produzent von Maschinenpistolen und der wich-
tigste für die Herstellung von Gewehren, Granatwerfern und 
Militärpistolen.25 Wie Sig Sauer ist auch die 1949 im süddeut-
schen Oberndorf gegründete Heckler & Koch GmbH inzwi-
schen Teil einer internationalen Holding-Gesellschaft. Das 
Firmenkonglomerat H&K AG besteht aus insgesamt acht Heck-
ler & Koch-Firmen in Deutschland, Großbritannien, Frank-
reich und den USA. Heckler & Koch ist in der Vergangenheit 
mehrfach wegen Korruptionsfällen und illegalen Waffenliefe-
rungen öffentlich in Kritik geraten. Aktuell beschäftigen nicht 
genehmigte Rüstungsexporte des Konzerns nach Mexiko die 
deutsche Justiz.

Im August 2017 kündigte die Aktionärsgesellschaft der 
Heckler & Koch GmbH jedoch an, die Exporte künftig auf so 
genannte „grüne Länder“ – d.h. Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (EU) oder des Atlantischen Bündnisses (NATO) 
bzw. gleichwertige Staaten – beschränken zu wollen.26 Diese 
Information wurde von vielen Medien als Versuch interpre-
tiert, die Reputation des Unternehmens wiederherzustellen.27 

Der Vorsatz von Heckler & Koch GmbH ist allerdings wenig 
wert, wenn die Zweigstelle in den USA, die kürzlich merklich 
ihre Produktionskraft erhöht hat, weiterhin Schusswaffen in 
problematische Drittstaaten exportiert.

Nur einen Monat nach dem aufsehenerregenden Beschluss 
einer neuen Exportpolitik für Heckler & Koch GmbH – im 
September 2017 – begann die US-amerikanische Schwester-
firma damit, in ihrem neuen Produktionsstandort in Columbus, 
Georgia, halbautomatische Gewehre herzustellen. Mehrere 
Anläufe der seit 1976 bestehenden US-Filiale mit dem heuti-
gen Namen Heckler & Koch Defense Inc., seine Zuständigkeit 
neben dem Vertrieb und der Entwicklung auch auf die Produk-
tion von Heckler & Koch-Waffen zu erweitern, waren in der 
Vergangenheit gescheitert. Inzwischen aber wird in der Fabrik 
in Georgia auch das Modell HK MR762A1, eines der führen-
den Produkte von Heckler & Koch, hergestellt28, obwohl die 
Firma anfangs noch angekündigt hatte, den neuen Standort nur 
zur Produktion von Sportwaffen nutzen zu wollen.29

Die Entscheidung, die Fabrik in Georgia zu errichten, fiel in 
einer Zeit merklicher Gewinnverluste des Heckler & Koch-
Konglomerats zwischen 2013 und 2015 sowie einer wachsen-
den Verschuldungsrate des Unternehmens.30 Beide Umstände 
waren neben anderen Faktoren durch die Schwierigkeit bedingt, 
in Deutschland Exportgenehmigungen zu erhalten.  Selbst 
jüngste Großaufträge konnten der Krise nicht beikommen: der 
Verkauf von mehr als 100.000 Sturmgewehren an die franzö-
sischen Streitkräfte und von mehreren tausend G36-Gewehren 
an die litauische Armee31 – zusätzlich zu den Exporten in Mil-
lionenhöhe an Oman, die Vereinigten Arabischen Emirate, Jor-
danien und den Libanon.32 Im Rahmen der Krise kündigte die 
Firma schließlich einerseits den Bau der US-Produktionsstätte 
und andererseits die Grüne-Länder-Strategie an – zwei Neue-
rungen, die in einem engeren Zusammenhang zu stehen schei-
nen als auf den ersten Blick zu erwarten.

Heckler & Koch begründete seine Expansion in die Vereinig-
ten Staaten wie folgt: „Die USA sind als grünes Land einer der 
größten und wichtigsten Absatzmärkte für die Heckler & Koch 
Gruppe. Eine logische Folge der Grüne-Länder-Strategie, auf 
deren Grundlage wir uns in Form einer freiwilligen Selbstver-
pflichtung aus zahlreichen Regionen und Ländern dieser Welt 
zurückgezogen haben, ist, dass wir unsere Aktivitäten in den 
grünen Ländern ausbauen.“33 Die neue Strategie von Heckler 
& Koch scheint klar: die Exporte aus den deutschen Standorten 
auf so genannte „solide“ Staaten zu begrenzen und gleichzeitig 
die Produktion in den USA zu erhöhen, wo die Rüstungsex-
portkontrollen deutlich weniger restriktiv sind. Wenn Präsident 
Trump die Exportbedingungen für Klein- und Leichtwaffen 
in Zukunft wie angekündigt zudem weiter lockert, erhöht 
sich der Paradiescharakter der USA für die Industrie noch 
weiter: Exporterleichterungen, ein enormer Binnenmarkt für 
Rüstungsgüter, eine waffenaffine Regierung, Zugang zu Inno-
vationstechnologien etc.

Zwar ist es noch zu früh, um mit Sicherheit sagen zu können, 
dass Heckler & Koch eine ähnliche Strategie wie die Konkur-
renz Sig Sauer fährt und seine Produktion perspektivisch wei-
testgehend in die USA verlegt, u.a. um von dort aus leichter in 
Drittstaaten exportieren zu können – vieles deutet allerdings 
daraufhin. So ist zu erwarten, dass die US-Filiale in der nähe-
ren Zukunft einen großen Teil der globalen Nachfrage nach 
Heckler & Koch-Produkten decken wird. Anders ist die Inve-
stition von 23 Millionen US-Dollar für den Bau der Fabrik in 
Georgia kaum zu erklären.34
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Suche nach neuen Aktionsformen 

Das relativ funktionstüchtige deutsche Rüstungsexportkon-
trollsystem bezieht sich auf traditionelle Exportmechanismen 
der Klein- und Leichtwaffenfabrikanten. Mit langjährigem 
und strategischem Engagement hat es die deutsche Zivilgesell-
schaft geschafft, den Kleinwaffenexport zu einem zentralen 
Punkt auf der politischen Agenda zu erheben. In den – nicht 
unbedingt seltenen – Fällen, in denen das staatliche Kontroll-
system versagt, bilden sich soziale Koalitionen, die stark genug 
sind, Skandale zu erzeugen, die oftmals in einem Strafprozess 
gegen die Rüstungskonzerne enden – wenn auch mit erhebli-
cher zeitlicher Verzögerung. Wegen der zunehmend ungünsti-
gen Bedingungen für die Kleinwaffenindustrie in Deutschland 
reagieren die Unternehmen allerdings mit neuen Strategien – 
wie der Verlegung der Produktion in die USA. 

Angesichts dieser neuen Waffenexportpraktiken, die rein 
national orientierte Kontrollmechanismen umgehen, müssen 
auch die Rüstungsexportgegner_innen neue Formen des Akti-
vismus und der juristischen Anklage entwickeln – auf lokaler, 
nationaler und globaler Ebene. Lösungsansätze sollten insbe-
sondere im Bereich des Völker- und des Handelsrechts gesucht 
werden. Dabei bleiben einige Fragen offen: Wie können bereits 
bestehende rechtliche Regelungen dazu genutzt werden, 
Rüstungskonzerne an die Exportvorschriften zu binden, selbst 
wenn diese in den USA produzieren? Wie weit reicht der Wir-
kungsgrad des deutschen Rechts über eine zwar in den USA, 
aber mit deutschem Know-How und Kapital produzierte 
Waffe? Und wie kann das deutsche System der Rüstungsex-
portkontrolle angesichts der neuen grenzüberschreitenden 
Exportlogiken wirksam angepasst werden? Hierbei ist ein brei-
tes, transnationales Engagement aus Zivilgesellschaft, Jour-
nalismus, Wissenschaft und nicht zuletzt der Politik gefragt. 
Gleichzeitig wird es aber notwendig sein, vor Ort an den 
jeweiligen Standorten sichtbar zu machen, dass deutsche Tech-
nologie, Kapital und Arbeitskraft ihre Vor-reiterrolle auf dem 
internationalen Markt für Klein- und Leichtwaffen nicht verlo-
ren haben und die Profite aus den genannten Waffengeschäften 
weiterhin in Deutschland generiert werden.
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Gegenwärtig ist es in der Berichterstattung ruhig geworden 
im Hinblick auf den Bürgerkrieg in Syrien. Jeremy Bowen 
berichtet in seiner Reportage aus Idlib für die BBC davon, dass 
aktuell „die Gewehre schweigen“ und verschiedene Rebel-
lengruppen ihre schweren Waffen zurückgezogen hätten.1 Ein 
Gefühl, dass der Bürgerkrieg zu Ende ginge, sei allgegen-
wärtig. Zugleich beschreibt er jedoch verstärkte Stellungen 
und spricht von einem nahezu unausweichlichen und wahr-
scheinlich selbst für die Verhältnisse im syrischen Bürgerkrieg 
blutigen Showdown um Idlib. Außerdem verweist er auf die 
Gefahr, dass der Konflikt auch in größerem Maßstab wieder 
aufleben könnte: „Wichtige ausländische Mächte haben Teile 
des Landes besetzt oder bombardieren diese und es besteht ein 
großes Risiko der Eskalation, wenn sie aneinander geraten.

Noch im September sah es nach eben solch einer Zuspitzung 
aus. Nachdem die syrische Armee mit ihren Verbündeten jen-
seits der Provinz Idlib und den von der (kurdisch dominierten) 
SDF kontrollierten Territorien im Nordosten alle Rebellenge-
biete zurückerobert hatte, massierte sie ihre Kräfte um Idlib, 
wo es gehäuft zu Luftangriffen und Gefechten kam. Große 
Teile der SDF waren offenbar bereit, die syrische Armee bei 
der Eroberung Idlibs zu unterstützen. Auf der anderen Seite lie-
ferte der NATO-Staat Türkei umfangreich Waffen und Material 
nach Idlib und verstärkte dort seine sog. „Beobachtungspo-
sten“ am Rand des von den Milizen besetzten Gebietes. Die 
USA, Frankreich und Großbritannien drohten Luftschläge für 
den Fall eines Chemiewaffeneinsatzes oder auch unabhängig 
davon „zum Schutz der Zivilbevölkerung“ an. Deutschland 
wurde um Unterstützung hierbei angefragt, das Verteidigungs-
ministerium ließ entsprechende Konzepte ausarbeiten (und 
kommunizierte dies) und Politiker aller Fraktionen beteiligten 
sich an der Debatte für und wider einer deutschen Beteiligung 
an Luftschlägen – obwohl diese klar sowohl gegen das Völker-
recht wie auch gegen die Verfassung verstoßen würden.

Diese Gefahr wurde zunächst durch ein türkisch-russisches 
Abkommen vom 17. September 2018 abgewendet, das einen 
Waffenstillstand und die Einrichtung einer „demilitarisierten 
Zone“ entlang des Frontverlaufs um Idlib vorsieht, die von rus-
sischen und türkischen Kräften kontrolliert werden soll. „Ter-
roristische“ Gruppen sind vom Waffenstillstand ausgenommen, 
seine Laufzeit ist unbestimmt, viele Details sind ungeklärt oder 
zumindest nicht bekannt. Insofern wurden dem Abkommen 
wenig Chancen eingeräumt, zunächst hat es jedoch zu einer 
deutlichen Beruhigung der Lage geführt.

Szenarien der Eskalation

Wie Jeremy Bowen, so geht jedoch auch die deutsche Stif-
tung Wissenschaft und Politik (SWP), eine regierungsnahe 
Denkfabrik, die in Teilen aus dem Verteidigungshaushalt 
finanziert wird, davon aus, dass es dennoch zu einer erneuten 
Eskalation mit internationaler, westlicher Beteiligung kommen 
wird: „Die Frage einer internationalen Militäroperation in 
Syrien ist damit [dem türkisch-russischen Abkommen] aber 

eher aufgeschoben als aufge-
hoben. Früher oder später wird 
wohl erneut über eine deutsche 
Beteiligung debattiert werden“.2 
Deshalb solle der „gewonnene 
Aufschub“ als „Zeitfenster zur 
Klärung“ genutzt werden, um 
„einzelne Dimensionen eines 
möglichen Engagements der 

Bundesrepublik“ zu erörtern, so Muriel Asseburg und Markus 
Kaim in ihrem SWP-Aktuell 2018/A 54 mit dem Titel „Ein 
deutscher Militäreinsatz in Syrien - Politische Ziele, Umsetz-
barkeit, rechtliche Voraussetzungen, Effekte“.

In dem Text fällt bemerkenswerter Weise unter den Tisch, 
dass es bereits einen deutschen Militäreinsatz in Syrien und 
dem Irak gibt, über dessen Verlängerung der Bundestag noch 
bis Ende Oktober entscheiden muss. Die Autor*innen gehen 
davon aus, dass das türkisch-russische Abkommen darauf 
abziele „eine Machtübernahme des Regimes in der Provinz 
vorzubereiten“ - was angesichts der türkischen Rolle und 
Interessen eine gewagte These ist. Zumindest „Damaskus und 
Moskau“ arbeiteten „jedenfalls weiter darauf hin, Idlib unter 
Regierungskontrolle zu bringen, wenn nötig auch mit Waffen-
gewalt“. Da keine anderen Gründe für die Prognose genannt 
werden, dass die westlichen Staaten zukünftig intervenieren 
oder zumindest darüber diskutieren werden, offenbart dies 
eine weitere implizite Annahme des Papiers, die allerdings 
nicht ausgeführt wird: Dass die westlichen Verbündeten eine 
Rückeroberung Idlibs durch die syrische Armee nicht dulden 
wollen. Die Gründe hierfür werden ebenfalls nicht genannt. 
Es beschleicht einen der Verdacht, dass es entweder um einen 
Achtungserfolg oder ein Faustpfand geht: Der gescheiterte 
Versuch eines Regimechanges soll für den betreffenden Staat 
zumindest mit nennenswerten Gebietsverlusten einhergehen 
oder diese sollen als Verhandlungsmasse dienen, um doch noch 
Einfluss auf die zukünftige Ordnung nehmen zu können. Das 
freilich formuliert die SWP nicht in dieser Deutlichkeit.

Recht deutlich allerdings stellt der Text zunächst fest, dass 
eine völkerrechtliche (und auch verfassungsrechtliche) Grund-
lage für eine deutsche Beteiligung unter den betrachteten 
Umständen kaum vorstellbar wäre. Daraufhin folgt jedoch 
ein bemerkenswerter Satz: „Doch entheben diese rechtlichen 
Einwände nicht der Pflicht, politisch über einen solchen Ein-
satz nachzudenken.“ Im Folgenden werden anhand von vier 
„Zielen“ drei mögliche Einsatzszenarien kurz dargelegt und 
erörtert: a) der Schutz der Zivilbevölkerung, wozu 40.000 
Soldat*innen und die Einrichtung einer Flugverbotszone nötig 
wären; b) die Verhinderung eines Chemiewaffeneinsatzes 
durch die Vernichtung entsprechender Lager- und Produktions-
stätten, wobei „auch Start- und Landebahnen, Flugzeuge und 
Helikopter durch Luftschläge zerstört werden“ müssten; c) die 
„Unterstützung von Verhandlungen“, indem „die militärischen 
Fähigkeiten der syrischen Regierung und ihrer Verbündeten 
so zu schwächen“ seien, dass sie ihre Ziele nicht mehr errei-
chen können; d) „die Zuverlässigkeit der Bundesrepublik als 
Bündnispartner im Rahmen des ‚Westens‘ zu untermauern“, 
was letztlich bedeutet, dass sich Deutschland an Angriffen auf 
Syrien beteiligt, ohne dabei auf Syrien gerichtete, konkrete 
Ziele zu verfolgen.

Die Schlussfolgerungen sind in Bezug auf die ersten drei 
Optionen erstaunlich klar: „Für einen westlichen Militärein-
satz in Syrien existiert gegenwärtig keine erfolgversprechende 
Option. Alle drei hier diskutierten Zielsetzungen (Einrichtung 

Nur eine Frage der Zeit? 
westliche luftschläge gegen Syrien – 
Auch die Friedensbewegung sollte sich 
vorbereiten  
von Bernhard Klaus
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einer Schutzzone, Verhinderung des Chemiewaffen-Einsatzes, 
Unterstützung von Verhandlungen) lassen sich nicht völker-
rechtskonform verfolgen; sie erfordern einen erheblichen 
Mittelaufwand, bergen enormes Eskalationsrisiko und drohen 
ihre jeweilige Stoßrichtung zu verfehlen“. Stattdessen wird 
empfohlen, „den Ansatz der dominanten Groß- und Regional-
mächte (Russland, Iran, Türkei)“ nicht „militärisch zu kon-
terkarieren“, sondern „das europäische Gewicht in Form von 
Anerkennung, Sanktionen und Wiederaufbauhilfe in die Waag-
schale zu werfen“. Dies würde eine „langfristige Stabilisierung 
Syriens“ ermöglichen.

Eine janusköpfige Analyse

Auf den ersten Blick könnte man den Text damit als Aufruf 
zu militärischer Zurückhaltung zugunsten einer Beendigung 
des Bürgerkrieges verstehen. Zunächst erscheint auch erfreu-
lich, dass dem Völkerrecht eine relativ große Rolle eingeräumt 
und zugleich darauf verzichtet wird, dessen strikte Auslegun-
gen durch Behelfsargumentationen auszuhebeln. So heißt es an 
einer Stelle: „Auch ein Eingreifen nach dem Prinzip der inter-
nationalen Schutzverantwortung (Responsibility to Protect) 
wäre nur dann völkerrechtskonform, wenn es vom Sicherheits-
rat beschlossen würde“ - hierzu hat es in der Vergangenheit 
durchaus auch andere Positionen im Umfeld der Bundesregie-
rung gegeben.

Betrachtet man hingegen die impliziten und expliziten Vor-
annahmen und den Maßstab der diskutierten Interventionen, 
so relativiert sich dieser Eindruck wesentlich. Die Vorannah-
men bestehen darin, dass die NATO-Verbündeten – in klarem 
Widerspruch zum Völkerrecht – bereit sind und Druck auf 
Deutschland ausüben werden, die Quasi-Annexion eines Teils 
Syriens mithilfe djihadistischer Milizen durch den NATO-
Staat Türkei mit Luftangriffen und ggf. auch Bodentruppen zu 
unterstützen und dadurch den Bürgerkrieg erneut zu eskalie-
ren. Die angesprochenen Szenarien gehen weit über das Maß 
bisheriger westlicher Interventionen in Syrien (Unterstützung 
bzw. Aufbau von Milizen und deren Unterstützung durch spo-
radische Luftschläge) hinaus und überschreiten eine Schwelle, 
ab der eine offene Konfrontation mit den Verbündeten Syriens 
sehr wahrscheinlich ist. Der Text sollte deshalb als Warnung 
verstanden werden. Zwischen den Zeilen scheint durch, dass 
insbesondere im Hinblick auf das Ziel „Solidarität mit den Ver-
bündeten“ eine deutsche Beteiligung durchaus als möglich und 
wohl auch als wahrscheinlich angesehen wird.

Es gilt, aktiv zu bleiben!

Man sollte sich also keineswegs darauf verlassen, dass offen-
bar auch in regierungsnahen Kreisen Skepsis gegenüber einer 
weiteren Eskalation in Syrien besteht. Stattdessen sollten auch 
die sozialen Bewegungen den „gewonnenen Aufschub“ nutzen 
und Druck gegen eine weitere westliche Intervention und eine 
deutsche Beteiligung aufzubauen. Hierzu sollte an Punkten 
angesetzt werden, die der Text der SWP nicht nennt. Das ist 
u.a. die deutsche Stationierung von Aufklärungsjets und Flug-
zeugen zur Luftbetankung auf dem Stützpunkt Al-Asrak in 
Jordanien und die deutsche Beteiligung an Aufklärungsflügen 
der AWACS vom türkischen Konya aus, die noch in diesem 
Monat im Bundestag debattiert und verlängert werden soll. 
Wenn die Bundeswehr bereits in der Region stationiert und in 
die gemeinsamen Stäbe integriert ist, wird sich eine deutsche 
Beteiligung in „Solidarität mit den Verbündeten“ kaum noch 
verhindern lassen. Außerdem wäre klar zu benennen, welche 
Bündnisstruktur dieser Dynamik zu Grunde liegt. Die SWP-
Analyse spricht zwar – was eher ungewöhnlich ist – vom 
„Westen“ und einem „westlichen Militäreinsatz“, benennt  
die NATO aber an keiner Stelle als Akteur. Dass die NATO-
Staaten jedoch bereit sind, zugunsten der Türkei völkerrechts-
widrig in einen Bürgerkrieg einzugreifen und diesen bis hin 
zu einer offenen Konfrontation mit Russland oder dem Iran zu 
eskalieren, sollte auch die Frage der deutschen Mitgliedschaft 
in diesem Bündnis neu beleben. Und wir sollten uns jetzt schon 
darauf vorbereiten, möglichst bereits im Vorfeld einer drohen-
den Intervention der NATO in Syrien auf die Straße zu gehen.

Anmerkungen
1 Jeremy Bowen: Sense 

of an ending for Syria’s 
war on Idlib front 
line, bbc.com vom 
9.10.2018.

2 Muriel Asseburg, 
Markus Kaim: Ein 
deutscher Militär-
einsatz in Syrien 
– Politische Ziele, 
Umsetzbarkeit, recht-
liche Voraussetzungen, 
Effekte, SWP-Aktuell 
2018/A 54.

Syrien-Demonstration in Berlin. 
Quelle: Uwe Hiksch / Flickr
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Anfang Juli veröffentlichte die Informationsstelle Militarisie-
rung eine Analyse, in der gewarnt wurde, das Projekt Cyber 
Valley werde die Stadt Tübingen und die umliegende Region 
in einen Rüstungsstandort transformieren. Diese Warnung 
wurde von Sprecher_innen des Cyber Valleys und dem Redak-
tionsleiter des Schwäbischen Tagblatts (ST) zurückgewiesen1. 
Wenige Wochen später berichtete das ST über die Kundgebung 
zum Antikriegstag am 1. September 2018.2 Ein dort gehalte-
ner Redebeitrag unterstrich, dass Bundeswehr und das Ver-
teidigungsministerium bei der Cyber-Kriegführung und im 
IT-Bereich massiv auf externe Expertise angewiesen seien und 
diese auch bei kleinen und mittelständischen Betrieben sowie 
über Beraterverträge einkaufen würden. In diesem Kontext 
nannte der Bericht des ST auch das – bereits zuvor von der IMI 
angesprochene – Tübinger Unternehmen Syss, das auf Pene-
trationstests spezialisiert ist und die Bundeswehr auf seiner 
Homepage als „Referenz“ nannte.

Ambivalent: Syss

In der Folge veröffentlichte das ST ein wohlwollendes Inter-
view mit dem Geschäftsführer der Firma Syss, in dem dieser 
angab, mit dem Militär habe das Unternehmen so gut wie nichts 
zu tun. In dem Interview positionierte sich der Geschäftsfüh-
rer der Firma zugleich gegen Cyberkriegführung und eine 
entsprechende Aufrüstung der Bundeswehr.3 Konkret sprach 
er sich gegen staatliches Hacken und das Horten von Sicher-
heitslücken aus, was die Voraussetzung für offensive Cyber-
Kapazitäten darstellt. Im Anschluss kontaktierte er die IMI und 
lud Vertreter*innen zum Gespräch. In diesem Gespräch nannte 
er als Ziel seines Unternehmens, „den Kunden den Rücken zu 
stärken“. Außerdem verwies er auf die Problematik, Rüstungs-
unternehmen von anderen Unternehmen zu unterscheiden. Die 
Tätigkeit seines Unternehmens für die Bundeswehr habe ledig-
lich in zwei oder drei Vorträgen bestanden, die er selbst vor 
einigen Jahren gehalten habe; unter den tausenden Unterneh-
men, für die man arbeite, sei dies marginal. Von unserer Seite 
wurde daraufhin kritisiert, dass die Bundeswehr als marginaler 
Geschäftspartner unter tausenden trotzdem auf der ausgewähl-
ten Liste der Referenzen geführt wird. Dies bestätigt aus unserer 
Sicht einerseits das militärische Interesse an einer Zusammen-
arbeit mit IT-Firmen und normalisiert diese zugleich: Wenn es 
sich nur um wenige Vorträge gehandelt habe, müssten diese ja 
nicht ausgerechnet als Referenz genannt werden. Die Liste der 
Referenzen sei ohnehin veraltet und werde überarbeitet, wurde 
uns zugesagt, knapp zwei Monate später wird die Bundeswehr 
hier aber aktuell immer noch genannt.

AtOS: Verwalter der Bundeswehr-It

Wie bei Syss, so handelt es sich auch bei ATOS – soweit 
ersichtlich – nicht um einen offiziellen Partner des Cyber Val-
leys. Anders als beim Tübinger Start-Up Syss ist ATOS jedoch 

ein großer, transnationaler Kon-
zern mit engen Bindungen an 
die Rüstungsindustrie. ATOS 
hat sich Mitte 2016 – wenige 
Monate vor der Gründung des 
Cyber Valleys – durch die Über-
nahme des Tübinger Start-ups 
Science&Computing einen 
Standort in Tübingen erschlos-
sen. Die Kompetenzen der 

Tübinger Niederlassung von ATOS bestehen seither u.a. in 
High-Performance-Computing und Messdatenmanagement. 
Die vorangegangene Übernahme des Tübinger Unterneh-
mens entspricht der Strategie von ATOS, Firmen, Patente und 
Kompetenzen im IT-Bereich aufzukaufen und sich dadurch 
ein Quasi-Monopol bei der Systemintegration für IT-Projekte 
von Regierungen und Unternehmungen in vergleichbarer Grö-
ßenordnung zu schaffen. Denn vielmehr noch als Bauprojekte 
erfordern große IT-Projekte v.a. Überblick über die am Markt 
verfügbaren Angebote in unterschiedlichen Bereichen: Spei-
cher- und Rechenkapazität, Software und ihre verschiedensten 
Komponenten, Datenübertragung und Verschlüsselung sowie 
ein Management der Zugriffsrechte der hunderten bis tausen-
den Beteiligten. ATOS beobachtet diese Aktivitäten und kauft 
Unternehmen auf diesem Markt in großem Maßstab ein. ATOS 
wurde dabei massiv unterstützt durch die EU-Forschungspro-
gramme FP7 und Horizon2020, als deren fünft-größter Nutz-
nießer der Konzern gilt. Die idealtypische Struktur dieser 
Projekte besteht darin, verschiedene Sensoren miteinander zu 
vernetzen, erfasste Ereignisse mit Einträgen aus bestehenden 
Datenbanken anzureichern und in einem oder mehreren Lage-
zentren für Menschen verständlich darzustellen – sowie die 
jeweilig dazugehörende sichere Datenübertragung.

Vor diesem Hintergrund ist es wenig überraschend, dass 
ATOS als Hauptauftragnehmer des „Projektes zur Harmo-
nisierung und Migration der Führungsinformationssysteme 
(HaFIS) der Bundeswehr“ fungiert und bereits jetzt die zen-
tralen Rechen- bzw. Datenzentren der Bundeswehr betreut. 
Kurz gesagt: ATOS ist der bzw. ein unumgänglicher Anbieter 
für die Cloud-Dienste der Bundeswehr, also für die Bereitstel-
lung jener Strukturen, über die zukünftig die Kräfte im Feld 
mit ihren Kommandos und die autonomen Systeme im Einsatz 
zur Entscheidungsfindung mit Datenbanken verbunden sein 
werden.

AMAZON: Cloud-Verwalter der CIA und 
zukünftig des Pentagons

Anders wiederum als ATOS handelt es sich bei Amazon 
um einen offiziellen Partner des Cyber Valley. Amazon stellt 
(zumindest) seit 2013 Cloud-Dienste für den US-Auslandsge-
heimdienst CIA bereit – soweit bekannt beträgt das Auftragsvo-
lumen 600 Mio. US$. Damit gilt Amazon als unangefochtener 
Favorit bei der Vergabe des nächsten, wirklich großen Projekts 
des Pentagons, der „Joint Enterprise Defense Infrastructure“ – 
kurz JEDI. Das Volumen des Vertrages wird auf 10 Mrd. US$ 
geschätzt – die daraus bereits mittelfristig entstehenden Profite 
dürften deutlich höher liegen. Denn JEDI ist nicht einfach nur 
ein neues Kommunikations- und Infrastrukturprojekt des Pen-
tagons, sondern auch ein Beispiel dafür, dass die Digitalisierung 
des Krieges nicht ohne (pseudo-)private Konzerne machbar 
ist. Ein Konzern, der alltäglich in großem Maßstab Daten über 
seine Nutzerinnen und seine Arbeitnehmer in beispielloser 

Cloud-Anbieter für Bundes-
wehr, CIA und Pentagon 
Update: Cyber Valley und tübingens 
transformation in einen Rüstungsstandort
von Christoph Marischka
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Weise überwacht, managt zugleich die Datenverwaltung für 
Militär und Geheimdienste. Zugleich stellt er offenbar die von 
ihm gesammelten Daten dem Cyber Valley zur Verfügung, 
wo man darauf hofft mit deren experimenteller Verarbeitung 
Sprunginnovationen im Bereich der Künstlichen Intelligenz 
zu realisieren. So berichtet das ST über die Vorteile der Betei-
ligung von Amazon am Cyber Valley: „Wissenschaftler, die 
wie die Tübinger Max-Planck-Forscher über Algorithmen for-
schen, [müssen] diese an großen Mengen von Realdaten testen 
können. Die gibt es insbesondere bei Firmen wie Amazon 
oder Google, die über ihre Geschäftskunden Daten sammeln. 
Alleine um diese Realdaten zu erhalten – wenn auch in hoch-
aggregierter und anonymisierter Form – schließen viele wis-
senschaftliche Einrichtungen Kooperationen mit Firmen ab, so 
Ferdi Schüth, Vize-Präsident der Max-Planck-Gesellschaft.“4

Fazit

Eine Antwort darauf, wie das Cyber Valley verhindern will, 
dass entsprechende (auch aus unseren Nutzer*innendaten 
gewonnene) Erkenntnisse wiederum Eingang in die militäri-
sche Datenverarbeitung finden, die von ATOS und Amazon 

angeboten wird, bleiben die Beteiligten schuldig. Knapp zwei 
Jahre nach der Gründung des Cyber Valley und nur wenige 
Monate nach einer ersten kritischen Auseinandersetzung ist 
unbestreitbar, dass die wichtigsten Anbieter von Cloud-Ser-
vices der Bundeswehr, des CIA und des Pentagons in der über-
schaubaren Stadt Tübingen Niederlassungen etabliert haben. 
Wer dennoch keine „Transformation zum Rüstungsstandort“ 
erkennen will, sei aufgerufen, dies zu begründen.

Anmerkungen
1 Christoph Marischka: Das Cyber Valley in Tübingen und die 

Transformation zum Rüstungsstandort, IMI-Analyse Nr. 18/2018. 
Zur Reaktion des Tagblatts und der Antwort des Autors hierauf: 
„Offener Brief an Gernot Stegert, Redaktionsleiter des Schwä-
bischen Tagblatts, betreffend der Berichterstattung zum Cyber 
Valley“, www.Tueinfo.org vom 27.7.2018.

2 „Aufrüstung schadet allen“, Schwäbisches Tagblatt vom 3.9.2018.
3 „‚Hände weg von Cyber-Kriegen‘“, Schwäbisches Tagblatt vom 

6.9.2018.
4 „Max-Planck-Forscher und Firmen wollen Innovations-Ökosy-

stem für künstliche Intelligenz schaffen“, Schwäbisches Tagblatt 
vom 2.5.2018.

Mit der Technologisierung der Grenz-
überwachung geht auch eine kontinu-
ierliche Einbindung von maschinellem 
Sehen und Hören einher. Etliche Staaten 
verwenden bereits KI zur Grenzüberwa-
chung: u.a. die USA, Südkorea, Indien, 
Simbabwe und Israel. Die EU probt zur-
zeit das mit 4,5 Millionen Euro finan-
zierte System iBorderCtlr, an dessen 
Entwicklung sich auch die Leibniz Uni-
versität Hannover beteiligt. Das mittler-
weile auch als „Lügendetektor“ betitelte 
Projekt ist jedoch vielmehr als das. Es 
gliedert den Grenzkontrollablauf in zwei 
Phasen: Die erste erfolgt noch vor der 
Abreise durch ein Online-Gespräch mit 
einem virtuellen Grenzschutzbeamten. 
Dieser stellt u.a. Fragen zu dem Inhalt 
des Gepäcks und der Reisemotivation. 
Die Stimme und das Gesicht der reisen-
den Person werden dabei analysiert und 
gespeichert. Die notwendigen Reisedo-
kumente werden gescannt und ebenfalls 
zu ihrer Überprüfung hochgeladen. Die 
zweite Phase erfolgt bei dem Grenz-
übertritt selbst. Sollte die erste Phase 
einen Verdacht geweckt haben, wird 
die einreisende Person intensiver von 
Grenzschützer_innen untersucht und 
befragt. Zwar wertet das Programm bis 
zu 38 Mikroausdrücke, u.a. Mikromus-
kelbewegungen, aus, um mit Hilfe von 
auf Künstlicher Intelligenz basierender 
Programme zur Mustererkennung ein 
auffälliges Verhalten zu identifizieren, 
welches laut Entwickler_innen des Pro-
jekts als Indikator für eine Lüge dienen 
könne. 

Alleine diese Prämisse sei laut dem 
Kriminologen Bennett Kleinberg vom 
University College London „pseudo-
wissenschaftlich“, denn das Erkennen 
einer Beziehung zwischen nonverbalen 
Mikroexpressionen und dem Erzählen 
einer Lüge sei sehr umstritten. Doch 
abgesehen von diesem Automatic 
Deception Detection System (ADDS), 
umfasst das Projekt auch zwei biome-
trische Module: Fingerabdrücke und 
Handvenenerkennung, bei der das in den 
Händen verlaufende Venenmuster durch 
Nahinfrarotlicht gescannt wird. Erstere 
biometrische Daten werden dann mit 
bereits bestehenden Datenbanken abge-
glichen und mit den Venenmustern wird 
eine „baseline“ Datenbank angelegt. 
Eingebunden in das Projekt ist auch das 
Face Matching Tool – das Werkzeug zum 
Gesichtsabgleich –, mit dem die vor der 
Abreise erfolgten Bild- und Videoauf-
nahmen mit denen am Grenzübergang 
verglichen werden. Weitere Bestandteile 
beinhalten das Document Authenticity 
Analytics Tool (DAAT) zur Überprüfung 
der Dokumente sowohl vor der Einreise 
als auch bei der Einreise selbst, um ihre 
Echtheit zu überprüfen. Interessant ist 
auch das Hidden Human Detection Tool 
(HHD), welches versteckte Menschen – 
vermutlich mit Hilfe eines Radars – in 
Fahrzeugen, Zugwaggons und Contai-
nern aufspüren will. Erschreckend ist 
auch die beabsichtigte Einbindung einer 
Auswertung der von der kontrollierten 
Person benutzten sozialen Medien und 
die im SIS II (Schengener Informations-

system II) gespeicherten Daten. Bis jetzt 
gibt es keine genaueren Informationen, 
was eine solche Überprüfung der sozi-
alen Medien beinhaltet, welchen Zeit-
raum diese Überprüfung umfasst und 
wie dies mit dem Datenschutzrecht zu 
vereinbaren ist. 

Kurzum, das iBorderCtrl-Projekt sam-
melt sensible Daten von Migrant_innen, 
die sich gegen diese Erhebung schlecht 
wehren können und droht die Überque-
rung von Grenzen, die für viele Men-
schen überlebensnotwendig ist, von 
bislang stark fehlerhaften Algorithmen 
abhängig zu machen und das natürli-
che Phänomen der Migration zu einem 
computerisierten Verfahren zu reduzie-
ren, indem die beteiligten Sicherheits-
behörden ihre Verantwortung an solche 
Systeme abtreten können, deren Fehler-
quote im Falle von iBorderCtrl bislang 
bei 24% liegt. Es zeichnet sich eine 
hochgefährliche Entwicklung ab, die 
einerseits die für viele Menschen über-
lebenswichtige Klandestinität erschwert 
und andererseits droht, die Verantwor-
tung für Entscheidungen, die ebenfalls 
lebenswichtig für die Betroffene sind, 
an Algorithmen abzutreten, denen eine 
gewisse Neutralität und Intelligenz 
unterstellt wird, obwohl sie eine hohe 
Fehlerquote aufweisen und ethisch stark 
bedenklich sind.

Jacqueline Andres

iBorderCtrl – EU erprobt künstliche Intelligenz zur Grenzüberwachung
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Im Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung wurde 
unter der Überschrift „Für eine modern ausgerüstete Bundes-
wehr“ die Gründung einer „Agentur für Disruptive Innovatio-
nen in der Cybersicherheit und Schlüsseltechnologien“ unter 
gemeinsamer Federführung des Innen- und des Verteidigungs-
ministeriums angekündigt, welche die „technologische Innova-
tionsführerschaft“ Deutschlands sicherstellen solle. Bereits im 
Vorfeld war durchgesickert, dass als Vorbild mit der DARPA 
die Forschungsagentur des Pentagon galt. Die Rüstungsindu-
strie frohlockte bereits.

Im August 2018 jedoch wurden statt einer Agentur gleich 
zwei Agenturen an den Start gebracht. Am 29.8.2018 berichte-
ten gleichzeitig einerseits das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung sowie das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie über den Kabinettsbeschluss zur Gründung einer 
„Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen“ und ande-
rerseits das Innen- und Verteidigungsministerium über die 
Gründung einer "Agentur für Innovation in der Cybersicher-
heit". Die Eckpunkte der Agentur für Sprunginnovationen 
unterstreicht zwar einerseits, „dass die im Koalitionsvertrag 
verankerte Agentur für Innovation in der Cybersicherheit 
für das Themenfeld der Cybersicherheit in Bezug auf die 
Äußere und Innere Sicherheit und die Agentur zur Förderung 
von Sprunginnovationen für den zivilen Anwendungsbereich 
zuständig ist“ (wobei bereits hier ein seltsamer Begriff des 
„Zivilen“ in der Abgrenzung von der Inneren Sicherheit zum 
Ausdruck kommt). Zugleich wird jedoch von Zusammenarbeit 
und Synergien zwischen beiden Agenturen ausgegangen, wes-
halb u.a. „eine gegenseitige Entsendung von Vertretern in die 
Agenturgremien … zur Abstimmung der Arbeitsprogramme“ 
und „gegenseitige Beauftragungen bei agenturübergreifenden 
Themen“ vorgesehen sind.

Mittlerweile liegt die Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Forschungspolitiker*innen der Grünen 
Bundestagsfraktion zur Agentur für Sprunginnovationen vor, in 
der diese wieder einmal Opposition simulieren. Auf die sicher-
heitspolitischen und militärischen Bezüge der Agentur geht die 
Anfrage in keiner Weise ein, die DARPA wird zwar genannt, 
aber ohne das Akronym aufzulösen und die militärische 
Agentur von anderen, zivilen Forschungsorganisationen zu 
differenzieren. Kritisiert wird lediglich im Duktus der pseudo-
Opposition, dass im Eckpunktepapier für die Agentur „nach 
Auffassung der Fragesteller viele Fragen … unbeantwortet“ 
blieben und die „von der Bundesregierung angekündigten 151 
Mio. Euro für die ersten vier Jahre (2019 bis 2022) ... nicht den 
angekündigten 100 Mio. Euro pro Jahr“ entsprächen. Außer-
dem sorgen sich die Grünen Bundestagsabgeordneten um 
„Freiheit und Unabhängigkeit“ der Agentur und ihrer Beschäf-
tigten, die „[z]entral für eine neue Innovationskultur“ seien: 
„Die Politik muss die Ziele vorgeben, die Umsetzung aber bei 
der Agentur liegen“. Zudem kritisiert die Kleine Anfrage, die 
Bundesregierung verharre „in den nationalen Förderstrukturen, 
anstatt europäisch zu denken“: „Es ist kurzsichtig zu glauben, 
dass internationale Spitzenkräfte sich zwischen Berlin und 
Paris entscheiden. Sie entscheiden sich zwischen den USA, 

China und Europa“. Tatsächlich 
jedoch wird in dem Eckpunk-
tepapier der „internationalen 
Vernetzung“ – gemeint ist dabei 
eine im Kern deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit im EU-
Rahmen – viel Platz eingeräumt. 
Hier heißt es z.B.: „Deutschland 

und Frankreich haben der EU-Kommission vorgeschlagen, 
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten eine Initiative im Einklang 
mit dem Subsidiaritätsprinzip zu starten, um Sprunginnova-
tionen auf nationaler und europäischer Ebene zu fördern … 
Deutschland und Frankreich werden ihre Zusammenarbeit in 
diesem Bereich weiter vertiefen und weitere Partner einladen, 
sich ihnen anzuschließen“.

Interessant an den Antworten der Bundesregierung ist v.a., 
dass hier mehrfach auch für die vermeintlich zivile Agentur 
für Sprunginnovationen die DARPA als Vorbild genannt wird: 
„Insbesondere die DARPA und ARPA-E [die zivile geführte 
Forschungsagentur der USA für den Energiebereich, Anm. 
CM] weisen aber auf eine fundierte Innovationsausrichtung 
hin zu revolutionären Technologien, was für die Bundesregie-
rung von zentraler Bedeutung ist. Zahlreiche bahnbrechende 
Innovationen für den zivilen Anwendungsbereich wurden 
durch eine DARPA-Förderung (mit-)entwickelt. Beispielhaft 
sind das Satellitennavigationssystem GPS, Software (v.a. im 
Bereich Künstliche Intelligenz) zur automatischen Sprach- und 
Bildererkennung und zur automatischen Sprachübersetzung 
oder diverse Display- und Touchscreen-Technologien, wie sie 
u. a. in modernen Smartphones und Tablets verwendet werden, 
zu nennen“. Auch bei ihrer Beteuerung, „dass die Agentur 
zur Förderung von Sprunginnovationen so frei wie möglich 
agieren soll“, wird auf das Vorbild DARPA verwiesen: „Diese 
Unabhängigkeit wurde z. B. bei der DARPA als Erfolgsfaktor 
identifiziert“.

Unter den Antworten der Bundesregierung findet sich zudem 
eine Zieldefinition für die neue Agentur, die an Widersprüch-
lichkeit kaum zu überbieten ist und dennoch den aktuellen Dis-
kurs um disruptive Technologien und Sprunginnovationen gut 
auf den Punkt bringt. Demnach gehe es darum, „Lösungen für 
die drängenden Fragen unserer Gesellschaft unter internationa-
lem Wettbewerbsdruck [zu] finden“.

Anmerkung
Die genannten Zitate entstammen dem Koalitionsvertrag 

zwischen CDU, CSU und SPD zur 19. Legislaturperiode, den 
Eckpunkten zur Agentur zur Förderung von Sprunginnovatio-
nen vom August 2018 sowie der Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage „Geplante Gründung der Agentur zur 
Förderung von Sprunginnovationen“ (Bundestags-Drucksache 
19/5679). Außerdem wird verwiesen auf die Pressemitteilun-
gen des BMBF und des BMI vom 29. August 2018.

(tarn-)Grüne Förderung von 
Sprunginnovationen
von Christoph Marischka
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Der US-Konzern Amazon hat sich in kürzester Zeit zu einem 
der reichsten Unternehmen der Welt entwickelt. Im derzeit in 
Baden-Württemberg entstehenden „Cyber Valley“ will das 
Unternehmen in Tübingen zu Künstlicher Intelligenz forschen. 
Eine Analyse der aktuellen Firmenpolitik zeigt, dass der Kon-
zern damit auch Überwachung und Kriegstechnik vorantreiben 
kann.

was den Reichtum ausmacht

Amazon-Gründer Jeff Bezos ist mittlerweile der reichste 
Unternehmer der Welt. Mit Amazon, das 1994 als Online-
Buchversand begann,1 hat er kürzlich den Unternehmenswert 
von 1 Billion Dollar geknackt und es selbst zu einem Privat-
vermögen von etwa 127 Milliarden Dollar gebracht.2 2013 hat 
Bezos sogar für rund eine viertel Milliarde die Washington 
Post gekauft.

 Für sein „visionäres Unternehmertum“ und seine „konse-
quente Digitalisierungsstrategie“ der Zeitung bekam er am 24. 
April 2018 den Axel Springer Award.3

Unter Bezos‘ Unternehmertum findet sich z.B. das Raum-
fahrtprogramm Blue Origin. Das Projekt, das er als seine wich-
tigste Arbeit bezeichnet,4 hat zum Ziel, dass „Millionen von 
Menschen im Weltraum leben und arbeiten“, um die Erde zu 
erhalten und die unbegrenzten Ressourcen des Weltalls anzu-
zapfen.5

Aktuell hat Amazon weltweit mehr als eine halbe Mil-
lion Beschäftigte. Der Umgang mit diesen hat dem Konzern 
schlechte Schlagzeilen und Proteste eingebracht. In den USA 
steht Bezos‘ Firma unter den Top 20 derjenigen Unternehmen, 
die die meisten von Essensmarken abhängigen Angestell-
ten hat. In Arizona z.B. ist jede*r Dritte Amazon-Angestellte 
abhängig von Essensmarken, in Ohio und Pennsylvania jede*r 
Zehnte.6 In Europa streiken die Angestellten gegen „Ausbeu-
tung, Überwachung und Kontrolle am Arbeitsplatz“.7 Durch 
Smart Watches überwacht der Konzern jeden Schritt, Pausen 
und Toilettengänge, um die Arbeiterschaft zu optimieren.8 

Berühmt ist Amazon auch für seine Steuervermeidung. Die 
Otto-Brenner Stiftung der IG Metall nutzt Amazon sogar als 
Fallbeispiel für aggressive Steuerplanung.9 Das Unternehmen 
wirtschaftet viel über Briefkasten- und Tochterfirmen, bei-
spielsweise in Luxemburg. Das hat effektiv dazu geführt, dass 
in England traditionelle Bücherläden 11-mal mehr Steuern 
zahlen als der Global Player10, lokale Buchhändler in Deutsch-
land zahlen „nur“ dreimal mehr.11 In den USA hat Amazon 
2017 keine Bundeseinkommenssteuer12 gezahlt, aber gleich-
zeitig 1,2 Milliarden an Steueranreizen bekommen, um seine 
Infrastruktur auszubauen.13 Für seine Firmenpolitik ist Bezos 
2014 vom Internationalen Gewerkschaftsbund zum schlechte-
sten Boss der Welt gekürt worden.14

tübinger Connections

In Tübingen soll neben Aachen, Berlin und Dresden Ama-
zons viertes Forschungszentrum in Deutschland entstehen.15 

Dazu steuert das Unternehmen 
1,25 Millionen Euro bei und för-
dert das Max-Planck-Institut im 
Rahmen des Amazon Research 
Awards mit 420.000 € jährlich. 
Der Konzern will laut eigenen 
Angaben in Tübingen verstärkt 
daran forschen, dass künstliche 

Intelligenz visuelle Daten verarbeiten kann, um z.B. Amazon 
Web Services, Alexa und das Online-Shopping zu verbessern. 
Dazu hat sich Amazon zum Ziel gesetzt, auf dem Campus 
innerhalb der nächsten 5 Jahre ein eigenes Forschungsteam aus 
100 Wissenschaftler*innen zusammenzustellen.16

Einer der Verantwortlichen ist Bernhard Schölkopf. Der 
Experte für Maschinelles Lernen hat diese Sparte in Tübin-
gen erst etabliert.17 Schölkopf und Michael Black sind die 
Direktoren des Tübinger Max-Planck-Instituts für Intelligente 
Systeme.18 Black hat unter anderem eine Software entwickelt, 
mit der Menschen einen virtuellen Zwilling erstellen können, 
um Kleidung in der digitalen Welt anzuprobieren. Sein Start-
Up „Body Labs“, mit dem er die Cyberumkleide zum Online-
shopping erfand, wurde 2017 für $ 50-100 Mio. an Amazon 
verkauft.19

Der Kunde ist König

Amazon will das kundenfreundlichste Unternehmen der Welt 
sein.20 Was die Kundin will, wird produziert – auch wenn diese 
die Regierung und Polizei ist. 

Identifizieren, Verfolgen und Analysieren, dazu soll Amazons 
Gesichtserkennungssoftware „Rekognition“ fähig sein.21 Das 
Unternehmen wirbt damit, dass das Programm 100 Gesichter in 
einem Bild identifizieren kann und es der Polizei so erleichtert 
Verdächtige zu finden. Die Software soll sogar einzelne Men-
schen in einer Gruppe verfolgen und Stimmungen aufgrund 
von Gesichtsanalyse bestimmen können.22 Als die Angestellten 
Amazons von dem Deal mit der US-Regierung erfuhren, schrie-
ben sie einen offenen Brief an ihren Chef. In diesem forderten 
sie dazu auf, aufzuhören, Infrastruktur an Polizeieinheiten wie 
ICE23 oder Homeland Security bereitzustellen. Die Angestell-
ten Amazons mahnten die Macht ihrer Software an, den Über-
wachungsstaat zu fördern, Militarisierung voranzutreiben und 
Aktivisten ins Visier zu nehmen. Angesichts der „unmorali-
schen Politik“ der USA und der zunehmend unmenschlichen 
Behandlung von Zufluchtsuchenden verwiesen sie auf IBMs 
Rolle während des Nationalsozialismus und forderten, nicht 
den gleichen Weg zu gehen.24 IBM hatte der NSDAP damals 
Lochkartentechnologie bereitgestellt, die es der Hitler-Regie-
rung ermöglichte, die Bevölkerung effizient zu kategorisieren 
und katalogisieren.25 Darauf entgegnete Amazon Web Services 
Vize-Präsidentin Teresa Carslon, Amazon sei seinen Kunden 
verpflichtet und versicherte „unumstößliche“ Unterstützung 
für die US-Regierung und Kunden innerhalb anderer Regie-
rungen. Der Konzern hat sich selbst keine roten Linien oder 
Standards gesetzt, was er im Bereich Militärtechnik tut oder 
unterlässt.26 

Der Rüstungskonzern Amazon

Die Militärzusammenarbeit wächst. Wikileaks hat veröf-
fentlicht, dass Amazon seit 2013 über den Planeten verteilt - 
aber auch in Deutschland - Server und Clouddienste für die 
CIA bereitstellt. Dafür bekam Amazon von der US-Regie-

Mehr als nur Päckchen  
Amazons Rolle in der Militärtechnik und 
dem Cyber Valley
von Dominik Nicolaj Wetzel
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Informationen austauschen können. Derzeit ist Amazon der 
führende Bewerber um den Vertrag zur Umsetzung des JEDI-
Programms27  des US-Verteidigungsministeriums, der auf 
10 Mrd. US-Dollar geschätzt wird.28 Die Joint Enterprise 
Defense Infrastructure soll die Sicherheit und Datenzugänge 
des Militärs verbessern und es Geheimdiensten vereinfachen, 
Cloud Dienste anzupassen, zu benutzen29 und Bodentruppen 
diese Informationen bereit zu stellen.30 Wer die Gewinnerin 
des 10-jährigen Vertrages sein wird, wird im April verkündet. 
Aufgrund der bestehenden Zusammenarbeit ist es sehr wahr-
scheinlich, dass Bezos‘ Firma den Zuschlag bekommt. Die 
Unternehmen Oracle und IBM hatten sogar protestiert, dass 
Amazon in der Bewerbung um den Vertrag unfair bevorzugt 
wird.31

Dana Deasy, Abteilungsleiter für Informationsmanagement 
des US-Verteidigungsministeriums, beschrieb JEDI als eine 
Initiative, welche die Art und Weise „Kriege zu führen und zu 
gewinnen“ revolutionieren wird.32

Eng verwandt damit ist auch Projekt „Maven“. Dabei han-
delt es sich um ein Projekt des US-Militärs, in dem Künstli-
cher Intelligenz beigebracht werden soll, Drohnenoperatoren 
das Erkennen von Zielen zu erleichtern. Es geht darum, der 
gewaltigen Datenmengen Herr zu werden, und es den Com-
putern zu ermöglichen, Objekte (Autos, Gebäude, Menschen) 
zu erkennen und zu klassifizieren.33 Bislang arbeitet Google 
noch an dem Projekt, hat aber angekündigt, bis 2019 auszu-
steigen34, nachdem zwölf Angestellte des Unternehmens aus 
Protest gekündigt und etwa 4.000 in einer Petition gefordert 
hatten, die Zusammenarbeit mit dem Pentagon zu unterbin-
den.35 Die Entwicklung in diesem Bereich verläuft beeindruk-
kend schnell. Im Krieg gegen den IS im Irak und Syrien z.B. 
wird diese Technologie schon verwendet.36 Geleakten Emails 
zufolge hat auch Amazon Web Services schon einiges an Arbeit 
in dem Projekt geleistet. Verantwortliche von Google machten 
deutlich, dass das Projekt Maven direkt im Zusammenhang mit 
einem großen, mehrere Milliarden schweren Cloud-Vertrag – 
mutmaßlich JEDI – steht.37 

Was genau Amazon Web Services bei Projekt Maven gelei-
stet hat, ist bisher nicht bekannt. Weder hier noch beim JEDI-
Vertrag lässt sich bisher klar voraussagen, dass Amazon den 
Zuschlag bekommen und genau an diesen Projekten arbeiten 
wird. Es ist jedoch deutlich zu beobachten, dass Amazon nicht 
abgeneigt ist, sich weiter in Sachen Militär und Überwachung 
zu engagieren. In der Universitätsstadt Tübingen sind mit dem 
Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme und dem darum 
wachsenden Cyber Valley die richtigen Voraussetzungen für 
selbstlernende Maschinen gegeben, um die gefragten Sparten, 
wie Maschinelles Sehen sowie die Verarbeitung von Big Data, 
deutlich voran zu bringen. 
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Konsens in der gemeinsamen Außenpolitik? Das Prinzip, 
das selbst beim Militärbündnis NATO noch gilt, möchten EU-
Machtpolitiker nun vollständig über Bord werfen. Aktuell kur-
siert in Brüssel der Entwurf für den „Jahresbericht über die 
Umsetzung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik“ 
(GASP), der noch in diesem Jahr verabschiedet werden soll. 
In ihm schließt sich der konservative Berichterstatter David 
McAllister der seit Jahresbeginn seitens der Kommission laut-
stark erhobenen Forderung nach einer Einführung qualifizier-
ter Mehrheitsentscheidungen (65% der EU-Bevölkerung und 
55% der EU-Mitgliedsstaaten) im gesamten GASP-Bereich an.

Der Berichtsentwurf macht sich dabei nicht einmal allzu viel 
Mühe, die machtpolitischen Hintergründe der Forderung zu 
verbergen. Für die „von der Europäischen Union angestrebte 

globale Führungsrolle“ sei 
es äußerst hinderlich, „dass 
die Mitgliedstaaten allzu oft 
ihre nationalen Interessen 
in den Vordergrund stellen, 
unabhängig von den mögli-
chen Folgen auf europäischer 
Ebene, was die Glaubwürdig-
keit der Europäischen Union 
als globaler Akteur beein-
trächtigt.“ Die Abschaffung 
des Konsensprinzips zugun-
sten qualifizierter Mehrheits-
entscheidungen soll hier 
Abhilfe schaffen, indem dar-
über künftig sichergestellt 
wird, dass kleine und mittlere 
Staaten durch den Verlust 
ihres Vetorechts innerhalb der 
Brüsseler Machtarchitektur 
massiv an Einfluss einbüßen.

Schon Anfang des Jahres 
kritisierte Wolfgang Ischin-
ger, der Leiter der Münch-
ner Sicherheitskonferenz: 
„Solange jeder Kleinstaat 
mit einem Veto eine gemein-
same Außenpolitik verhin-
dern kann, wird die EU bei 
der Lösung internationaler 
Krisen […] nur eine Neben-
rolle spielen.“ Ins selbe Horn 
blies auch Kommissionschef 
Jean-Claude Juncker, der sich 
ebenfalls vehement beklagte: 
„Diese Einstimmigkeit, dieser 
Einstimmigkeitszwang hält 
uns davon ab, Weltpolitikfä-
higkeit zu erreichen. Immer 
wieder stellen wir fest, dass 

wir zu konsensuellen einstim-
migen Beschlüssen nicht fähig 
sind.“ Im zugehörigen Fact 
Sheet „Beschlüsse mit quali-
fizierter Mehrheit“ erläuterte 
seine Behörde kürzlich die 
scheinbar mannigfaltigen Vor-
teile neuer außenpolitischer 
Abstimmungsmodalitäten. Sie 

sollen künftig für „Standpunkte zu Menschenrechtsfragen“, 
bei „Beschlüssen zur Verhängung von Sanktionen“ sowie bei 
„Beschlüssen zur Einleitung und Durchführung ziviler Missio-
nen“ zum Tragen kommen.

Dies ermögliche es der Union, „ihr ganzes Gewicht auszu-
spielen“, was bislang dadurch verhindert worden sei, dass 
kleinere Staaten immer wieder in die außenpolitische Suppe 
gespuckt hätten. Als Beispiele dafür werden u.a. die geschei-
terten Versuche eine gegen China gerichtete Erklärung zum 
Seerechtsübereinkommen zu verabschieden, Sanktionen gegen 
Venezuela zu verhängen und einen Auslandseinsatz in der 
Sahel-Zone zu beschließen genannt.

Was allerdings den kleinen und mittleren Staaten verwehrt 
werden soll – nämlich EU-Maßnahmen verhindern zu können, 
sollten sie den nationalen Interessen zuwiderlaufen –, wollen 
sich die EU-Großmächte selbstredend weiter vorbehalten. 
Inzwischen wird immer deutlicher, wie weitreichend es ihnen 
– allen voran Frankreich und insbesondere Deutschland – 
gelang, die europäischen Machtverhältnisse zu ihren Gunsten 
zu verschieben. Die Weichen

hierfür wurden im Prinzip schon im 2004 unterzeichneten 
EU-Verfassungsvertrag gestellt, der eine neue Stimmgewich-
tung vorsah, die schlussendlich dann auch in den seit Dezem-
ber 2009 geltenden Vertrag von Lissabon übernommen wurde.

Unter dem Vorwand, die Union „demokratischer“ gestalten 
zu wollen, wurden inzwischen – seit 2014 gilt das neue Pro-
zedere bei allen Mehrheitsabstimmungen im Ministerrat – die 
Stimmgewichte zugunsten der bevölkerungsreichen Länder 
neu verteilt. Und die sind, wie es der Zufall so will, auch die 
mächtigsten Länder in der Union. Gleichzeitig wurden die 
Bereiche, in denen mittlerweile mit qualifizierter Mehrheit 
abgestimmt wird, deutlich ausgeweitet. Im Ergebnis hat dies 
(nach einem Brexit) zur Folge, dass sich der Stimmenanteil 
Frankreichs vom früher gültigen Verfahren des Vertrags von 
Nizza von 8,4 Prozent auf 15,02 Prozent erhöht, am deutlich-
sten profitiert aber Deutschland, dessen Einfluss sich von 8,4 
Prozent auf 18,47 Prozent bei der entscheidenden Bevölke-
rungskategorie mehr als verdoppelt.

Damit verfügen Deutschland und Frankreich zusammen 
also bereits nahezu über eine Sperrminorität, mit der sie jede 
unliebsame Initiative versenken können. Dieselbe Möglichkeit 
soll aber anderen Ländern gleichzeitig so weit wie möglich 
versperrt werden. Damit würde sich die Europäische Union 
weiter weg von einem Staatenbund mit – relativ – flachen 
Hierarchien hin zu einem Europa der Großmächte bewegen – 
und genau das ist auch Sinn und Zweck der Übung, wie etwa 
die regierungsnahe „Stiftung Wissenschaft und Politik“ recht 
unverblümt einräumt: „Die qualifizierte Mehrheit im Rat mit 
ihren Anforderungen (55% der Mitgliedstaaten, die 65% der 
EU-Bevölkerung repräsentieren) verleiht den großen Mit-
gliedstaaten erhebliches Gewicht. Die Mehrheitsverfahren 
funktionieren dann am besten, wenn sie genutzt werden, um 
Mitgliedstaaten zu Kompromissen zu bewegen, die sie im Fall 
eines einzelstaatlichen Vetorechts abgelehnt hätten.“

Der Griff nach der Macht
Mehrheitsentscheidungen und 
Machtverschiebungen in EUropa
von Claudia Haydt und Sabine Lösing

Stimmanteile
(in % nach Bevölkerung)

Deutschland 18,47
Frankreich 15,02
Italien  13,72
Spanien  10,42
Polen  8,51
Rumänien 4,40
Niederlande 3,86
Belgien  2,55
Griechenland 2,41
Tschechien 2,35
Portugal  2,31
Schweden 2,26
Ungarn  2,2
Österreich 1,96
Bulgarien 1,59
Dänemark 1,29
Finnland  1,23
Slovakei  1,22
Irland  1,07
Kroatien  0,93
Litauen  0,64
Slovenien 0,46
Lettland  0,44
Estland  0,29
Zypern  0,19
Luxemburg 0,13
Malta  0,10
Quelle: EU Voting
Calculator 
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Im November 2017 bekundeten eine Reihe von EU-Mitglieds-
staaten durch die Unterzeichnung eines Notifizierungspapiers 
ihr formales Interesse, sich an der „Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit“, englisch abgekürzt „PESCO“, beteiligen zu 
wollen.1 Im Dezember folgte dann zur großen Freude der übli-
chen Verdächtigen aus Politik, Militär und Rüstungsindustrie 
mittels eines Ratsbeschlusses die offizielle Aktivierung.2

Die PESCO, an der sich 25 EU-Staaten beteiligen, soll sich 
zum neuen Motor einer Europäischen Rüstungsunion entwik-
keln, denn außerhalb von Militäreinsätzen kann seither unter 
ihrem Dach jedes erdenkliche Rüstungsvorhaben buchstäblich 
in Angriff genommen werden – und viel Zeit ließen sich die 
EU-Staaten damit auch nicht, eine erste Projektrunde wurde 
bereits im März 2018 eingeläutet. Auf dem Ratstreffen am 
19./20. November 2018 einigten sich die EU-Außen- und 
Verteidigungsminister nun auf eine zweite Runde, in die mit 
der Eurodrohne auch eines der wichtigsten aktuellen EU-
Rüstungsprojekte aufgenommen wurde.

Rüstungskorsett

Die PESCO zeichnet sich durch drei zentrale Merkmale aus: 
Erstens bricht sie mit dem bis dato im Bereich der EU-Militär-
politik geltenden Konsensprinzip, indem an einigen entschei-
denden Stellen Abstimmungen mit doppelter Mehrheit (65% 
der Bevölkerung und 55% der Staaten) eingeführt wurden. 
Dies ist schon allein deshalb von großer Bedeutung, weil das 
Konsensprinzip bislang den kleinen und mittleren Mitglieds-
ländern erhebliche Einflussmöglichkeiten eröffnete. Bei qua-
lifizierten Mehrheitsabstimmungen wurden dagegen seit der 
Einführung neuer Stimmgewichtungen mit dem Vertrag von 
Lissabon ab 2009 die Machtverhältnisse massiv zugunsten 
der großen EU-Staaten verschoben. Im Ergebnis hat dies zur 
Folge, dass Deutschland und Frankreich bei diesem Abstim-
mungsmodus zusammen faktisch über eine Sperrminorität ver-
fügen und jede Entscheidung, die ihnen nicht passt, blockieren 
können.

Für PESCO ist dies insofern hochgradig relevant, weil zwar 
über die Anbahnung von Projekten immer noch einstimmig 
im Konsens entschieden werden muss – stimmberechtigt sind 
allerdings nur die Mitgliedsstaaten, die bereits im PESCO-Boot 
sitzen, alle anderen verlieren die Möglichkeit, unliebsame Vor-
haben zu stoppen. Hier liegt der Grund, weshalb sich zahlrei-
che skeptische EU-Länder entschlossen, dennoch von Anfang 
an auf den fahrenden PESCO-Dampfer aufzuspringen. Ihnen 
hätte ansonsten die Gefahr gedroht, dauerhaft von wesentli-
chen militär- und rüstungspolitischen Fragen ausgeschlossen 
zu werden, da sie später vom Wohlwollen der deutsch-fran-
zösischen Sperrminorität abhängig gewesen wären. Weil auch 
die Aktivierung der PESCO nur einer qualifizierten Mehrheit 
bedurfte und ebenfalls nicht per Veto blockiert werden konnte, 
hatte dies zur Folge, dass am Ende trotz weitverbreiteter Vor-
behalte nur noch Großbritannien, Dänemark und Malta auf 
eine Teilnahme verzichteten.

Das zweite wichtige PESCO-
Merkmal besteht darin, dass eine 
Teilnahme buchstäblich nicht 
umsonst ist. Denn alle Länder, 
die formal ihr Interesse bekun-
deten, sich einklinken zu wollen, 
mussten sich parallel dazu auf 
die Einhaltung zahlreicher 
„Rüstungskriterien“ verpflich-

ten, die von Deutschland und Frankreich bereits im Vorfeld im 
Alleingang festgezurrt worden waren.

Dazu gehört laut Ratsbeschluss unter anderem die „Teil-
nahme an mindestens einem Projekt im Rahmen der PESCO, 
mit dem von den Mitgliedstaaten als strategisch relevant fest-
gestellte Fähigkeiten entwickelt oder bereitgestellt werden.“ 
Außerdem sagen die Staaten zu, „einen wesentlichen Beitrag 
zu EU-Gefechtsverbänden zu leisten“ oder etwa auch „im 
Rahmen ihrer Mittel und Fähigkeiten […] zu GSVP-Opera-
tionen [Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik] 
substanzielle Unterstützung zu leisten“.

Weitgehend sind auch die Kriterien im finanziellen Bereich: 
Sie beinhalten eine stärkere „gemeinsame Finanzierung mili-
tärischer GSVP-Operationen“, eine „schrittweise Aufstockung 
der Investitionsausgaben für Verteidigungsgüter auf 20 Pro-
zent der Gesamtausgaben im Verteidigungsbereich“ sowie die 
Festlegung auf eine „regelmäßige reale Aufstockung der Ver-
teidigungshaushalte.“ Dem Wortlaut nach ist dies wohl als eine 
jährliche Anhebung über der Inflationsrate zu verstehen – eine 
Reduzierung des Rüstungshaushaltes wird damit (abseits einer 
schweren Wirtschaftskrise) per PESCO-Kriterium unmöglich 
gemacht!

Diese Kriterien führen schließlich zum dritten und wohl 
entscheidenden Punkt der raffinierten PESCO-Architektur: 
Der faktischen Einführung von Sanktionsmöglichkeiten für 
rüstungsunwillige Staaten. Dies geschieht über ein weiteres 
PESCO-Kriterium, mit dem sich die Mitgliedsländer bereit 
erklären, jährlich von der EU-Verteidigungsagentur (EVA) 
evaluieren zu lassen, ob sie den eingegangenen Rüstungs-
verpflichtungen in „zufriedenstellendem“ Umfang nachge-
kommen sind. Sollte der Bericht zu dem Ergebnis gelangen, 
dass dem nicht der Fall ist3, eröffnet dies die Möglichkeit, den 
„angeklagten“ Staat mit einer qualifizierten Mehrheitsent-
scheidung wieder aus der PESCO hinauszubefördern!

PESCO-Projekte: Die ersten beiden Runden

Nachdem Ende 2017 die Rahmenbedingungen vorgegeben 
worden waren, wurden die ersten 17 PESCO-Projekte bereits 
im März 2018 beschlossen. Sie reichen von eher unscheinba-
ren Vorhaben wie Maßnahmen zur Hafensicherung über die 
„Verbesserung“ der schnellen Truppenverlegung („Military 
Schengen“) bis hin zur Entwicklung eines neuen Infante-
riefahrzeuges.

Deutschland übernahm dabei die Führung bei vier Vorhaben: 
Der Aufbau eines „Netzwerks von Logistik-Drehscheiben“ soll 
die Transportfähigkeiten in- wie außerhalb der Union „verbes-
sern“; ein „Europäisches Sanitätskommando“ soll europaweit 
die medizinische Versorgung effizienter gestalten; ein „EU-
Trainingszentrum“ soll vor allem Kräfte für GSVP-Einsätze 
zur militärischen Ertüchtigung ausbilden; und – potenziell 
zunächst wohl am weitreichendsten – die „Krisenreaktionsin-
itiative“ (EUFOR CROC), in deren Rahmen eine „gemeinsame 
Analyse bezüglich potentieller Bedrohungen“ vorgenommen 

PESCO-Rüstungsprojekte
Runde Zwei auf dem weg zur 
Europäischen Rüstungsunion
von Jürgen Wagner
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sowie die „Verbesserung der Planung von Material und Per-
sonal“ und die „Verkürzung der Reaktionszeit und Planungen 
bei Krisen“ erreicht werden soll. EUFOR CROC ist durchaus 
ambitioniert, sollen sich darüber doch künftig 60.000 Soldaten 
ins Feld führen lassen – dies aber nun ohne den Beitrag Groß-
britanniens.4

Andererseits wurden – allenfalls mit Ausnahme des Infante-
riefahrzeuges – vermutlich vor allem wegen der kurzen Vorbe-
reitungszeit noch keine größeren Rüstungsprojekte in die erste 
PESCO-Fuhre aufgenommen. Das sollte sich auf der Rats-
tagung am 19./20. November ändern, auf der in der Zusam-
mensetzung der Außen- und Verteidigungsminister die zweite 
„PESCO-Welle“ beschlossen wurde.

Anfangs sollen hierfür über 30 Vorschläge zirkuliert haben, 
die dann auf 17 reduziert wurden, wobei die Vorhaben lange 
sorgsam unter Verschluss gehalten wurden. Erst am Tag der 
Abstimmung selbst tauchte dann eine Projektliste auf, in der 
sich auch einige Details zu den einzelnen Vorhaben finden 
lassen.5 Insgesamt haben sich vor allem drei EU-Großmächte 
schadlos gehalten: Deutschland und Italien führen sieben 
PESCO-Projekte an, gefolgt von Frankreich mit sechs, kein 
anderes Land (mit Ausnahme Griechenlands) hat die Führung 
über mehr als ein Vorhaben inne.

Besonders drei der neuen Projekte stechen dabei besonders 
ins Auge: Unter tschechischer Führung und mit Deutschland 
als einzigem Partner sollen Kapazitäten zur „Elektronischen 
Kampfführung“ (EloKa) aufgebaut werden. In der Beschrei-
bung zum „Electronic Warfare Capability and Interoperabi-
lity Programme for Future Joint Intelligence, Surveillance 
and Reconnaissance (JISR) Cooperation“ heißt es dazu: „Das 
schlussendliche Ziel des Projektes besteht in der Schaffung 
einer stehenden EloKa-Truppe. […] Diese Truppe sollte zu 
gemeinsamen EloKa-Operationen in einem elektromagneti-
schen Umfeld sowie dazu in der Lage sein, die EU-Kampf-
truppen mit einzigartigen elektronischen Kampffähigkeiten zu 
unterstützen.“

Unter französischer Führung, aber wiederum mit deutscher 
(und spanischer) Beteiligung, soll künftig die „Tiger Mark III“ 
genannte Weiterentwicklung des „Tiger“-Kampfhubschrau-
bers im PESCO-Rahmen vonstattengehen. Wie ein Sachstand 
des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages im Sommer 
betonte, geht es dabei darum, die „gesamte ‚Tiger‘-Flotte 
Deutschlands, Spaniens und Frankreichs“ ab 2020 mit einem 
„Mid-Life Update“ auszustatten, damit könne „der Kampfwert 
des Waffensystems gesteigert werden“.6

Den zweifellos dicksten Fisch hat allerdings Deutschland 
an Land gezogen, denn es führt das bis dato „prominenteste“ 
Rüstungsprojekt an, das fortan im PESCO-Rahmen entwik-
kelt werden soll: Die bewaffnete Eurodrohne (MALE RPAS).7 

Bereits früh an Bord waren Deutschland, Frankreich, Italien, 
Spanien, nun scheint auch die Tschechische Republik mit auf-
gesprungen zu sein, nachdem sie ebenfalls als teilnehmendes 
Land am entsprechenden PESCO-Projekt genannt wird. Ein 
erstes 1:1-Modell der Drohne wurde bereits auf der ILA Ende 
April 2018 vorgestellt.8 Als erklärtes Ziel wurde ausgegeben, 
erste der von Airbus D&S (DEU), Dassault Av (FRA), Leo-
nardo (ITA) sowie Airbus S.A.U. (ESP) entwickelten Droh-
nensysteme bereits 2025 ausliefern zu können. Nach letztem 
Stand wurde bislang Interesse an insgesamt 21 Systemen (á 3 
Drohnen) angemeldet: Deutschland: 7; Italien und Spanien: 5; 
und Frankreich 4.

Bei der Drohne handelt es sich um eines der großen drei 
europäischen Rüstungsprojekte, die anderen beiden sind der 
geplante Bau eines deutsch-französischen Kampfpanzers 
(MGCS) und eines Kampfflugzeuges (FCAS), die im Grund-
satz beim Gipfeltreffen beider Länder im Juli 2017 beschlos-
sen wurden.9 Ziel ist es, dass sich alle drei Großvorhaben 
künftig als europaweite Standardsysteme durchsetzen und auf 
dieser Grundlage „erfolgreich“ auch auf den Weltmarkt drän-
gen werden. Lange war allerdings bei jedem dieser Projekte 
zwischen beiden Ländern hart darum gerungen worden, wel-
cher Konzern schlussendlich die Führung übernehmen sollte. 
Schon auf der ILA hatte sich eine Paketlösung für alle drei Vor-
haben abgezeichnet, die nun weiter festgezurrt wurde.10 Wohl 
nicht von ungefähr am selben Tag, an dem die nächste PESCO-
Runde eingeläutet wurde, am 19. November 2018, verkündeten 
die Verteidigungsministerinnen Deutschlands und Frankreichs, 
Florence Parly und Ursula von der Leyen, man habe sich auf 
das weitere Vorgehen verständigt.11 Schon länger ist klar, dass 
Deutschland die Führung der Eurodrohne übernimmt, Dassault 
soll nun augenscheinlich beim Bau des Kampfflugzeugs den 
Hut aufhaben, während beim Kampfpanzer dann wiederum 
erneut die deutschen Konzerne die Nase vorn haben sollen. 
Wie das Handelsblatt betont, geht es hier sowohl um riesige 
Beträge als auch um grundlegende Richtungsentscheidungen: 
„De facto bestimmen beide Ministerinnen damit die Industrie-
führerschaft für die begehrtesten militärischen Großaufträge 
Europas. Sie dürften den beteiligten Firmen bis 2040 zusam-
men Umsätze im dreistelligen Milliardenbereich bescheren. 
Der Verkauf des (FCAS) wird laut Schätzungen aus der Bran-
che einen Umsatz von 500 Milliarden Euro bringen. Für den 
Kampfpanzer fallen rund 100 Milliarden Euro an.”12

Europäisierung der Kosten

Die Überführung von Projekten in den PESCO-Rahmen hat 
zwei macht- und rüstungspolitische Vorteile: Einmal sind die 
Mitgliedstaaten, wie erwähnt, durch die PESCO-Kriterien 

Ausschnitt aus dem kürzlich online gestellten PESCO-Internetauftritt der EU. Quelle: https://pesco.europa.eu/ 
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en gehalten, sich an derlei Rüstungsvorhaben zu beteiligen, was 

ihre Chance deutlich verbessert, sich als europaweite Stan-
dardsysteme durchzusetzen. Eine starke heimische Auftrags-
lage „verbessert“ wiederum die Chancen auf den weltweiten 
Exportmärkten und trägt damit weiter zur allenthalben gefor-
derten Stärkung der rüstungsindustriellen Basis Europas bei.13 
Und zum anderen können die Forschungs- und Entwicklungs-
kosten von PESCO-Rüstungsprojekten künftig bevorzugt und 
zu 30 Prozent (statt zu 20 Prozent für Nicht-PESCO-Projekte) 
aus dem neuen Europäischen Verteidigungsfonds (EVF) mitfi-
nanziert werden, wodurch sich ihre Realisierungschancen noch 
einmal deutlich erhöhen.

Außerdem lassen sich so insbesondere die Kosten für die 
teuren deutsch-französischen Großprojekte bis zu einem 
gewissen Grad „sozialisieren“, da sich fast alle Länder am 
Verteidigungsfonds beteiligen müssen. Hierfür stehen für den 
Zeitraum 2019 und 2020 aus dem EU-Budget 590 Mio. Euro 
und zusammen mit nationalen Geldern insgesamt 2,59 Mrd. 
Euro zur Verfügung. Es ist davon auszugehen, dass gute Teile 
hiervon in die Forschungs- und Entwicklungskosten der Euro-
drohne gehen dürften, die schon vor Jahren auf über eine Mil-
liarde Euro geschätzt wurden.14 Richtig lukrativ soll es dann 
im nächsten EU-Haushalt 2021 bis 2027 werden, für den die 
Kommission bereits im Mai ihren Vorschlag vorlegte. Insge-
samt sollen dann aus dem EU-Haushalt 13 Mrd. Euro für die 
Erforschung und Entwicklung von Rüstungsprojekten zur Ver-
fügung stehen, was dann ergänzt um nationale Hebel 48,6 Mrd. 
Euro ergibt.15

Ein üppiger Batzen, den sich vor allem Deutschland und 
Frankreich, bzw. deren Rüstungskonzerne, unter den Nagel 
reißen wollen. Insofern ist es nicht weiter verwunderlich, dass 
das Handelsblatt bereits im Sommer zu berichten wusste, einem 
internen EVF-Arbeitsprogramm zufolge sei eine Finanzierung 
der Entwicklungskosten der Eurodrohne bereits mehr oder 
weniger beschlossene Sache, die der beiden anderen Prestige-
projekte (nebst der damit wohl einhergehenden Überführung in 
die PESCO), Kampfflugzeug und Kampfpanzer, sei sehr wahr-
scheinlich, sobald diese sich über das aktuelle Anfangsstadium 
hinausbewegen würden: „In einem Entwurf des Arbeitspro-
gramms, der dem Handelsblatt vorliegt, werden etwa Mach-
barkeitsstudien für ein Kampfflugzeug der neuen Generation 
und eine neue Plattform für Kriegsschiffe aufgelistet. Dort 
findet sich auch eine Studie für einen neuen Kampfpanzer, den 
Deutschland und Frankreich zusammen entwickeln wollen.“16
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Vom 5.11. bis zum 23.11.2018 lief die Krisenmanagement-
übung „Hybrid Exercise Multilayer 18“ (HEX-ML 2018 
PACE). Diese wurde von der EU ausgerichtet. Auch die Bun-
desrepublik Deutschland beteiligte sich daran. 

Ziel der Übung ist es, „in Zusammenarbeit mit der NATO 
[...] Krisenmanagement und die Bewältigung hybrider Bedro-
hungslagen“, welche die EU und ihre Mitgliedstaaten betreffen 
könnten, einzuüben und „die Reaktionsfähigkeit der EU auf 
kommende hybride Krisen zu verbessern.“1 Im vergangenen 
Jahr fand bereits eine vergleichbare Übung unter dem Namen 
PACE 2017 statt. Die Szenarien der beiden Übungen ähneln 
sich sehr stark. In beiden Fällen ist das Szenario eng an die 
aktuelle Situation angepasst, so z.B. die Entwicklung der ara-
bischen Staaten in den vergangenen Jahren: Ein von der EU 
unterstützter fiktiver nordafrikanischer Staat, der 2011 eine 
Revolution erlebt hatte, hat mit der Opposition und einer ter-
roristischen Gruppe zu kämpfen. Die EU mischt sich in den 
Konflikt ein, da der Staat ein Stabilitätsanker in der Region 
sei und ökonomisch, militärisch und politisch in den letzten 
Jahren zunehmend mit der EU kooperiert habe. Der Staat habe 
dennoch ein Sicherheitsproblem, weshalb die EU diesem Staat 
helfe.

Im Vergleich zur Übung im vergangenen Jahr gab es jedoch 
auch Unterschiede: Im vergangenen Jahr wurde die Übung 
hauptsächlich von der NATO ausgerichtet. In diesem Jahr 
wurden die EU-Mitgliedstaaten stärker eingebunden. Diese 
hatten die Möglichkeit, bevorzugte Bereiche einzubringen: Als 
hybride Bedrohungen, deren militärische Beantwortung trai-
niert werden soll, brachten die Mitgliedstaaten die Bereiche 
Energie, Gesundheit, Cyber, Desinformation, maritime Ereig-
nisse und einen Anstieg von Migration ein. Dass diese Berei-
che nicht zivil, sondern militärisch „gelöst“ werden sollen, ist 
Ausdruck einer zunehmenden Militarisierung der EU. Migra-
tion als militärische Bedrohung zu betrachten ist falsch und 
für die Betroffenen sehr gefährlich. Und auch eine Bekämp-
fung von Desinformation durch das Militär ist äußerst fraglich. 
Christopher Schwitanski zeigt in der IMI-Analyse 2017/23 
sehr anschaulich, „dass mit dem Kontern [z.B.] russischer 
Kommunikationsaktivität keine neutrale Berichterstattung ein-
hergeht, sondern eine einseitige Deutung des Konflikts – im 
Sinne von EU und Nato – der zufolge Russland die alleinige 
Schuld für die Eskalation in Osteuropa trägt. Raum für politi-
sche Entspannung oder Konfliktlösung wird ein solches Narra-
tiv nicht bieten.“2 

Gefährlich ist das Einüben solcher Informationskriege 
auch, weil die erlernten Mechanismen nicht nur gegen Fake-
News, sondern auch gegen abweichende politische Meinun-
gen eingesetzt werden könnten. Vor diesem Hintergrund ist 
es besonders bemerkenswert, dass im Zuge der Militärübung 
als Akteur auch die „internationale Bewegung AWG (Anti-
Western-Group)“ simuliert wurde. In den Übungsinstruktio-
nen wird sie folgendermaßen charakterisiert: „AWG ist eine 
internationale Bewegung, die sich gegen westliche Interessen 

einsetzt. AWG nutzt häufig sozi-
ale Medien, um Propagandana-
chrichten zu verbreiten, Riots zu 
organisieren, die als Demonstra-
tionen getarnt sind. Die AWG, 
welche Verbindungen zu NGOs 
in zahlreichen EU-Staaten hat, 
beschuldigt die EU-Mitglied-
staaten einer erhöhten Militär-
präsenz im Mittelmeer und in 

Nordafrika. Geheimdienstinformationen zufolge erhält die 
AWG finanzielle Unterstützung von verschiedenen Ländern, 
die der EU feindlich gesinnt sind, insbesondere vom [fiktiven 
Staat] Kronen und zudem Zahlungen in Kryptowährung von 
anonymen privaten Sponsoren weltweit. Sie zeigten bislang 
geringe Fähigkeiten im Bereich Cyber. Es gibt den Verdacht, 
dass die AWG von einem stärkeren Akteur unterstützt wird.“3 
Im Übungsszenario organisiert die AWG u.a. eine Demon-
stration in Brüssel, mit sogenannten „anti EU messages“, wie 
z.B. „NO MORE COLONISATION“ oder „SELF-DETERMI-
NATION NOW!“.4 Kritik an der EU und Militarismus wird 
bereits im Szenario der Übung implizit als Desinformation 
oder antieuropäisch diskreditiert. Es ist somit zu befürchten, 
dass auch soziale Bewegungen, wie z.B. die Friedensbewe-
gung, als hybride Bedrohungen, denen mit militärischen Mit-
teln begegnet werden soll, wahrgenommen werden. Auch bei 
PACE 2017 gab es bereits den Akteur AGG (Anti-globalisa-
tion-Group). Im damaligen Szenario wurde die Gruppe AGG 
ähnlich wie die AWG bei HEX-ML 2018 folgendermaßen cha-
rakterisiert: „AGG benutzt häufig soziale Medien, um Propa-
gandanachrichten zu verbreiten, Riots zu organisieren, die als 
Demonstrationen getarnt sind, all dies verbunden mit E-Mail-
Spam. Die AGG, die NGOs in diversen EU-Mitgliedstaaten 
sponsert, warf der EU eine erhöhte Präsenz in der Mittelmeer-
region vor. Laut Geheimdienstinformationen erhält die AGG 
finanzielle Unterstützung von verschiedenen Ländern, die der 
EU feindlich gesinnt sind.“5 Interessant ist es, zu betrachten, 
in welchen Punkten sich die fiktiven Gruppen AWG (2018) 
und AGG (2017) unterscheiden. Allein die Änderung des 
Namens ist interessant: War die Gruppe AGG noch gegen Glo-
balisierung, ist die AWG nun noch entpolitisierter dargestellt 
und richtet sich ausschließlich gegen „westliche Interessen“. 
Welche Interessen dies sind, bleibt weitgehend offen. Nur 
die Kritik an der überhöhten Militärpräsenz bleibt inhaltlich 
bestehen. Geändert hat sich jedoch, dass die EU nicht nur einer 
erhöhten Militärpräsenz im Mittelmeer, sondern zudem noch 
einer erhöhten Militärpräsenz in Nordafrika beschuldigt wird – 
ein Hinweis auf das gestiegene militärische Selbstbewusstsein 
der EU in Form der Beanspruchung Nordafrikas als eigene 
geopolitische Sphäre. Was die in diesem Zusammenhang zu 
übenden Inhalte angeht, scheint das Thema E-Mail-Spam an 
Wichtigkeit verloren zu haben, wohingegen das Thema Kryp-
towährungen bei der Übung 2018 neu auftaucht. Unverändert 
interessant ist zudem die Tatsache, dass soziale Bewegungen 
prinzipiell als durch der EU feindlich gesinnte Staaten fremd-
gesteuert wahrgenommen werden. Ihre legitimen politischen 
Forderungen nach einer Demilitarisierung der Mittelmeerre-
gion werden als hybride Bedrohung durch den Feind konstru-
iert. Bemerkenswert ist hier der 2018 zusätzlich hinzugefügte 
Satz über die AWG, es gebe den Verdacht, die oppositionelle 
AWG würde durch einen stärkeren Akteur („a more capable 
actor“6) unterstützt – ein Hinweis auf Russland oder China? 
Dies bleibt offen. 

Mit militärischen Mitteln gegen 
Fake News und Migration?
Die Krisenmanagementübung „hybrid 
Exercise Multilayer 18“ der EU
von Alexander Kleiß
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en Weitere Akteure der Übung sind die drei fiktiven nordafri-

kanischen Staaten „Ropperta“, „Kronen“ und „Loripa“, wobei 
die Staaten „Kronen“ und „Loripa“ als feindlich fingiert 
werden. Die drei Staaten unterliegen im Szenario einer terrori-
stischen, gesundheitlichen und konsularischen Krise, die durch 
die EU im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (GSVP) militärisch gelöst werden soll. Mit 
einer konsularischen Krise könnte z.B. der Fall gemeint sein, 
dass Spezialeinheiten zur Evakuierung  europäischer Staats-
bürger in den betreffenden Staaten eingesetzt werden sollen, 
diese Staaten aber die Kooperation und somit den Zutritt ver-
weigern. 

Ein weiterer fiktiver Akteur der Übung ist die „globale terro-
ristische Vereinigung NEXSTA (Newborn Extremist State)“. 
Diese wird für eine Reihe von Zwischenfällen – auch innerhalb 
der EU – verantwortlich gemacht, die teilweise als Terroran-
schläge bezeichnet werden. Zudem wird die EU im Szenario 
durch mehrere Cyberakteure angegriffen. Simuliert werden 
Angriffe auf den Energiesektor, IT-Systeme der EU-Institutio-
nen, Infrastruktur von Häfen sowie Aufklärungs- und Überwa-
chungsmittel. 

Die Bundesregierung beteiligt sich an der Übung im Übungs-
komplex „Energie“ in Form des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie und der Bundesnetzagentur. Auch das 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe ist 
ebenso wie das Auswärtige Amt und das Verteidigungsministe-
rium an der Übung beteiligt. Seitens der NATO sind Vertreter 
des Internationalen Stabes an der Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Übung beteiligt.7 

Auch der Rat für Auswärtige Beziehungen im Format der 
Verteidigungsminister beschäftigte sich auf seinem Treffen am 
19. und 20. November 2018 in Brüssel mit der Übung. Geplant 
war ein Austausch „zu den Themen ‚militärische Mobilität‘ 
und ‚hybride Bedrohungen‘ im Lichte der aktiven Phase der 
Übung HEX-ML 2018 PACE“.8

Es ist beängstigend, wie die „klassischen“ Kriege in den 
Domänen Land, See und Luft verschmolzen werden mit einem 
Krieg im Cyber- und Informationsraum, der auch politische 
Gegner im Inneren zu militärischen Feinden deklariert. Kritik 
an der NATO und ihren Kriegen wird als von außen gesteuert 
diskreditiert. Anstatt diese Widersprüche politisch zu verhan-
deln, wird ihnen mit militärischen Mitteln begegnet. Teil und 
Ausdruck dieses Problems ist auch die Übung HEX-ML 2018 
PACE.

Anmerkungen
1 Bundestagsdrucksache 19/4106: Antwort auf die Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Andrej Hunko u.a.: „Krisenmanagementübung 
„Hybrid Exercise Multilayer 18“ der Europäischen Union und 
der NATO gegen Cyberangriffe, Fake News und Migration“. 
31.08.2018.

2 Christopher Schwitanski: IMI-Analyse 2017/23. Strategische 
Kommunikation. Die Aufrechterhaltung europäischer Deutungs-
hoheit. 

3 Übungsinstruktionen (EXINST) für die (parallele und koordi-
nierte) Übung HEX-ML 18 (PACE) der EU „European Union 
Hybrid Exercise-Multilayer 18“.

4 Ebd.
5 Exercise Instructions (EXINST) for the EU PACE17 Parallel and 

Coordinated Exercise with NATO CMX17, Brüssel, 14.7.2017. 
Das Papier findet sich bei statewatch.org.

6 Übungsinstruktionen (EXINST) für die (parallele und koordi-
nierte) Übung HEX-ML 18 (PACE) der EU „European Union 
Hybrid Exercise-Multilayer 18“.

7 Bundestagsdrucksache 19/4106: Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Andrej Hunko u.a.: „Krisenmanagementübung 
„Hybrid Exercise Multilayer 18“ der Europäischen Union und 
der NATO gegen Cyberangriffe, Fake News und Migration“. 
31.08.2018.

8 Ausschussdrucksache 19(12)312 - Vorbericht zum Treffen des 
Rates für Auswärtige Beziehungen im Format der Verteidigungs-
minister vom 19. bis 20. November 2018 in Brüssel. 15.11.2018.

Manfred Weber, CSU, ist der desi-
gnierte nächste Vorsitzende der „Euro-
päischen Volkspartei“ (EVP), dem 
Zusammenschluss der konservativen 
Parteien auf EU-Ebene. Weber, der 
gleichzeitig aktuell als aussichtsreich-
ster Kandidat für den Posten als nächster 
EU-Kommissionschef gehandelt wird, 
ist schon mehrfach durch markige Sprü-
che aufgefallen. Im September 2018 
etwa Twitterte er: „Es geht heute um die 
Selbstbehauptung Europas und die Ver-
teidigung unserer Werte, weil wir von 
außen und innen angegriffen werden. Es 
geht um das Überleben unseres europä-
ischen Lebensstils.“

Am 13. November 2018 antwortete er 
dann  in der Tagesschau auf die Frage, 
was er von den Äußerungen der Kanzle-
rin zu einer EU-Armee halte, folgender-
maßen: „Ich habe mich darüber gefreut, 
weil Angela Merkel mit diesen Punkten 
das Hauptthema der nächsten Entwick-
lung Europas angesprochen hat. Wir 

sind heute bereits als Europäer ein wirt-
schaftlicher Gigant. Wenn Jean-Claude 
Juncker mit Donald Trump über unsere 
Autozölle verhandelt, dann ist er durch-
setzungsfähig, weil er für 500 Millionen 
Verbraucher spricht. Da sind wie bereits 
geeinigt. Die stärkste Wirtschaftsmacht 
in der Welt sind wir Europäer, vor den 
Amerikanern und den  Chinesen. Wo wir 

schwach sind, ist der Bereich der Vertei-
digung und Außenpolitik. Und dort hat 
Angela Merkel gerade Vorschläge auf 
den Tisch gelegt, wie wir das ändern. 
Und das heißt, auch außenpolitisch, ein 
politischer Gigant zu werden, um unsere 
Ideen und Werte, die uns ausmachen, 
international durchzusetzen.“

Jürgen Wagner

Manfred weber: EUropa als militärischer Gigant
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Während die Auswirkungen der NATO-Großübung „Trident 
Juncture 2018“ in Norwegen noch nicht alle behoben sind,1 
starteten bereits die nächsten Übungsserien auf NATO-Ebene 
in Skandinavien. Bei dem eher unbekannten skandinavischen 
Staat „Framland“ handelt es sich allerdings um eine Fiktion:

 
„Eine junge Demokratie, die aus dem Zerfall eines vormals 

größeren Staatsgebietes hervorgegangen ist, durchlebt auf 
ihrem Weg zum souveränen Staat politische Wirrnisse, Unru-
hen, Korruption und verschiedenste Angriffe von innen und 
außen. Die Bevölkerung ist verunsichert und teilweise schlecht 
versorgt. Die internationale Staatengemeinschaft wurde des-
halb um Unterstützung gebeten und ist nun vor Ort.“2

Zum Übungsszenario Joint Cooperation 2018 (JoCo18) 
erklärt Oberstleutnant Tim Stahnke, der verantwortliche Pro-
jektleiter: „Ähnlich wie im Film sind Ähnlichkeiten mit leben-
den Personen rein zufällig.“3 Ähnlich wie in Filmen, die auf 
diese Formulierung im Abspann zurückgreifen um sich einer 
möglichen Haftung zu entziehen, ist das Szenario allerdings 
auch hier bewusst nah an der Realität gestrickt.

In dem Szenario sind Demonstrant*innen, Motorradgangs 
und lokale Seperatistengruppen Akteure in den politischen 
Unruhen. Zieht man die Übertreibungen und Verfremdungen 

ab, die Teil der meisten Übungs-
szenarien sind, handelt es sich 
um eine fast perfekte Mischung 
aus Ostukraine und den Horror-
szenarien der Baltischen Staa-
ten vor einer Okkupation durch 
Russland. Nicht zufällig findet 
der fiktive CIMIC-Einsatz, eine 
Fortsetzung der Übung von 

2017, im Rahmen der Schnellen Eingreiftruppe (VJTF) der 
NATO statt,4 die 2019 von der Bundeswehr geführt werden 
wird. Damit reiht sich die JoCo18 in die aktuelle Aufrüstung 
der NATO entlang ihrer Ostflanke, die Übungen Trident Junc-
ture 2018 in Norwegen und das parallel stattfindende Seema-
növer „Northern Coasts 2018“ in der Ostsee ein.

Die reale Einsatzumgebung für JoCo18 befindet sich aller-
dings in der norddeutschen Tiefebene zwischen Hannover 
und Bremen. Ausgerichtet vom Zentrum Zivil-Militärische-
Zusammenarbeit der Bundeswehr in Nienburg,5 gilt die jähr-
lich stattfindende Übungsreihe seit einigen Jahren als größte 
CIMIC-Übung der NATO. CIMIC ist die NATO-Abkürzung 
für Civil-Military-Cooperation und wird auch in der Bundes-
wehr gern für alle Aufgaben der Zivil-Militärischen-Zusam-
menarbeit (ZMZ) im Ausland verwendet.

In der Übungswoche zwischen dem 09.11. und dem 
16.11.2018 kamen rund 300 CIMIC-Soldat*innen aus 22 Staa-
ten sowie 160 zivile Übungsbeteiligte zusammen. Im Vergleich 
zu rund 50.000 Teilnehmenden bei Trident Juncture ist das eine 
kleine Zahl. Für die relativ kleinen CIMIC-Einheiten - die Bun-
deswehr hält insgesamt 200 Soldat*innen im CIMIC-Bereich 
vor – ist die Größe und internationale Ausrichtung allerdings 
durchaus beachtlich. Neben Soldat*inne aus 18 NATO-Staa-
ten, schwerpunktmäßig aus Zentral- und Osteuropa, aber auch 

Joint Cooperation 2018
NAtO-CIMIC-truppe übt in Nord-
deutschland den Umgang mit Unruhen
von Martin Kirsch

Bei seinem Truppenbesuch in Nienburg 
im Februar 2018 beim Zentum ZMZ 
BW lobte der Vorgesetzte Generalmajor 
Carsten Breuer, Kommandeur des Kom-
mandos Territoriale Aufgaben in Berlin, 
den CIMIC-Bereich für seine „enge 
Verbindung zu den Einsätzen“.1 In der 
Struktur des Zentrums sind in der Abtei-
lung Einsatz neben einer ZMZ-Staffel 
für territoriale Aufgaben in Deutschland 
zwei CIMIC-Staffeln permanent für 
Auslandseinsätze vorgesehen.2

Seit dem SFOR-Einsatz in Bosnien-
Herzegowina sind CIMIC-Kräfte aus 
Nienburg an allen größeren Einsatzkon-
tingenten der Bundeswehr - abgesehen 
von Marinemissionen - beteiligt gewe-
sen.

In den aktuelle Einsätzen in Mali 
(MINUSMA), Afghanistan (Resolut 
Support), Kosovo (KFOR) und Libanon 
(UNIFIL) und im Nordirak im Rahmen 
des deutschen Anti-IS-Einsatzes3 ver-
sehen deutsche CIMIC-Einheiten min-
destens zeitweise ihren Dienst. Zudem 
ist davon auszugehen, dass CIMIC-
Spezialist*innen auch Teil der Truppen-

präsenz der Bundeswehr in Litauen und 
der Schnellen Eingreiftruppe der NATO 
sind.

Oft handelt es sich in den Einsätzen 
um kleine Einheiten mit weniger als 10 
Soldat*innen, die allerdings durch ihre 
Aufklärungsfunktion eine zentrale Rolle 
für das Lagebild der Militärführung vor 
Ort spielen.

Anmerkungen
1 Kommando Terriroriale Aufgaben, 

„Enge Verbindung zu den Einsätzen“ 
- Generalmajor Breuer im Zentrum 
Zivil-Militärische Zusammenarbeit, 
kommando.streitkraeftebasis.de

2 Laut Organigramm von 2016. Neuere 
Organigramme beinhalten keine Auf-
schlüsselung der unteren Ebenen. Quelle: 
Zentrum Zivil-Militärische-Zusam-
menarbeit Bw, InfoBrief Nr. I /2016, 
Jens Uwe Wehking, Neue Struktur am 
Zentrum ZMZ Bw, Seite 3, kommando.
streitkraeftebasis.de

3 Einsatzführungskommando der Bun-
deswehr, Claudia Birkholz, „CIMIC“ 
im Nordirak: Wertvolle Erkenntnisse 
für die Ausbildung, 30.01.2017, einsatz.
bundeswehr.de

Von Nienburg in die ganze welt
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en aus Spanien, Kanada und den USA, waren die EU-Staaten 

Österreich, Schweden und Finnland, sowie Armenien als inter-
nationaler Partner beteiligt.6

Das Zentrum Zivil-Militärische-Zusammenarbeit 
der Bundeswehr

Der Gastgeber der Übung, das Zentrum Zivil-Militärische-
Zusammenarbeit in Nienburg, ist zentrale Ausbildungsstätte 
für ZMZ-Aufgaben im In- und Ausland, sowie Truppensteller 
und Führungsstruktur für CIMIC-Einheiten in den Einsatzge-
bieten der Bundeswehr.

Aktuell arbeiten 216 der 300 Angehörige des Zentrums am 
Standort Nienburg – bzw. von dort aus in den jeweiligen Aus-
landseinsätzen. Weitere 81 Soldat*innen und Angestellte sind 
dauerhaft an die 15 Landeskommandos der Bundeswehr ver-
liehen. Drei weitere Soldat*innen versehen ihren Dienst an der 
Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivil-
schutz (AKNZ) des Bundesinnenministeriums in Bad Neue-
nahr.7

Aufgestellt wurde das erste CIMIC-Bataillon der Bundeswehr 
2003 im Zuge des SFOR-Einsatzes in Bosnien-Herzegowina. 
Dort wurde die strukturierte Koordination mit lokalen und 
internationalen zivilen Behörden und Organisationen notwen-
dig - ein klarer Wandel gegenüber den Szenarien des Kalten 
Krieges, als die Militärstäbe von leeren, weil evakuierten 
Schlachtfeldern ausgingen. Die Missionen auf dem Balkan 
hingegen fanden inmitten der Bevölkerung statt.

Mit dem Ausbau zum CIMIC-Zentrum der Bundeswehr 
2006 wurde dann auch das Aufgabenspektrum erweitert. Die 
Kontakte zu lokalen und internationalen Organisationen und 
Behörden sollten nicht mehr nur zur Koordination genutzt 
werden. Vielmehr wurde deutlich, dass sich dort Informatio-

nen über die Lage und Stimmung der Bevölkerung angeeignet 
werden konnten, die für das Militär sonst schwer zugäng-
lich sind. Dementsprechend wurde der Auftrag der CIMIC-
Einheiten auch formal um die Informationsgewinnung durch 
„Gesprächsaufklärung“ erweitert. Ziel dessen war und ist es, 
daraus ein „ziviles Lagebild“ zu generieren, um damit die Ent-
scheidungsgrundlage der militärischen Führung zu erweitern.

Einen besonderen Stellenwert bekamen die CIMIC-Einheiten 
im Zuge des Afghanistankrieges. Im Rahmen der Aufstands-
bekämpfungsdoktrin wurde das Gewinnen der „Hearts and 
Minds“ (dt. Herzen und Köpfe) der Bevölkerung zum militäri-
schen Ziel erklärt. Dementsprechend sollte der Bau von Brun-
nen und Schulen - das propagandistisch oft überstrapazierte 
Aushängeschild von CIMIC – dazu genutzt werden, Bevöl-
kerungsgruppen für sich zu gewinnen. Von entscheidender 
Bedeutung war allerdings der Kontakt zur Zivilbevölkerung, 
um aufständische Gruppen identifizieren, isolieren und militä-
risch bekämpfen zu können.

Die lokalen Gegebenheiten in Nienburg 
sind für das Zentrum ZMZ BW durch-
aus günstig. Mit dem Deutschen Roten 
Kreuz ist ein ziviler Ansprechpartner mit 
einem Büro direkt in das Zentrum in der 
Clausewitz-Kaserne integriert.1 Weitere 
zivile Nachbarn mit hohem Stellenwert 
für ZMZ sind der Hauptsitz der Polizei-
akademie Niedersachsen in der Nien-
burger Innenstadt sowie eine von zwei 
THW-Bundesschulen mit entsprechen-
den Lehreinrichtungen im benachbarten 
Hoya und weiteren Übungsplätzen in 
der Region.

Ebenfalls in der Clausewitz-Kaserne 
stationiert sind neben regionalen Logi-
stik-, Sanitäts- und Versorgungseinrich-
tungen auch der Reservistenverband 
(relevant für die Besetzung der Verbin-
dungskommandos), der Bundeswehrver-
band sowie das Bataillon Elektronische 
Kampfführung (EloKa) 912.

Dabei handelt es sich um eins von vier 
EloKa-Batallionen des Kommandos 
Strategische Aufklärung innerhalb des 
neuen Organisationsbereichs Cyber- und 
Informationsraum. Aufgabe der EloKa-

Truppe ist die „Fernmelde- und Elek-
tronische Aufklärung“ von Funkverkehr 
oder Radarausstrahlungen sowie die 
Störung gegnerischer Datenübermitt-
lungssysteme und der Schutz der eige-
nen Kommunikation. Dafür stehen allein 
in Nienburg 600 Soldat*innen und zivile 
Mitarbeiter*innen zur Verfügung.2 In 
der NATO werden EloKa-Aufgaben 
als Signal Intelligence (dt. Signalauf-
klärung) bezeichnet, was den nachrich-
tendienstlichen Charakter der Truppe 
verdeutlicht. Damit befinden sich mit 
der Gesprächs- und Vorortaufklärung der 
CIMIC-Truppen und der elektronischen 
Signalaufklärung des EloKa-Batallions 
zwei komplementäre Aufklärungsele-
mente der Bundeswehr in Nienburg.

Weitere Bundeswehrstandorte im 
Übungsgebiet sind die Panzerlehrbri-
gade 9 mit zwei Bataillonen in Neu-
stadt am Rübenberge, die ab 2019 Teil 
des deutschen Kontingents der NATO-
Speerspitze (Very High Readiness 
Joint Task Force) sein werden, und der 
Fliegerhorst in Wunstorf. Dort sind die 
Transportflugzeuge der Bundeswehr 

stationiert, die von Wunstorf aus auch 
in die Einsatzgebiete starten. Zudem ist 
Wunstorf als Logistikknoten für Luft-
verlegung der deutschen Soldat*innen 
der NATO-Speerspitze vorgesehen.3

Anmerkungen
1 Strukturbaum des ZentrZMZBw, kom-

mando.streitkraeftebasis.de
2 Presse- und Informationszentrum Cyber- 

und Informationsraum, Bataillon Elek-
tronische Kampfführung 912, 06.09.18, 
cir.bundeswehr.de

3 NDR, Streitkräfte und Strategien, 
Manuskript der Sendung vom 20.10.18, 
Beitrag: Großmanöver in Norwegen - 
NATO-Speerspitze auf dem Prüfstand 
von Andreas Dawidzinski, Seite 4, www.
ndr.de/streitkraefte

Bild von der Joint Cooperation 2018. Quelle: Public Domain

Standort Nienburg



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - H

echinger Str. 203 - 72072 Tübingen
20  Ausdruck Dezember 6/2018

Seit der Umstrukturierung 2013 ist das Zentrum ZMZ BW 
für einen Großteil der Ausbildungsmaßnahmen im Bereich 
ZMZ im In- und Ausland, von den Reservisten für die lokalen 
Verbindungskommandos bis zur Landeskunde für die Einsatz-
vorbereitung zuständig.8 Neben der Ausbildung bleibt es Auf-
gabe der Abteilung Einsatz in Nienburg, CIMIC-Kontingente 
in die Auslandseinsätze zu entsenden.

Verzahnung der Übung in der Region

Neben Größe und internationaler Beteiligung bei JoCo18 
ist ein weiteres Alleinstellungsmerkmal der Übung, dass sie 
nicht beschränkt auf Truppenübungsplätze mit schlecht simu-
lierter ziviler Infrastruktur stattfindet, sondern mitten im nord-
deutschen Alltag. Das Übungsgebiet erstreckt sich über 1800 
Quadratkilometer und umfasst die Landkreise Nienburg und 
Verden, sowie die vier Gemeinden Neustadt, Wunstorf, Gabsen 
und Wedemark im Nordwesten der Region Hannover.

Laut Selbstdarstellung des Zentrum ZMZ BW lebt „die Übung 
vor allem von der Interaktion zwischen Militär und Zivilbe-
völkerung“. Neben den 300 internationalen Soldat*innen sind 
auch 60 Zivilist*innen, u.a. aus der zivilen Verwaltung, Poli-
zei, Katastrophenschutzbehörden, Krankenhäusern und loka-
len Unternehmen, direkt in die Übungsabläufe integriert.

Die Kulisse für einen gesamten Übungsblock bildete eine 
Großübung von Feuerwehr, DRK und THW, die im Rahmen 
von JoCo18 in Hoya stattfand.9 Das simulierte Zugunglück 
wurde vom CIMIC-Erkundungsteam sogleich auf die mögli-
che Einwirkung von Saboteuren und Konsequenzen für Trup-
penverlegungen untersucht.10

Weitere rund 100 zivile Statist*innen ermöglichten es der 
Übungsleitung ein Kontingent an Zivilbevölkerung im Sinne 
des Übungsverlaufs zu steuern. Beteiligt waren u.a. ein Mittel-
alterverein auf der Burg in Hoya11 und die Leitung der Klinik 
in Neustadt.12 Die Johanniter Unfall-Hilfe stellte Statist*innen 
für eine wütende Anti-NATO-Demonstration, auf denen Paro-
len wie „NATO raus!“ und „Frieden statt NATO!“ gerufen 
wurden.13 Ebenfalls Rollenspieler war der Nienburger Bürger-
meister Henning Onkes, der für eine Woche seine Arbeit hin-
tenanstellte, um für JoCo sich selbst zu spielen. Dabei freute er 
sich besonders „dass die Übung in Nienburg die Friedensarbeit 
fördert.“14 Für die enge Zusammenarbeit im Rahmen der Joint 
Cooperation-Übungen in den vergangenen Jahren wurden 
Landkreis und Stadt Nienburg bereits im Juli 2018 vom NATO 
CCOE in Den Haag, dem Kompetenzzentrum für Zivil-Militä-
rische-Zusammenarbeit, mit dem CIMIC Award of Excellence 
ausgezeichnet.15

Besonders deutlich wurde der hybride Charakter von CIMIC 
allerdings mit der Errichtung von zwei CIMIC-Centres in 
den Innenstädten in Nienburg und Steyerberg im Rahmen 
der Übung. Sie dienten zugleich als Übungsorte für geplante 
Szenarien und als Anlaufpunkt für die lokale Bevölkerung, 
um sich über die Übung zu informieren. Anwohner*innen 
wurden unmittelbar in die Übung integriert, weil es für die 
Soldat*innen im Centre nicht ersichtlich war, ob es sich nicht 
um Rollenbspieler*innen handelt.16

Im Rahmen von Joint Cooperation wird deutlich, dass die 
Grenzen zwischen CIMIC im Auslandseinsatz und ZMZ in 
Deutschland fließend sind. So mobilisiert das Zentrum ZMZ 
BW für eine Übung für Auslandseinsätze auch jene Strukturen, 
die über die Zusammenarbeit im Inland entstanden sind.

Aufgrund dieser massiven Einbindung ziviler Strukturen vor 
Ort fühlt sich die Bundeswehr auf ihrer Website offenbar dazu 

genötigt, klarzustellen: „Sie bereiten sich aber nicht auf einen 
gemeinsamen Einsatz im Inland vor, denn dies wäre von der 
geltenden Rechtslage nicht abgedeckt.“

Auch wenn es offensichtlich erscheint, dass JoCo auf die Vor-
bereitung internationaler Einsätze ausgerichtet war, kann diese 
Aussage kaum beruhigen. Wenn wie im ZMZ-Bereich die 
Ausbildung unter einem Dach stattfindet und die Vorgesetzten 
sowohl Kontingente für Auslandseinsätze, als auch Teile der 
ZMZ-Soldat*innen in Deutschland führen, sind Wechselwir-
kungen in der Struktur nicht nur angelegt, sondern gewünscht. 
So wird in der Großübung mehr als deutlich, dass es sich bei 
der Trennung von Aufgaben der Bundeswehr im In- und Aus-
land um weit dehnbare juristische, nicht aber um strukturelle 
Grenzziehungen handelt.

Wie schnell solche Grenzen fallen können, zeigte 2016 in 
der Debatte um Inlandseinsätze nach einem rechts motivierten 
Amoklauf in München Generalleutnant Schelleis, Inspekteur 
der Streitkräftebasis und damit Vorgesetzter  aller ZMZ-Struk-
turen in Deutschland. In der Süddeutschen Zeitung stellte er in 
den Raum, im Falle von „terroristischen Großlagen“ Feldjäger 
einzusetzen und damit auf deren Erfahrungen mit Polizeiauf-
gaben in Auslandseinsätzen zurückzugreifen, „die sich nicht 
grundsätzlich von denen in Deutschland unterscheiden.“ Die 
nützlichen Zusatzqualifikationen der Feldjäger wären neben 
dem Einsatz von gepanzerten Fahrzeugen die „Organisation 
von Checkpoints, Umgang mit Sprengstoffbedrohungen und 
Objektschutz.“17

Das Zentrum ZMZ Bw soll „Multinational CIMIC 
Command“ werden

Im Zuge des auf dem NATO-Gipfel 2014 in Wales beschlos-
senen Rahmen-Nationen-Konzeptes ist Deutschland u.a. für 
den CIMIC-Bereich so genannte Leitnation. Durch die Kon-
zeption soll es kleineren NATO- und EU-Staaten erleichtert 
werden, Kontingente für Auslandseinsätze und die Truppen-
präsenz in Osteuropa zu stellen. Größere „Rahmennationen“ 
wie Deutschland, Italien und Großbritannien stellen sowohl 
Ausbildungsstätten als auch Führungs- und Kommandostruk-
turen zur Verfügung, auf die sich, wie es im NATO-Jargon 
heißt, „abgestützt“ werden kann.

Im Zuge der Internationalisierung der Lehrtätigkeiten des 
Zentrum ZMZ BW werden die meisten Aus- und Fortbil-
dungsangebote mittlerweile in englischer Sprache abgehal-
ten.18 Hinzu kommt ein englischsprachiges Fernstudium für 
Soldat*innen aus Partnerstaaten. In dieser Funktion arbeitet 
das Zentrum ZMZ BW eng mit dem Civil-Military Coopera-
tion Centre of Excellence (CCOE) der NATO19 in Den Haag 
zusammen, das nicht zufällig vom Oberst Wolfgang Paulik, 
dem ehemaligen Kommandeur aus Nienburg, geführt wird.

Ein weiterer Eckstein der Internationalisierung ist die jährli-
che JoCo-Übung selbst. So nahmen in den vergangenen drei 
Jahren CIMIC-Kräfte aus 20 und mehr Staaten teil. Darüber 
hinaus wurden auch die Konzeption und Vorbereitung, sowie 
Leitungs- und Führungsaufgaben während der Übung und die 
Auswertung von international besetzten Teams durchgeführt. 
Zentraler Standort und zuständig für die Bereitstellung von 
Know How und Infrastruktur bleibt bei aller Internationa-
lisierung allerdings das Zentrum ZMZ BW, auf das sich die 
Soldat*innen aus den Partnerstaaten „abstützen“.

In konsequenter Fortführung der genannten Entwicklungen 
ist geplant, das Zentrum ZMZ BW ab Ende 2019 zum Mul-
tinational CIMIC Command auszubauen.20 Auch wenn über 
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Vorbereitungen bereits getroffen. So wurde ein erster nieder-
ländischer CIMIC-Offizier bereits dauerhaft in Nienburg sta-
tioniert.

Damit entsteht in der Bundesrepublik neben dem neuen 
Logistikkommando der NATO in Ulm, dem NATO-
Marinehauptquartier für die Ostsee in Rostock und einem 
NATO-Gefechtsstand zur Koordinierung multinationaler Spe-
zialeinsätze in Hardheim eine weitere zentrale Führungsinfra-
struktur für weltweite NATO-Missionen und nicht zuletzt für 
den Aufmarsch entlang der Ostflanke der NATO.

Anmerkungen
1 Auf dem Rückweg vom NATO-Manöver Trident Juncture war 

eine Norwegische Fregatte mit einem Tankschiff zusammenge-
stoßen und gesunken. Eine Bergung des Wracks steht noch aus.

2 Streitkräftebasis, Stefan Niethmann, Starke internationale Betei-
ligung an Joint Cooperation 2018, 08.1..2018, kommando.streit-
kraeftebasis.de

3 Streitkräftebasis, Ulrich Baade, Hinter den Kulissen der „Joint 
Cooperation“, 02.08.18, kommando.streitkräftebasis.de

4 Blickpunkt Nienburg, Übungsszenario in der Langen Straße - 
Joint Cooperation: Aufruhr in Nienburgs Innenstadt, 23.10.17, 
blickpunkt-nienburg.de

5 Streitkräftebasis, Stefan Niethmann, Starke internationale Betei-
ligung an Joint Cooperation 2018, 08.1..2018, kommando.streit-
kraeftebasis.de

6 Streitkräftebasis, Ulrich Baade, „Auftrag ausgeführt!“, 20.11.18, 
kommando.streitkraeftebasis.de

7 Streitkräftebasis, Ulrich Baade, „Auftrag ausgeführt!“, 20.11.18, 
kommando.streitkraeftebasis.de

8 Ebd.

9 Kreiszeitung, Mehr als 350 Teilnehmer aus 21 Nationen - Große 
Militärübung „Joint Cooperation“ simuliert Zugunglück in Hoya, 
13.11.18, kreiszeitung.de

10 Streitkräftebasis, Stephan-Thomas Klose, Dramatische Szenarien 
zum JOCO-Übungsauftakt, 12.11.18, kommando.streitkraefteba-
sis.de

11 Die Harke, Graf Otto und das internationale Militär - Internatio-
nale Übung zu zivil-militärischer Zusammenarbeit im Hoyaer 
Schloss, 13.11.18, dieharke.de

12 Hannoversche Allgemeine Zeitung, Mirko Bartels, Militär übt 
Ernstfall im Krankenhaus, 12.11.18, haz.de

13 Streitkräftebasis, Stephan-Thomas Klose, Dramatische Szenarien 
zum JOCO-Übungsauftakt, 12.11.18, kommando.streitkraefteba-
sis.de

14 Kreiszeitung, Die Region wird nach Skandinavien verlegt - 
Größte CIMIC-Übung innerhalb der NATO startet: Bundeswehr 
übt auch im Landkreis Verden, 08.11.18, kreiszeitung.de

15 Streitkräftebasis, André Werres, CIMIC Centre of Excellence 
(CCOE) ehrt die Stadt Nienburg, 11.07.18, kommando.streit-
kraeftebasis.de

16 Blickpunkt Nienburg, Joint Cooperation-Teilnehmer üben fik-
tiven Krisenfall, Aufruhr in „Framland“, 17.11.18, blickpunkt-
nienburg.de

17 Süddeutsche Zeitung vom 03.08.2016, Christoph Hickmann, 
Üben für den Extremfall, Seite 5

18 Streitkräftebasis, Stefan Niethmann, In Langendamm spricht man 
Englisch, 17.04.18, kommando.streitkräftebasis.de

19 Mehr zum NATO CCOE in der IMI-Studie 6/2016 „Nato-Exzel-
lenzzentren - Planen für den nächsten Krieg“ von Christopher 
Schwitanski, Seite 12ff, imi-online.de

20 Streitkräftebasis, Ulrich Baade, CIMIC Command wirft seine 
Schatten voraus, 28.09.18, kommando.streitkraeftebasis.de

Teils parallel zur „Joint Cooperation 
2018“ fand vom 25. Oktober bis zum 23. 
November 2018 mit „Trident Juncture“ 
das bislang größte NATO-Manöver seit 
dem Ende des Kalten Krieges statt. Die 
Übung hatte ihren räumlichen Schwer-
punkt in Norwegen, allerdings wurde 
zum Beispiel auch in Island und in der 
Ostsee geprobt. Beteiligt waren 50.000 
Soldaten aus 29 NATO-Ländern sowie 
aus den – eigentlich – neutralen Staaten 
Schweden und Finnland. Deutschland 
steuerte etwa 8500 Soldaten sowie unter 
anderem auch 100 Kampf- und Schüt-
zenpanzer bei, außerdem liefen große 
Teile der Logistik über den Emdener 
Hafen. Die Kosten allein des deutschen 
Beitrags wurden auf ca. 90 Mio. Euro 
geschätzt. „Gut die Hälfte der Summe 
fließt ins Gastgeberland Norwegen, wo 
unter anderem für die Verpflegung und 
Bereitstellung von Feldlagern bezahlt 
werden muss. Der Rest ist für den Hin- 
und Rücktransport von Personal und 
Material eingeplant“, schrieb die Frank-
furter Rundschau (22.10.2018).

Die Standarderklärung, was bei der 
Übung genau geübt wurde, lautete – 
hier nach Wikipedia – zumeist so: „In 
der Übung wird der Bündnisfall, der 

nach dem Eindringen einer feindlichen 
Streitkraft in ein Staatsterritorium eines 
NATO-Mitglieds ausgerufen wird, simu-
liert.“ Auch wenn sich die NATO scheute, 
das Kind direkt beim Namen zu nennen, 
ist doch offensichtlich, dass hier Rus-
sland als Gegner gemeint war. Das trifft 
in der ein oder anderen Form auch auf 
die meisten anderen der über 100 für das 
Jahr 2018 geplanten NATO-Manöver zu. 
Immer wieder wurde vor der Gefahr von 
Zusammenstößen im Rahmen solcher 
Manöver gewarnt, die dann eine Eska-
lationsspirale auslösen könnten. Selbst 
der keineswegs 
als „Putinverste-
her“ bekannte 
Ex-NATO-Ober-
befehlshaber in 
Europa, James 
Stavridis, warnte 
in der Time 
(29.10.2018) vor 
einer Eskalation 
durch Trident 
Juncture oder 
andere Manöver: 
„Als Komman-
deur sitzt man 24/7 
in einem abgedun-

kelten Kommandozentrum und beob-
achtet Piepser auf einem Radarschirm, 
die feindliche Bewegungen repräsentie-
ren – dabei verfällt man schnell in den 
Rhythmus des Krieges. Die Kosten sind 
hoch und die Risiken äußerst real. Und 
die Wahrscheinlichkeiten für Fehlkalku-
lationen der einen oder anderen Seite, 
die zu einem Vorfall führen, der dann 
eine wirkliche Eskalation auslöst, ist 
enorm.“

Jürgen Wagner

trident Juncture: Größtes NAtO-Manöver seit dem Ende des Kalten Krieges 

Quelle: Bundeswehr/Kevin Schrief/Flickr
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Ende April 2018 veröffentlichte die tschechische Denkfabrik 
European Values Think Tank eine Studie zu russischen Desinfor-
mationsaktivitäten in Europa. Die besagte Studie mit dem Titel 
Prague Manual fasst zunächst die Aktivitäten europäischer 
Staaten im Umgang mit Russland zugeschriebenen Kommu-
nikationsaktivitäten zusammen und formuliert weiterhin Emp-
fehlungen für den Umgang mit selbigen. Diesen Empfehlungen 
widmet sich auch ein im Herbst diesen Jahres veröffentlich-
tes Arbeitspapier der Bundesakademie für Sicherheitspolitik 
(BAKS), welches den Autoren der ursprünglichen Studie ein 
Forum bietet, die Ergebnisse ihrer ursprünglichen Arbeit auf 
fünf Seiten zusammenzufassen und auf diesem Weg zur Repro-
duktion und Verbreitung selbiger beiträgt. Das Arbeitspapier 
der BAKS und die zugrunde liegende Studie können als Teil 
eines antirussischen Diskurses gelesen werden, welcher in den 
sicherheitspolitischen Institutionen Deutschlands und zahlrei-
cher EU- und Nato-Mitgliedstaaten vorherrscht und sich durch 
eine einseitige Negativzeichnung Russlands auszeichnet, im 
Zuge derer in der Regel die historischen Bedingungen der 
gegenwärtigen Konfrontation zwischen der Nato und Russland 
ebenso wie eine kritische Perspektive auf erstere ausgeblen-
det wird. Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden einige 
zentrale Stellen des BAKS-Arbeitspapiers und des Prague 
Manuals wiedergegeben und diskutiert.

Generalverdacht

Im Rahmen des Arbeitspapiers wird zunächst die in den letz-
ten Jahren immer häufiger laut werdende Forderung erhoben, 
auch westlicherseits offensive Kommunikationskampagnen 
unter dem Schlagwort „strategische Kommunikation“ zu 
betreiben, womit auf die wahrgenommene Bedrohung durch 
russische Aktivität auf diesem Gebiet reagiert werden soll. In 
diesem Zusammenhang wird Russlands Kommunikation als 
Teil einer sogenannten „hybriden Kriegsführung“1 dargestellt. 
Dabei handelt es sich um ein relativ junges Konzept, welches 
nicht zuletzt dazu genutzt wird, russische Aktivitäten im Cyber- 
und Informationsraum zu benennen und diesen zugleich eine 
negative Deutung zu geben, wobei zumeist ausgespart wird, 
dass sich die Aktivitäten westlicher Staaten in diesen Berei-
chen in gleicher Weise als „hybrid“ kennzeichnen ließe.

Neben der obigen Eingangsforderung warnen die Auto-
ren des Arbeitspapiers vor der Einflussnahme der russischen 
Regierung auf einzelne europäische Politiker mittels Geld 
und medialer Unterstützung. Denn im Gegenzug erwarte „der 
Kreml eine tolerante Sichtweise auf Russlands aggressive 
Politik oder Engagement für die Aufhebung der EU-Sanktio-
nen. Der kritische Punkt ist erreicht, wenn der Kreml zum Bei-
spiel einen strategisch wichtigen Geschäftsabschluss zwischen 
russischen Staatsunternehmen und europäischen Firmen ver-
handeln kann, üblicherweise in der Energiebranche oder ande-
ren volkswirtschaftlich relevanten Sektoren. Solche Geschäfte 
können lukrativ erscheinen, aber ihr tatsächlicher Zweck ist 
in den meisten Fällen politisch. Nachdem solche Geschäfte 

abgeschlossen wurden, ist es nur 
noch eine Frage der Zeit, bis der 
Kreml und seine Stellvertreter 
versuchen, gegnerische Kräfte 
auf staatlicher und nicht staat-
licher Ebene lähmen [sic]. Das 
letztendliche Ziel ist ein weicher 
Regimewechsel.“2

Nach dieser Argumentation, 
mit der sich jede nicht antirussische (Entspannungs-)Politik 
unter den Generalverdacht von Korruption und Einflussnahme 
mit dem Ziel eines Regimewechsels stellen lässt, finden sich 
weiterhin Empfehlungen entlang einer dreiteiligen Typisierung 
der EU-Mitgliedstaaten: Unter dem Punkt „Empfehlungen für 
Länder, in denen das Ausmaß der Bedrohung nicht erkannt 
oder nicht anerkannt wird“, werden diese wie folgt adressiert: 
„in manchen Ländern Europas wird die Bedrohung durch 
russische Einflussnahme in Strategiedokumenten und politi-
schen Verlautbarungen überhaupt nicht oder nur in einem sehr 
geringen Maße anerkannt. Diese Situation ist oft das Ergeb-
nis enger Wirtschaftsbeziehungen oder geht auf Sympathien 
für die Praktiken des Kremls zurück.“3 In einem solchen Fall 
russlandfreundlicher Regierungen oder solcher, die dem „fal-
schen“ Glauben erliegen, die kommunikative Bedrohung aus 
Russland „tangiere ihre eigene innere Sicherheit nicht“, wird 
empfohlen, diese durch Aktivitäten der Zivilgesellschaft umzu-
stimmen, u. a. „durch die investigative Auseinandersetzung 
mit kremlfreundlichen Akteuren und Narrativen“. Weiterhin 
könnten „[d]urch intensive und systematische Lobbyarbeit 
[…] die Regierungen in den betreffenden Ländern – wie zum 
Beispiel Irland oder Belgien – dazu gebracht werden, die Ein-
flussnahme des Kremls auf die Tagesordnung zu setzen und 
zumindest vorläufige Präventions- und Vorbereitungsmaßnah-
men zu treffen.“4 In der vollständigen Studie finden sich wei-
terhin Passagen, welche Kritiker von Nato und EU pauschal 
in die Nähe russischer Einflussnahme rücken: „Die häufigsten 
Kandidaten für Unterstützung durch den Kreml sind Politiker, 
die eine negative Perspektive auf internationale Organisationen 
wie die EU oder die NATO teilen, zu Autoritarismus tendieren 
oder einfach mediale oder finanzielle Hilfe für ihren persönli-
chen Vorteil benötigen. Die Kultivierung solcher Schlüsselfi-
guren in europäischen politischen Systemen führt nicht nur zur 
Unterstützung der Interessen des Kremls auf internationaler 
Ebene, sondern dient auch der Legitimation des korrupten und 
aggressiven russischen Regimes in Europa und dem Publikum 
innerhalb Russlands.“5

Das hierin zutage tretende Deutungsmuster, Kritiker von 
Nato und EU pauschal Beeinflussung durch externe Akteure 
zu unterstellen und ihre Position dadurch zu delegitimieren, 
findet sich in ähnlicher Weise auch in Nato-Publikationen zum 
Umgang mit angeblichen Desinformationskampagnen.6 

Die Zivilgesellschaft als Zielscheibe 

In dem obigen Auszug wird weiterhin der Trend deutlich, vor 
dem Hintergrund von Kommunikationsaktivitäten (wie sie im 
Westen vornehmlich unter dem Stichwort „strategische Kom-
munikation“ erfolgen), die Zivilgesellschaft als Ort der kom-
munikativen (militärischen) Auseinandersetzung zu begreifen, 
innerhalb dessen es von staatlicher Seite zu intervenieren gilt. 
Im Arbeitspapier der BAKS heißt es diesbezüglich, „[d]ie Zivil-
gesellschaft spielt grundsätzlich eine Schlüsselrolle gegen die 
Unterwanderung durch den Kreml“7 und es wird empfohlen, 

Die Konstruktion des 
russischen Feindbilds
Beispiele aus der Politikberatung
von Christopher Schwitanski
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die geforderten, für strategische Kommunikation zuständigen 
Institutionen dem Innenministerium zuzuordnen. Dement-
sprechend wird im zugrunde liegenden Prague Manual auch 
wohlwollend die Aktivität von Nichtregierungsorganisationen 
betrachtet, welche sich dem Widerlegen von Falschinformatio-
nen verschrieben haben. Auf der anderen Seite wird gefordert, 
Nichtregierungsorganisationen zu identifizieren, die wissent-
lich oder unwissentlich die Politik Russlands unterstützen. 
Insbesondere die Konzeption einer unwissentlichen oder nicht 
intendierten Unterstützung bietet potentiell die Möglichkeit, 
wie oben bereits angesprochen, kritische zivilgesellschaftliche 
Akteure unter den Verdacht zu stellen, im Sinne Russlands zu 
agieren.8 

Diese Entwicklung spiegelt sich aktuell auch in der gemein-
samen Krisenmanagement-Übung von Nato und EU „Hybrid 
Exercise Multilayer 18“, sowie der 2017 vorangegangenen 
Übung wider, welche in ihren Szenarien von feindlichen zivil-
gesellschaftlichen Akteuren ausgehen.9 

Schwarz-weiß-Denken

Die obigen Auszüge machen bereits die antirussische Stoß-
richtung der Studie deutlich und fügen sich damit in den gegen-
wärtigen Trend aggressiver Rhetorik gegenüber Russland 
seitens der Nato und der EU. Eine differenzierte Problema-
tisierung von Falschinformationen ebenso wie der Außenpo-
litik Russlands (wobei aufzuzeigen wäre, an welcher Stelle 
diese beiden Aspekte tatsächlich zusammengehen) findet sich 
an dieser Stelle nicht. Vielmehr wird eine übersimplifizierte 
Schwarz-Weiß-Zeichnung der gegenwärtigen Konfrontation 
mit Russland sowie die Forderung präsentiert, eben diese 
offensiver in die Gesellschaft zu tragen und Gegenstimmen mit 
dem Verdacht der Fremdlenkung und Propaganda von vorner-
ein zu delegitimieren.

Die hinter der Studie stehende Denkfabrik European Values 
sieht sich laut ihrer Website als Verteidigerin der liberalen 
Demokratie und berät politische Entscheidungsträger in der 

Bekämpfung von Extremismus, radikalen Regimen und autori-
tären Tendenzen. Weiterhin betreibt sie das Programm Kremlin 
Watch, im Rahmen dessen versucht wird, Russland zugeschrie-
bene Kommunikationsaktivitäten in der EU aufzudecken und 
welches u. a. vom Militärrat der Nato ausgezeichnet wurde. 
Dabei scheinen friedliche Beziehungen zu Russland für die 
selbsternannten Verteidiger europäischer Werte mit selbigen 
unvereinbar zu sein.

Anmerkungen
1 European Values Think Tank. 2018. The Prague Manual – How to 
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2 Bundesakademie für Sicherheitspolitik. 2018. Arbeitspapier 
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der Einflussnahme des Kremls in Europa entgegenwirken kann. 
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3 Ebd. (S. 3)
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Kremlin’s Hostile Subversive Operations in Central and Eastern 
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gische Kommunikation der EU, um gegen sie gerichteter Propa-
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Klimawandel und Antworten darauf

Es  besteht  unter Klimaforscher*innen de facto Einigkeit 
darüber, dass die Menschheit durch ihre Treibhausgasemissio-
nen Klimaveränderungen wie den Anstieg der globalen Mit-
teltemperatur mit schon jetzt spürbaren, gravierenden Folgen 
und noch schlimmeren zukünftigen Konsequenzen verursacht. 
Der 5. Assessment Report (5. Sachstandsbericht, AP5)1 des 
International Panel on Climate Change (IPCC), einem inter-
nationalen Zusammenschluss von Wissenschaftler*innen (im 
Deutschen auch „Weltklimarat“ genannt), attestiert der Welt 
unter anderem einen Anstieg in Frequenz und Intensität von 
Hitzewellen, Veränderungen in Niederschlagsmustern (z. B. 
weniger aber heftigere Regenfälle), einen Anstieg des Mee-
resspiegels durch Abschmelzen der Gletscher und des Inland-
eises und eine Versauerung der Ozeane mit nicht absehbaren 
Folgen auf marine Flora, Fauna und das gesamte Klimasystem. 
Gleichzeitig werden mit diesen Umweltfolgen auch sozio-
ökonomische und geopolitische Implikationen einhergehen. 
Bereits vorherrschende Konflikte drohen sich zu verschärfen, 
mit neuen Konflikten ist zu rechnen.

Die vom IPCC vorgeschlagenen Antworten darauf lauten: 
Reduktion der Emissionen, Anpassung (Adaption) an verän-
derte Klimabedingungen und (zum ersten Mal im AP5) Cli-
mate Engineering.

Ausgangspunkt für Climate 
Engineering ist der globale 
Strahlungshaushalt in der Atmo-
sphäre und an der Oberfläche 
(siehe Abbildung 1), welcher 
sich aus den Hauptkomponenten 
„einfallende Sonnenstrahlung“, 
„reflektierte Strahlung“ und 
„Treibhausgase“ zusammensetzt 

und einen direkten Zugang zum Klimasystem darstellt. Varia-
tionen dieser Komponenten haben direkte Auswirkung auf das 
globale Klima in Form von Veränderungen der Niederschlags-
muster und der Mitteltemperatur.

Angesichts wirkungsloser Politiken zur Reduktion der Treib-
hausgasemissionen sehen nun einige Wissenschaftler*innen 
den einzigen Ausweg, einer so genannten „Klimakatastrophe“ 
zu entgehen, in der Entwicklung und Anwendung großtechni-
scher Lösungen, die genau an diesen Punkten ins Klimasystem 
eingreifen und möglicherweise die Effekte des Klimawandels 
kompensieren oder rückgängig machen können. Mit „Klima-
katastrophe“ ist das Überschreiten verschiedener so genannter 
Kipppunkte im Klimasystem gemeint, die eine sprunghafte 
Erwärmung zur Folge hätten. Beispiele hierfür wären das 
Abschmelzen des Permafrostbodens oder die Entwaldung des 
Amazonasgebiets, was beides eine selbstverstärkende Wir-
kung auf die Erwärmung hätte. Die Rede ist hier also von 
einem Eingriff ins Klimasystem durch Technologien, die z. B. 
gezielt große Mengen von Treibhausgasen aus der Atmosphäre 
entfernen (engl. Greenhouse gas removal/GHG removal) oder 
mehr Sonnenstrahlung zurück ins All reflektieren sollen (Son-
nenstrahlungsmanagement; engl. Solar radiation management/
SRM).

Da, wie im Folgenden weiter ausgeführt wird, mit den vorge-
schlagenen Technologien sehr viele Unsicherheiten, mögliche 

Klimainterventionen und 
Geopolitik 
Die Gefahr der Militarisierung des Klimas
von Manuel Kreutle

Im Sommer des Jahres 2033 ist der 
Arktische Ozean zum ersten Mal kom-
plett eisfrei. Russland hat die Rohstof-
ferkundung im von ihm beanspruchten 
Teil abgeschlossen und plant den Be-
ginn der kommerziellen Ölförderung 
auf Höhe des 80. Breitengrades. Die 
Nordostpassage ist ganzjährig eisfrei 
und bietet damit eine lukrative Alterna-
tive zur deutlich längeren Handelsroute 
durch den Suez-Kanal. Auf Grund des 
zwischen den USA und Kanada noch 
immer andauernden Streits bezüglich 
der Nordwestpassage – Kanada bean-
sprucht den Seeweg als Teil seines Ter-
ritoriums, während die USA ihn als in-
ternationales Gewässer erachten – und 
dem zu großen Tiefgang moderner Tan-
ker ist dies somit die einzige schiffbare 
Handelsroute durch das Nordpolarmeer. 
Auf der 9. Arktiskonferenz in Tiksi, Russ-
land, kommen unter Schirmherrschaft 
des Arktischen Rats alle Anrainerstaa-
ten und einige weitere Regierungen zu-
sammen. Russland äußert dort gegen-

über Norwegen, Deutschland und den 
USA den Vorwurf, sie würden Eingriffe 
ins Klimasystem vornehmen mit der Ab-
sicht, Russland ökonomischen Schaden 
zuzufügen. So sieht Russlands Außen-
minister Nikolay Golovin im norwe-
gisch-deutschen Projekt zur künstlichen 
Ozeanumschichtung vor der Küste Nor-
wegens einen Versuch, die CO2-Konzen-
tration in der Atmosphäre zu verringern 
und somit das Klima künstlich zu kühlen. 
Freyja Christensen vom norwegischen 
Wirtschafts- und Fischereiministerium 
hält dagegen, es handle sich lediglich 
um eine Maßnahme zur Erhöhung des 
Nährstoffgehalts und damit der Fisch-
bestände in den oberen Wasserschich-
ten, was der fortgeschrittenen Überfi-
schung des europäischen Nordmeers 
entgegenwirken solle. Das GEOMAR 
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung 
in Kiel lässt verlautbaren, man hät-
te keine signifikante CO2-Entnahme 
durch das Vorgehen feststellen können. 
Des Weiteren wirft Russland den USA 

vor, mit dem Ausbringen von Aerosolen 
in der Stratosphäre über ihrem Territo-
rium eine Kühlung der Nordhalbkugel 
und verstärkte Niederschläge über dem 
Nordpol zu provozieren. Nach Angaben 
der US-amerikanischen Verteidigungs-
ministerin Alexandra Thatcher soll 
diese, durch die U.S. Air Force durch-
geführte Maßnahme, lediglich der Ver-
meidung von Dürren und fortschreiten-
der Desertifikation in den Bundesstaaten 
Arizona, Colorado und Kalifornien die-
nen. Zuvor hatten Wissenschaftler*innen 
des Geoengineering Model Intercompa-
rison Project (GeoMIP) jedoch gewarnt, 
eine derartige Maßnahme könne unge-
ahnten Nebenfolgen mit sich bringen. 
Russland fordert den sofortigen Stopp 
der Climate Engineering Maßnahmen 
und droht im Falle der Fortführung mit 
einer drastischen Erhöhung der eigenen 
CO2-Emissionen sowie „weiteren Maß-
nahmen“.

Arktis 2033 – ein Zukunftsszenario
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gravierende Nebeneffekte und z. T. großes Konfliktpotential 
einhergehen, ist es wichtig, Climate Engineering von klas-
sischer Emissionsreduktion oder Adaption klar zu trennen. 
Die nachstehende Definition ist dem EuTRACE-Bericht ent-
nommen und soll diesem Sachverhalt Rechenschaft tragen. 
EuTRACE war ein von 2012 bis 2014 andauerndes und von 
der EU gefördertes Projekt zur Beurteilung von Climate 
Engineering aus einer EU-Perspektive. Nach dessen Defini-
tion umfasst Climate Engineering „Technologien, die durch 
bewusste Manipulation des Klimasystems oder der Zusam-
mensetzung der Atmosphäre dem Klimawandel möglicher-
weise entgegenwirken könnten, ohne dass dabei anthropogene 
Treibhausgasemissionen reduziert werden müssten.“2

Im weiteren Verlauf des Textes wird der Begriff des Climate 
Engineering eingegrenzt (siehe Kasten I), bevor dann einige 
Technologien mitsamt Unsicherheiten und Risiken vorgestellt 
werden. Im Anschluss wird der Stand der Forschung und der 
politischen Einordnung von Climate Engineering durch ver-
schiedene geopolitische Akteur*innen präsentiert, um darauf 
hin auf dessen Konfliktpotentiale einzugehen.

Climate Engineering und wettermanipulationen

Zunächst gilt es, einige grundlegende Unterscheidungen zu 
machen. Die im Folgenden vorgestellten Formen des Climate 
Engineering entstammen dem aktuellen wissenschaftlichen 
Diskurs und werden von einigen politischen Akteur*innen 
bereits als Handlungsoption ernsthaft untersucht. Sie sind 
damit von verschwörungstheoretischen Konzepten wie Chem-
trails klar abzugrenzen.

Des Weiteren müssen Wetter und Klima unterschieden 
werden. Während Wetter den momentanen physikalischen 
Zustand der Atmosphäre beschreibt und somit Phänomene 
wie Sonnenschein, Regenfälle, Stürme usw. umfasst, handelt 
es sich beim Klima um den langfristigen Zustand von Atmo-
sphäre und Ozeanen. Wettervorhersagen können nur Aussa-
gen für einige Tage im Voraus treffen, da sich der momentane 
Zustand schnell ändert und somit über längere Zeiträume 
immer schwerer vorhersagbar wird. Zur Beschreibung von 
Wetter und Klima werden unter anderem Größen wie Tem-
peratur, Niederschlag und Luftdruck untersucht. Im Fall von 
Klima werden diese aber über Zeiträume von Jahrzehnten 

bis Jahrmillionen statistisch ausgewertet, sodass großskalige 
und längerfristige Phänomene, wie z. B. die Zirkulation des 
Golfstroms oder Eiszeiten, beschrieben werden können. Statt 
mit Wettervorhersagen wird das Klima der Zukunft anhand 
von Klimamodellen beschrieben, denen auch Annahmen über 
zukünftiges menschliches Verhalten zugrunde gelegt werden. 
So kommt z. B. der IPCC im AR5 auf verschiedene Projektio-
nen für ein künftiges Klima.4

Hieraus ergibt sich damit auch ein deutlicher Unterschied in 
der Bedeutung von Wettermanipulation und Climate Enginee-
ring. Während Wettermanipulation auf die Verhinderung oder 
Herbeiführung von lokalen Phänomenen wie Nebel, Hagel 
oder Regenfällen abzielt, sollen die hier diskutierten Formen 
von Climate Engineering die regionalen und globalen Effekte 
des Klimawandels abschwächen oder sogar umkehren. Beide 
Ansätze haben jedoch auch Berührungspunkte, an denen die 
Differenzierung zunehmend schwer fällt. Im Falle großflächi-
ger langanhaltender Wettermanipulationen gegenüber mögli-
chen kleinskaligen Eingriffen ins Klimasystem verschwimmt 
diese Grenze. Bezeichnend ist hierbei aber auch die historische 
Entwicklung der Konzepte, wobei Climate Engineering aus 
der Idee der Wettermanipulation heraus entstand.

historischer Kontext von Climate Engineering5

Der Idee des Climate Engineering geht eine längere Epoche 
des „Wettermachens“ voraus, welche bis ins frühe 19. Jahr-
hundert zurückreicht. Damals schon wurden das Erzeugen von 
Niederschlägen und das Verhindern von Unwettern in Erwä-
gung gezogen. Versuchen, durch große Feuer Niederschläge zu 
erzeugen, wie es James Espy (1785-1860) plante, wurde schon 
damals mit Skepsis begegnet. Ein weiteres Problem wurde 
bereits 1916 offensichtlich, als den Versuchen von Charles M. 
Hatfield, Regen zu erzeugen, indem eine geheime Substanz 
aus hohen Türmen ausgebracht wurde, eine Flutkatastrophe in 
San Diego folgte. So wurde damals schon über die Kausali-
tät zwischen Eingriff und Wetterphänomen gestritten und die 
Schwierigkeit von Regeln zur Kompensation möglicher Schä-
den offensichtlich.

Besondere Aufmerksamkeit erhielt das Thema aber dann in 
der Mitte des 20. Jahrhunderts, als die U.S. Air Force Feld-
versuche zur Wolkenmodifikation über den Philippinen und 

Abbildung 1: Strahlungshaushalt. Quelle: Gemeinfrei; nach 
Kiehl, J. T. and Trenberth, K. E. (1997); Earth’s annual 

global mean energy budget; Bulletin of the American Meteo-
rological Society, 78(2), S. 197-208.

Kasten I: Begriffseingrenzung

Für diesen Sachverhalt werden im aktuellen Diskurs ver-
schiedene Begriffe wie z. B. Geoengineering, Climate 
Engineering, Klimamodifikation, Klimamanipulation oder 
Klimaintervention verwendet, die alle leicht unterschiedli-
che Zuschreibungen zur Folge haben. Während Begriffe wie 
„Manipulation“ oder „Intervention“ negative Assoziationen 
hervorrufen könnten, dürfte dies bei „Modifikation“ weniger 
der Fall sein.3 Im folgenden Text soll jedoch der Begriff „Cli-
mate Engineering“ (kurz CE) verwendet werden, da er den 
Sachverhalt des bewussten Eingriffs ins Klimasystem anhand 
technischer Mittel treffend beschreibt und die mangelnde 
Abgrenzung von Ökosystem- und Wettermanipulationen im 
Fall des Begriffs „Geoengineering“ umgeht. Unter Ökosy-
stemmanipulation versteht man technische Eingriffe ins Öko-
system wie das Bauen großer Dämme und Kanäle oder das 
Abtragen von Bergen, während sich Wettermanipulation (wie 
im Folgenden genauer beschrieben) auf lokale kleine Ein-
griffe ins Wettersystem bezieht.
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Vietnam durchführte. Ziel war dabei die Nutzbarmachung 
des Wetters zu militärischen Zwecken, indem z. B. künstlich 
erzeugter Niederschlag die Truppenbewegung des Gegners 
behindern sollte oder eigene Operationen durch das Auflösen 
von Wolken erleichtert werden sollten. So spielten diese Über-
legungen auch eine große Rolle im Vietnamkrieg, wobei zwi-
schen 1967 und 1972 tausende Flüge durch die U.S. Air Force 
durchgeführt wurden. Hierbei wurden 47.000 Silberiodidge-
schosse über der ganzen Region in die Wolken geschossen, 
um durch die so erwarteten Regenfälle den Ho-Chi-Minh-Pfad 
unpassierbar zu machen. Die experimentelle Überprüfung all 
dieser Versuche gestaltete sich als äußerst schwierig und Ergeb-
nisse wurden schon damals in Frage gestellt. Diesem Treiben 
wurde schlussendlich im Jahre 1978 durch die United Nation 
Convention on the Prohibition of Military or Any Hostile Use 
of Environmental Modification Techniques (Umweltkriegs-
übereinkommen, ENMOD) ein vorläufiges Ende gesetzt. Das 
Abkommen verbietet eine militärische oder feindselige Mani-
pulation von Wetter durch Technologien.

Nichtsdestotrotz wurde die Idee 1996 nochmals von der U.S. 
Air Force aufgegriffen und in einem Strategiepapier themati-
siert.6 Darin wurde gemutmaßt, dass es bis 2025 möglich sein 
dürfte, das Wetter kontrollieren zu können, woraus sich ein 
erheblicher strategischer Vorteil für diejenigen ergebe, die über 
dieses Wissen verfügen. In diesem Zusammenhang sollen die 
Aktivitäten Chinas zur Wolkenmodifikation nicht unerwähnt 
bleiben, das seit 1995 tausende Flüge zur „Impfung“ von 
Wolken, d. h. zum Einbringen von Silberiodid, durchgeführt 
hat. Aus weiteren Staaten wie den USA aber auch Deutschland 
sind ebenfalls Programme bekannt. Trotz alledem bleibt die 
Effizienz derartiger Maßnahmen wissenschaftlich umstritten.

In gewisser Weise parallel zu den neueren Entwicklungen im 
Bereich der Wettermanipulation entwickelte sich die Idee des 
Climate Engineerings. So wurde dem US-Präsidenten Johnson 
schon 1965 in einem Bericht empfohlen, Verfahren zur Modi-

fikation des Strahlungshaushalts zu prüfen, um zu erwartende 
Klimafolgen abzuschwächen. Großen Aufschwung erhielt die 
Idee dann mit einer Arbeit von Nobelpreisträger Paul Crutzen7, 
die 2006 die Injektion von Schwefelpartikel in die Stratosphäre 
erneut thematisierte. Einflussreich und viel zitiert war auch der 
Report der Royal Society8 zu Climate Engineering. Zuletzt 
machte es der IPCC wieder zum Thema, indem quasi unkom-
mentiert in die Mehrheit der Klimamodellrechnungen im AR59 
eine Form des Climate Engineering eingebunden wurde.

Aktueller Stand der Forschung: technologien

An dieser Stelle werden einige Technologien kurz vorgestellt. 
Die folgende Beschreibung orientiert sich zum Teil an der Prä-
sentation der Technologien im bereits erwähnten EuTRACE-
Bericht10.

Aufforstung

Als Mittel zum Entfernen von Treibhausgasen aus der Atmo-
sphäre werden verschiedene land- und wasserbasierte Ansätze 
diskutiert. Eine recht simple landbasierte CE-Form wäre in 
der Tat Aufforstung. Im Gegensatz zum Schutz natürlicher 
CO2-Senken (wie z. B. Regenwälder oder Moore), was meist 
als Emissionsreduktion behandelt wird, geht es hier um eine 
geplante Erweiterung oder Neuschaffung von Wäldern, die 
beim Wachstum CO2 binden. Dies kann als einfachster CE-
Ansatz gesehen werden. Einsparpotential besteht jedoch auch 
nur, solange die aufgeforsteten Wälder bestehen bleiben. Einen 
globalen Effekt könnte man außerdem nur durch sehr groß-
skalige Bepflanzung erzielen, z. B. durch ein theoretisches 
Begrünen der Sahara. Letzteres könnte wiederum das Klima 
insoweit beeinflussen, dass es andererorts wärmer wird, der 
Effekt also zunichte gemacht wird. Landnutzungsänderung 
und Konkurrenz zu Nahrungsmittelproduktion bergen weite-

Abbildung 2: Verschiedene CE-Technologien. Quelle: Creative Commons (CC-BY ND 4.0); Rita Erven, Kiel Earth Institute
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diesem Bereich ein neues geopolitisches Handlungsfeld auf. 
Im Zuge von Ausgleichsmechanismen im Emissionshandel 
bauen Länder aus dem Globalen Norden im Globalen Süden 
CO2-Senken aus. Nicht selten ist dieses Vorgehen mit Land-
raub verbunden.11

Biomass Energy with Carbon Capture and 
Storage (BECCS)

Am meisten diskutiert wird in diesem Bereich aber die vom 
IPCC im AR5 erwähnte Technik des Biomass Energy with 
Carbon Capture and Storage (BECCS). Es handelt sich hierbei 
zunächst um die Idee, Biomasse in einem Kraftwerk zu ver-
brennen und so Energie zu gewinnen. Das entstandene CO2 
soll dabei aus der Abluft gefiltert und dann gelagert werden. 
Zur Filterung und Lagerung soll die z. T. schon in der kommer-
ziellen Anwendung befindliche Technik des Carbon Capture 
and Stogare (CCS) genutzt werden. Noch ist die Technik sehr 
energieaufwändig und dadurch wenig effizient, es werden aber 
viele Mittel in weitere Forschung und Entwicklung gesteckt.  
Zur großskaligen Anwendung würde sehr viel Biomasse 
benötigt, die auf Feldern explizit zu diesem Zweck kultiviert 
werden müsste. Wie bei allen biomassebasierten Ansätzen 
und auch bei Aufforstung drohen dadurch eine Monokul-
tivierung und so das Auslaugen der Böden und verheerende 
Folgen auf das Ökosystem. Eines der größten Risiken stellt 
wieder die Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion mit 
großem Potential für Preisschwankungen und Ressourcen-
konflikten dar. Lokale Konflikte wie Aufstände und ver-
stärkte Migrationsbewegungen sind als Folgen denkbar. In 
wie weit sich daraus eine Möglichkeit zur gezielten Destabi-
lisierung von Gesellschaften ergibt, ist noch nicht absehbar. 
Bei diesem Vorgang wird idealisiert von „Negativ-Emissio-
nen“ gesprochen, da rein rechnerisch der Atmosphäre beim 
Pflanzenwachstum CO2 entnommen und nach der Verbren-
nung eingelagert wird. Im Netto sollte also danach weniger 
CO2 in der Atmosphäre sein. Mögliche Emissionen, die beim 
Anbau oder Transport anfallen, werden dabei jedoch ignoriert. 
Die zentrale Fragestellung bei dieser Sache ist die Lagerung, 
welche mit vielen Unsicherheiten verbunden ist. Typischer-
weise ist davon die Rede, das CO2 unter die Erde (z. B. in 
Wasseradern oder erschöpfte Erdgasfelder) zu pressen. Wie 
lange es dort verweilt, ist noch unklar. Um eine klimarelevante 
Wirkung zu entfalten, muss es jedoch mindestens zehn- bis 
hunderttausende Jahre gespeichert bleiben. Wie sich das ver-
presste CO2 auf die Umwelt auswirkt, ist noch kaum erforscht. 
Eine erhöhte Erdbebenaktivität in der Nähe solcher Orte ist 
hinsichtlich vergleichbarer Erfahrungen aus dem Bereich des 
Fracking zu erwarten. Langsames Austreten könnte eine Ver-
sauerung des Grundwassers hervorrufen, ein plötzlicher Aus-
bruch könnte Erstickungsgefahr für Menschen und Tiere in 
der Nähe darstellen. In diesem Sinne sollte sich ein Lagerort 
nicht in besiedeltem Gebiet befinden. Eine damit wahrschein-
liche, große Entfernung zwischen Kraftwerk und Speicherort 
dürfte Transporte und damit den Aufbau einer komplett neuen 
Infrastruktur, welche wieder CO2 ausstößt, nötig machen. Im 
Zuge dessen sind ökonomische und politische Konsequenzen 
zu erwarten. Ausgewählte Länder wie z. B. Norwegen12 könn-
ten sich als CO2-Endlagerstätten für andere Industrienationen 
profilieren und durch so entstandene Dependenzen an geopoli-
tischem Einfluss gewinnen.

Ozeandüngung

Eine weitere diskutierte Form der CO2-Einlagerung stellt die 
so genannte Ozeandüngung dar. Durch Düngung des Wassers 
in einigen Regionen der Ozeane könnten der Idee nach bio-
logische Prozesse, wie z. B. das Wachstum von Phytoplank-
ton, künstlich beschleunigt werden. Dies könnte eine erhöhte 
CO2-Absorption der Ozeane aus der Atmosphäre und einen 
Anstieg des Kohlenstoffgehalts in der Tiefsee zur Folge haben. 
Als Düngemittel wird dabei hauptsächlich Eisen vorgeschla-
gen. Es bedarf zur Anwendung Regionen mit ausreichenden 
Makronährstoffen für das Planktonwachstum, wobei der 
Nordpazifik, dessen Äquatorialregion und der südliche Ozean 
in Frage kämen. Das Konzept sieht vor, dass das so entstan-
dene Plankton im Laufe der Zeit abstirbt und auf den Mee-
resgrund sinkt, wodurch die Konzentration von CO2 in der 
Atmosphäre sinkt. Obwohl schon einige Experimente hierzu 
durchgeführt wurden, konnte noch kein erfolgreicher Nach-
weis von Netto-CO2-Absorption aus der Atmosphäre erbracht 
werden.13 Die Anwendung stellt nicht nur im Hinblick auf die 
marine Nahrungskette und somit die Biodiversität ein Risiko 
dar. Eine so provozierte Planktonblüte könnte zur Entstehung 
klimaschädlicher Spurengase (z. B. Lachgas) führen.14 Durch 
erhöhten Sauerstoffverbrauch könnte auch das Ökosystem 
kippen, also lokal anoxische, tote Zonen in den Ozeanen ent-
stehen. Darin liegt dann auch ein beachtliches geopolitisches 
Risiko begründet, könnten doch durch eine irrtümliche oder 
feindselige Anwendung Konflikte entstehen.

Stratosphärische Aerosol-Injektion (SAI)

Durch Erhöhen des Anteils an Aerosol-Partikeln in der Stra-
tosphäre, Stratosphärische Aerosol-Injektion (SAI) genannt, 
versprechen sich Befürworter*innen eine verstärkte Refle-
xion von Sonnenlicht zurück ins All, was einen verminderten 
Anstieg der globalen Mitteltemperatur zur Folge hätte. Dabei 
könnten entweder Partikel direkt eingebracht werden oder sie 
könnten durch Injektion von Schwefeldioxid (SO2) vor Ort 
entstehen. Diese Technik ist die am meisten diskutierte SRM-
Technik und Gegenstand vergangener und aktueller Feldexpe-
rimente. Grund dafür ist die erwartete hohe Effektivität, die 
schnelle Wirkung und die gegenüber klassischen Reduktions-
maßnahmen als gering eingeschätzten Anwendungskosten. 
Vulkanausbrüche und die darauf folgende Abkühlung der glo-
balen Mitteltemperatur sind hierbei Vorbilder für die Technik. 
Jedoch hätte eine Anwendung von SAI geografisch inhomo-
gene Klimaeffekte und mögliche weitere ungeahnte Neben-
wirkungen zur Folge. Mit SAI sind Änderungen in lokalen 
Niederschlagsmustern zu erwarten, welche wiederum Ände-
rungen in der Verfügbarkeit von Wasser bedingen würden. Es 
sind weniger, aber heftigere Niederschläge vor allem in der 
Äquatorialregion zu erwarten (siehe Abb. 3). Weitere mögliche 
Probleme bestehen in einer potentiellen Reduktion der Ozon-
schicht, was mit gesundheitsschädlichen Konsequenzen durch 
erhöhte UV-Strahlung einherginge.

Simulationen haben zu alledem noch ergeben, dass ein plötz-
licher Abbruch der Maßnahme zu einer beschleunigten Klima-
veränderung führen könnte („termination shock“). Innerhalb 
sehr kurzer Zeit würde das Klimasystem die Temperatur 
erreichen, die ohne Anwendung von SAI zu erwarten gewe-
sen wäre, was noch gravierendere Folgen als der ursprüngli-
che Klimawandel mit sich bringen könnte. Auch stellt dies ein 
großes Konflikt- und Missbrauchspotential dar, gibt doch dies 
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dem anwendenden Staat die Möglichkeit, mit dem Abbruch zu 
drohen.

Positionen zu Climate Engineering

Die meisten CE-Technlologien sind noch in einem sehr 
frühen Entwicklungsstadium und mit vielen Unsicherheiten 
verknüpft. Des Weiteren haben sich an einigen Stellen schon 
Konfliktpotentiale und mögliche geopolitische Implikationen 
abgezeichnet. Dies macht es umso interessanter, zu analysie-
ren, welche Position verschiedene geopolitische Akteur*innen 
in dieser Debatte einnehmen.

Vereinigte Staaten von Amerika

Die USA sind eine der führenden Nationen, was Forschung 
bzw. Forschung und Entwicklung (F+E) im Bereich Climate 
Engineering angeht. Dem zugrunde liegt die lange Geschichte 
der Wettermanipulationen durch die US-Streitkräfte und land-
wirtschaftliche Großunternehmen.15 Nichtsdestotrotz gibt es 
bis jetzt noch kein von der Regierung koordiniertes Forschungs-
programm und wenig staatliche Förderung für CE-Forschung.  
Deshalb finanzieren sich Projekte hauptsächlich durch Dritt-
mittel, Spenden und umgewidmete staatliche Fördermittel.16 
David Keith (Harvard University) und Ken Caldeira (Stanford 
University), die Schlüsselfiguren der US-amerikanischen CE-
Forschung, werden bei ihrer Forschung durch den Milliardär 
Bill Gates unterstützt und erhalten Mittel aus dessen „Fund for 
Innovative Climate and Energy Research“ (FICER)17. Neben 
der eigenen Forschung in dem Bereich nehmen die beiden 
auch Schlüsselrollen in verschiedenen Berichten über Climate 
Engineering ein, so auch im Royal Society Report (2009) und 
im privat finanzierten Novim Report (2009). Letzterer entstand 
unter Federführung von Steve Koonin, damaliger Chef-Wis-
senschaftler beim Ölkonzern BP und Mitglied in der JASON-
Gruppe.18 JASON ist eine Gruppe von Wissenschaftlern, die 
das US-Militär beraten und dafür Sonderberichte produzieren 
– die Hälfte davon öffentlich, die andere Hälfte vertraulich. 
Unter den Mitautoren waren auch noch weitere JASON-Mit-
glieder.

Die Novim Group kommt zum Schluss, dass alle Stufen 
der F+E solarer Aerosol-Injektion von einem Staat mit aus-
reichenden Mitteln unilateral unternommen werden könnten. 
Außerdem sehen sie Schwierigkeiten in der Entscheidungsfä-
higkeit internationaler Wissenschafts- und Regierungsgremien 
angesichts nötiger rascher Reaktion auf sich plötzlich verän-
dernde Umstände eines SAI-Einsatzes.19 In dieselbe Richtung 
geht die Einschätzung der RAND Cooperation, einer U.S.-
Air-Force-nahen Denkfabrik mit beratender Funktion für die 
US-Streitkräfte, in ihrer Analyse „Governing Geoengineering 
Research“20 aus dem Jahr 2011. Angesichts der großen Her-
ausforderung für Risiko-Management, nationale Sicherheit 
und internationale Regulierung durch Climate Engineering (in 
diesem Falle stratosphärische Aerosol-Injektion) untersuchte 
sie die Verletzlichkeit der US-Regierung gegenüber einem CE-
Einsatz. Ihrer Einschätzung nach stellt ein komplettes Verbot 
von CE-Technologien dabei das größte Risiko für die USA dar. 
In vergleichbarer Nähe zum US-Militärapparat befindet sich 
mit dem Luftfahrtunternehmen Aurora Flight Sciences Coope-
ration (AFS) ein weiterer Player im CE-Netzwerk. AFS ist 
Partner der Defense Advanced Research Projects Agency 
(DARPA) in Rüstungsprojekten wie z. B. der „RQ-4 Global 
Hawk“ Aufklärungsdrohne, welche unter anderem in Afghani-
stan, Irak und Syrien zum Einsatz kommt und Grundlage für 
die zunächst gescheiterte Variante RQ-4B „EuroHawk“ der 
deutschen Luftwaffe ist.21 Sechs Drohnen von diesem Typ 
sollen auch für das NATO-Programm Alliance Ground Surveil-
lance (AGS) angeschafft und in Sigonella, Italien, stationiert 
werden.22 Mit ihrer Expertise bei Drohnen für Sonderaufga-
ben (special-purpose unmanned aerial vehicles) haben sie eine 
Kostenanalyse zu SAI gemacht23 und sind zu dem Schluss 
gekommen, dass eine Anwendung „aus Ingenieurs-Perspektive 
machbar“ sei. Sie haben sich dann auch sogleich in Stellung 
gebracht und attestiert, dass dies am Besten mit eigens dafür 
entwickelten, speziellen Flugzeugen oder Luftschiffen mög-
lich sei und Anschaffungs- und Betriebskosten abgeschätzt.

Angesichts dieser vielseitigen Bemühungen ist es fast verwun-
derlich, dass es bis dato lediglich zu einer parlamentarischen 
Befassung mit dem Thema kam. Das Committee on Science 
and Technology des 111. US-Kongresses befasste sich im Zeit-
raum 2009/2010 in drei Anhörungen mit dem Themenfeld Cli-
mate Engineering. Dabei wurden Fragestellungen zur F+E von 
CE-Technologien und zum Thema CE-Governance behandelt. 
So wurde der Regierung mehr Engagement in diesem Bereich 
empfohlen.24 Während das Militär sich ausgiebig mit Climate 
Engineering beschäftigt haben dürfte, gibt es noch keine offi-
zielle Position der US-Regierung zum Thema. Angesichts der 
reaktionären Position der aktuellen US-Administration unter 
Präsident Donald Trump bezüglich Klimaschutz und der in 
der Vergangenheit offenen Haltung bezüglich neuer Techno-
logien sowie Wettermanipulationen ist ein CE-Einsatz seitens 
der USA zumindest denkbar. Der 2017 geäußerte Vorwurf der 
personellen Nähe der Regierung zur CE-Forschung bestärkt 
die Einschätzung.25

Bundesrepublik Deutschland

In Deutschland wurde und wird ebenfalls an Climate Engi-
neering geforscht, wobei der Schwerpunkt eindeutig auf dem 
Entfernen von Treibhausgasen liegt. Zum ersten Mal öffentlich 
wahrnehmbar wurde dies 2009 mit dem umstrittenen LOHA-
FEX-Experiment zur Ozeandüngung, einer deutsch-indischen 
Kooperation. Die Max-Planck-Institute für Meteorologie und 

Quelle: Wikipedia / Eigene Bearbeitung
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EU-geförderten Forschungsprojekt „Implications and risks of 
engineering solar radiation to limit climate change“ („Impli-
kationen und Risiken technischer Sonneneinstrahlungs-Mani-
pulation zur Begrenzung des Klimawandels“, IMPLICC) 
beteiligt.26 Aktuell gibt es staatlich geförderte CE-Projekte 
am Kiel-Earth-Institute27, am GEOMAR Helmholtz Zentrum 
für Ozeanforschung Kiel28 und am Leibniz-Institut für Agrar-
technik Potsdam29. Aus der Privatwirtschaft zeigten sich bis 
jetzt nicht nur Energiekonzerne wie Vattenfall, E.ON und 
RWE interessiert an F+E, sondern es haben sich auch einige 
kleine Start-ups gegründet. Eine Übersicht über CE-F+E 
in Deutschland und weltweit bietet die „Geoengineering 
Map“ der NGO etc Group und der Heinrich-Böll-Stiftung.30 
Wissenschaftler*innen und Institute aus Deutschland haben 
auch am bereits erwähnten EuTRACE-Bericht zu Climate 
Engineering mitgewirkt und forschen auch im Bereich Kon-
fliktpotential von CE-Technologien (später mehr dazu).

Im Kontext der Kontroverse um das LOHAFEX-Experiment 
kam es zu einer ersten Positionierung der damaligen Bundes-
regierung aus Union und FDP im Zuge ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion der SPD.31 Damals 
wurde angegeben, dass eine Befassung mit dem Thema durch 
sicherheitspolitische Gremien der Bundesregierung nicht statt-
fände, aber dass sie mögliche Missbrauchspotentiale in einer 
unilateralen Anwendung von CE-Maßnahmen ohne klare 
Risikoabschätzung sieht. Außerdem wurden Gutachten durch 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
und das Umweltbundesamt (UBA) in Auftrag gegeben.32 
Tenor war durchweg, dass Climate Engineering auf abseh-
bare Zeit keine Alternative zu Minderung und Anpassung 
darstelle. Das BMBF will Climate Engineering jedoch „vor-
ausschauend, wissenschaftlich fundiert und umfassend, d. h. 
unter Einbindung unterschiedlichster Perspektiven prüfen.“33 
Eine erneute Stellungnahme der Bundesregierung erfolgte 
2018 durch eine Antwort der Großen Koalition aus Union und 
SPD auf eine Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen.34 Darin wird angegeben, dass der „Bundesre-
gierung [...] derzeit kein vollständiges und ausreichend gesi-
chertes Bild zu einzelnen Risikoaspekten von CE“ vorliegt. 
Neuerdings sieht die Bundesregierung aber „Forschungsbedarf 
[...] im Hinblick auf das gesamte Spektrum der unter CE disku-
tierten Ansätze und Technologien“. Nichtsdestotrotz verfolge 
die Bundesregierung „derzeit keine Beteiligungsstrategie“ für 
die allgemeine Öffentlichkeit in Deutschland und global zum 
Thema CE.35 Damit hat sich in der Grundhaltung nichts funda-
mental geändert, es wird aber eine Öffnung für Forschung oder 
sogar F+E von CE-Technlologien deutlich, die sich nicht nur 
in der Förderung der oben genannten Projekte zeigt. Wie sich 
diese Position angesichts verfehlter selbstgesetzter Klimaziele 
entwickelt, ist abzuwarten. Die Aussage, dass von Climate 
Engineering „bis zur weiteren Klärung der spezifischen Risi-
ken“ grundsätzlich abgesehen würde, lässt aber definitiv Raum 
für eine zukünftige Anwendung.

Neben der Bundesregierung hat sich mit dem Planungs-
amt der Bundeswehr ein weiteres staatliches Organ mit dem 
Thema auseinandergesetzt.36 In der Studie kommt das Pla-
nungsamt zum Schluss, dass Climate Engineering für Staa-
ten wie China, Indien oder die USA attraktiv werden könnte, 
da  diese Länder konventionelle Klimapolitik teilweise als 
eine Bedrohung für ihr wirtschaftliches Wachstum bewerten 
würden. Damit bestünde das Potential außen- und sicherheits-
politischer Implikationen in Form von Konflikten zwischen 

Staaten aber auch nicht-staatlichen Akteuren (wie  Unter-
nehmen und NGOs). Diese könnten bei der Koordinierung 
und Kostenverteilung von CE-Maßnahmen und infolge kata-
strophaler Nebenwirkungen auftreten. Auch wenn dem Pla-
nungsamt der Bundeswehr eine militärische Manipulation des 
Klimas „höchst unwahrscheinlich“ scheint, sieht es jedoch 
die langfristige Möglichkeit eines „Streitkräfteeinsatz in der 
Welt bei einem Konfliktfall […]. Auch der Schutz von Infra-
strukturen oder die Bereitstellung militärischer Infrastruktur 
für den Einsatz von SRM-Maßnahmen erscheinen möglich.“ 
Interessant ist auch die Feststellung, die Bundeswehr solle 
„insbesondere die […] technologischen Weiterentwicklun-
gen und völkerrechtlichen Rahmenbedingungen gezielt [...] 
beobachten, um mögliche Gefahren zu antizipieren und 
sich mittelfristig auf solche vor[zu]bereiten [...] können.“37 
Diese Einschätzung lässt Befürchtungen einer Militarisierung 
des Klimas durch Climate Engineering nicht unrealistisch 
erscheinen, selbst wenn keine direkte militärische Anwendung 
der Technologien in Betracht gezogen wird.

Republik Indien

Folgende Zusammenfassung der indischen CE-Aktivitäten 
basiert auf dem Bericht von Prof. Dr. Govindasamy Bala, 
welcher im Zusammenhang einer Diskussionsrunde mit 
Natur- und Sozialwissenschaftler*innen sowie politischen 
Entscheidungsträger*innen zum Thema Climate Engineering 
in Indien entstand.38 Seit dem Jahre 2017 gibt es in Indien 
das „Major Research and Developement Project“ zu Climate 
Engineering. Dieses staatliche Förderprogramm wurde durch 
das am indischen Ministry of Science and Technology ange-
siedelte Department of Science and Technology (DST) initi-
iert und findet in Kooperation mit verschiedenen nationalen 
Forschungsinstituten statt. Ziel ist es, Experimente zur Klima-
modellierung zu fördern, um „strategisches Wissen“ bezüglich 
stratosphärischem Aerosol-CE zu generieren. So soll Indien 
nicht nur an der globalen Debatte über Climate Engineering 
teilnehmen, sondern auch verstärkt ein nationales und interna-
tionales Forschungsnetzwerk aufbauen. Die damit verbundene 
Absicht sei, „Indiens unabhängige Initiativen durch hochgra-
dig zuverlässiges Wissen und Fähigkeiten gegen mögliche 
Abenteuerklimainterventionen zu schützen.“39 Belaufen sich 
aktuelle Aktivitäten40 also noch hauptsächlich auf Forschung, 
könnte in Zukunft durchaus auch F+E relevant werden. 
Stellt man diese Aktivitäten in einen geopolitischen Zusam-
menhang, drängen sich noch folgende Gedanken auf: Indiens 
aufstrebende Wirtschaft könnte den geplanten Emissionsreduk-
tionen möglicherweise nicht nachkommen. Außerdem könnte 
Indien die (historische) Verantwortung für Emissionsreduktio-
nen auf Seiten der klassischen Industrieländer sehen, die in der 
Vergangenheit viel mehr Treibhausgase emittiert haben. Da 
diese auf dem besten Weg sind, ebenfalls nur unzureichende 
Reduktionen vorzunehmen, könnte Indien in Zukunft ange-
sichts klimawandelbedingter großer Gesamtschäden und redu-
zierter Agrarproduktion eine CE-Anwendung in Betrachtung 
ziehen.41

Volksrepublik China

Der Einschätzung von Liu Zhe (Umweltschutzministe-
rium, Peking) und Chen Ying (Chinesische Akademie für 
Sozialwissenschaften, Peking) zufolge42 ist China zwar im 
Moment noch nicht in der Lage, CE-Maßnahmen zu imple-
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mentieren. Sie erachten es jedoch als wichtig, weitere For-
schung mit dem klaren Ziel einer möglichen Anwendbarkeit 
von CE-Technologien in China zu betreiben. Grund für diese 
Einschätzung ist die „voraussichtlich signifikante Rolle bei 
der Verhinderung eines globalen Temperaturanstiegs“43, die 
sie Climate Engineering zuschreiben. Im Folgenden werden 
zentrale Punkte aus ihrem Bericht mit Handlungsempfeh-
lungen für die chinesische Regierung wiedergegeben. Es 
sei nötig, dass der nationalen und internationalen Gesell-
schaft ein klares Bild der chinesischen Perspektive auf Cli-
mate Engineering vermittelt wird und dass „Manipulationen 
der Öffentlichkeit durch die Medien“44 vorzubeugen seien, 
indem die chinesische Regierung ihre Position klarstellt.  
Die beiden sehen ein CE-Anwendungsspektrum, das sowohl 
global vereinbarte als auch nationale/territoriale Projekte 
umfasst. Die chinesische Position dabei sehen sie durch Erfah-
rung mit der Umsetzung von großskaligen technischen Pro-
jekten zur Veränderung geologischer Bedingungen und des 
lokalen Wetters (z. B. Süd-Nord-Wassertransferprojekt, Drei-
Schluchten-Staudamm) gestärkt. Vor weiteren Überlegun-
gen zu Climate Engineering müssten die zugrunde liegenden 
Unsicherheiten evaluiert werden, jedoch sehen sie auch hier 
einen Vorteil für China, da es in der Vergangenheit Risiken und 
Folgen von Großprojekten stets abgeschätzt habe, bevor es zu 
ihrer Umsetzung kam - dazu sei bemerkt, dass damit Zwangs-
umsiedelungen von bis zu einer Million Menschen im Zuge 
des Aufstauen des Jangtsekiang45 als angemessene Folgenab-
schätzung erachtet wurden. Potentielle CE-Maßnahmen mit 
geringen Folgen und Risiken könnten ihrer Einschätzung nach 
für China eine gangbare Alternative zur wirtschaftlich teuren 
und mit wesentlichen sozialen Auswirkungen verbundenen 
konventionellen Emissionsreduktionspraxis darstellen.46

Da nationale und durch Ministerien geförderte CE-Projekte 
erst ab 2015 laufen würden, während die USA, Großbritan-
nien und Deutschland schon deutlich früher mit der Diskussion 
begonnen hätten, sehen sie Nachholbedarf in F+E. Ihr im Zuge 
dessen geäußerter Ruf nach mehr Investitionen in die Analyse 
und Erforschung von Cliamte Engineering, scheint gehört 
worden zu sein, wurde doch 2017 das „China Geoengineering 
Project“ mit zumindest umgerechnet 3 Mio. US$ an staatlicher 
Förderung ins Leben gerufen.47

Die chinesische Regierung hat darüber hinaus noch keine 
offizielle Position bezogen und hier wurde lediglich eine der 
wenigen in Englisch vorhandenen Quellen aus dem Umfeld 
der Regierung analysiert. Die neuerliche Unterstützung für 
CE-Forschung lässt aber darauf schließen, dass die Regierung 
dem Thema Relevanz beimisst. Ein vergleichbares Szenario 
zu dem indischen ist dabei auch denkbar. Chinas noch immer 
in massiver Expansion begriffene Wirtschaft dürfte bei Emis-
sionsreduktion mit den gleichen Schwierigkeiten konfron-
tiert sein. China könnte der Argumentation der historischen 
Verantwortung des Westens folgen und so weitere Reduktio-
nen verweigern. Die bereits angesprochene Erfahrungen mit 
Wettermanipulationen und dem Umsetzen technischer Groß-
projekte würden es China vermutlich erleichtern, Climate 
Engineering umzusetzen, was alles in allem eine Anwendung 
denkbar macht.

Konfliktpotential von Climate Engineering

Das Vorangegangene umreißend lässt sich sagen, dass Cli-
mate Engineering bei aktuellem Wissensstand noch sehr viele 
Unsicherheiten und damit große Risiken birgt. In verschiede-

nen Ländern werden Folgen und Implikationen erforscht. Teil-
weise wird sogar schon versucht, entsprechende Technologien 
zu entwickeln. Von einer globalen Anwendung dürften diese 
jedoch trotzdem noch weit entfernt sein. Aller Voraussicht 
nach würde Climate Engineering das politische Konfliktpo-
tenzial innerhalb und jenseits der internationalen Klimapolitik 
noch deutlich verstärken.

Dies hängt vor allem von der Form aber auch der Art des Ein-
satzes ab. So hält das Büro für Technikfolgenabschätzung beim 
Bundestag in seinem CE-Bericht48 neben einem international 
koordinierten Einsatz auch CE-Anwendungen von einem 
großen Staat (unilateral), einer kleinen Gruppe von Staaten 
(minilateral) oder sogar von vermögenden nichtstaatlichen 
Akteuren für denkbar.

Mehr und mehr wird deshalb auch darüber nachgedacht, 
wie man Climate Engineering international regeln könnte. 
Dazu muss bedacht werden, inwieweit existierendes Recht 
das bereits tut und wo Akteur*innen noch weiteren Bedarf für 
Governance sehen könnten. Für eine etwas genauere Betrach-
tung des aktuellen rechtlichen Kontexts von Climate Enginee-
ring wird hier auf Kasten II verwiesen.

International koordinierter Einsatz

Unabhängig davon, was in einem rechtlichen Rahmen fixiert 
werden soll, bringen die verschiedenen Formen der Anwen-
dung auch verschiedene Risiken mit sich. Zumindest denkbar 
ist ein international koordinierter Einsatz. Bei diesem würden 
die geographischen Unterschiede in den klimatischen Auswir-
kungen und ökologische Nebenfolgen eines Eingriffs in das 
Klimasystem vermutlich eine große Herausforderung für den 
politischen Entscheidungsprozess bedeuten, besonders wenn 
es dabei um SRM-Maßnahmen geht. Das Aushandeln eines 
für alle Staaten akzeptablen CE-Einsatzniveaus stellt zunächst 
die Frage nach dem „Zielklima“, d. h. es müsste ein interna-
tionaler, zwischenstaatlicher Konsens über die angestrebte 
Klima- bzw. Temperaturänderung ausgehandelt werden.  
Auch da viele CE-Technologien möglicherweise auch negative 
Nebeneffekte und ungeahnte Folgen wie z. B. Veränderungen 
der Niederschlagsmuster durch die Einflussnahme auf den 
Strahlungshaushalt oder Eingriffe in die Nahrungskette durch 
Ozeandüngung haben und diese regional variieren, wird es 
immer „Gewinner“ und „Verlierer“ geben – sowohl auf inter-
nationaler als auch auf innerstaatlicher Ebene. Durch einen 
international koordinierten Einsatz ginge wohl die Notwendig-
keit der Etablierung eines finanziellen Ausgleichssystems zur 
Entschädigung im Falle unerwarteter Nebeneffekte einher. Des 
Weiteren dürfte der Zusammenhang zwischen CE-Maßnahmen 
und schädlichen Ereignissen nicht immer eindeutig nachweis-
bar sein, was lange Querelen und internationale Spannungen mit 
sich bringen könnte. So ist denkbar, dass gegenseitige Schuld-
zuweisungen zwischen geopolitischen Kontrahent*innen 
bis hin zu einem Informationskrieg ausarten. Alternativ 
könnte der CE-Einsatz nur so weit geführt werden, dass kein 
Land negative Wirkungen jenseits einer zuvor definierten 
Grenze zu tragen hätte. Die Praktikabilität und das Ausmaß 
eines derartigen Ansatzes sind jedoch vermutlich limitiert. 
Im Streit um einen internationalen Konsens könnten ein-
zelne Staaten, die die Mehrheitsmeinung nicht mittragen 
wollen, auch als „Schurkenstaaten“ diskreditiert und isoliert 
werden. Die Mehrheitsstaaten könnten hier versuchen, ein 
Regime zu etablieren, welches die CE-Maßnahmen durchsetzt. 
An all den genannten Streitfragen könnte ein zuvor ausge-
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handelter Konsens zerbrechen oder eine Konsensbildung von 
vornherein scheitern. Innerstaatliche Dynamiken und Konflikte 
könnten ebenfalls zur Aufkündigung eines zuvor vereinbarten 
Konsens führen. Damit geht die große Gefahr einer Eskalati-
onsdynamik hin zu uni- oder minilateralen CE-Anwendungen 
einher.

Uni- bzw. minilateraler Einsatz

Die Schwierigkeit einer internationalen Einigung könnte eine 
Gruppe von Staaten mit homogener Interessenlage dazu ver-
anlassen, ein „Klima der Willigen“52 zu schaffen, d. h. Climate 
Engineering minilateral und international nicht abgestimmt 
einzusetzen. So kommt unter anderem der Wirtschaftsprofes-
sor Martin Weitzman 2015 zum Schluss, dass die Dynamik 
von Climate Engineering ohne internationalen, zwischenstaat-
lichen Konsens eine deutlich gefährlichere ist, als Uneinigkeit 
bei Fragen der Emissionsreduktion.53 Ein Staat, der den Kon-
sens zu Emissionsreduktionen missachtet und weiter emittiert, 
profitiert von den Bestrebungen der anderen im Sinne eines 
„blinden Passagiers“. Er macht es den anderen schwerer aber 
nicht unmöglich, ihr Ziel zu erreichen, können sie doch Emis-
sionen theoretisch weiter reduzieren. Ein Staat, der den Kon-
sens bezüglich Climate Engineering jedoch missachtet und z. 
B. uni-/minilateral SRM-Maßnahmen durchführt, schafft ein 
Klima, das ihm nützt und den anderen womöglich sogar scha-
det. Spieltheoretische Ansätze wie von Ricke et al.54 lassen in 
diesem Sinne vermuten, dass sich so genannte SRM-Koalitio-
nen ausbilden könnten, die sich dann möglichst klein halten 
– klein genug, um durch das Zielklima den Nutzen zu maxi-
mieren und groß genug, um CE-Maßnahmen gegen Wider-
stand anderer durchsetzen zu können.

Im derartigen Festlegen eines regionalen Klimas liegt eben-
falls ein großes Konfliktpotential. Unabdingbare Folge eines 
uni-/minilateralen Einsatzes wären Spannungen zwischen Ein-
satzstaaten und Nicht-Einsatzstaaten. Staaten, deren Situation 
sich durch einseitige CE-Maßnahmen verschlechtert, würden 
vermutlich auf unterschiedliche Weise gegen einen CE-Einsatz 
vorgehen: mit diplomatischen Mittel, Wirtschaftssanktionen, 
militärischer Gewalt, etc.  Sogar das Erhöhen von Emissionen 
zum Gegensteuern wäre denkbar. In der Debatte wurde schnell 
der Ruf nach so genanntem Counter-Climate-Engineering 
(Gegenmaßnahmen zu Climate Engineering) laut, welches z. 
B. Maßnahmen wie die Erhöhung von Emissionen oder das 

Neutralisieren der Aerosole beinhaltet.55 Es ist als noch unsi-
cherer als das eigentliche Climate Engineering zu bewerten. 
In einem derartigen Streit könnten die zuvor angesprochenen, 
so deklarierten „Schurkenstaaten“ aber auch versuchen, zur 
Durchsetzung ihrer Interessen mit einer zerstörerischen CE-
Anwendung zu drohen.

Ziel einer wie auch immer gearteten Intervention zur Ver-
hinderung einer CE-Anwendung könnte dann die kritisch-
ste Stelle des CE-Gefüges sein: die Infrastruktur. Sie ist für 
eine Umsetzung entscheidend und dadurch auch am anfäl-
ligsten. Wirtschaftssanktionen könnten außerdem auf wich-
tige zur CE-Anwendung benötigte Ressourcen (wie z. B. 
Schwefeldioxid für SAI) abzielen. Die Infrastruktur könnte 
möglicherweise auch ein interessantes militärisches oder ter-
roristisches Ziel abgeben oder unter genau diesem Vorwand 
militärisch gesichert werden. Sie könnte sogar direkt unter 
militärischer Kontrolle stehen, indem Aerosole z. B. durch 
Militärflugzeuge ausgebracht würden, da sie für entsprechende 
Betriebshöhen besser geeignet wären als zivile Flugzeuge. 
Ein unilateraler Einsatz könnte aber auch in Form einer mili-
tärischen Anwendung geschehen oder als solche bewertet 
werden. So malt das Eingangsszenario einen Fall aus, in dem 
eine Partei Climate Engineering vorgeblich aus zivilen Erwä-
gungen einsetzt, die andere aber darin eine direkte Aggression 
sieht. Entsprechende Anwendungen sind durchaus denkbar: 
durch Ozeandüngung gezielt Fischbestände angreifen, durch 
SAI Dürren provozieren oder vielleicht sogar durch SRM eine 
signifikante Reduktion der Leistung von Solarkraftwerken und 
-anlagen erreichen und somit also Einfluss auf die lokale Ener-
giegewinnung nehmen.

Gerechtigkeitsfragen

Bezüglich einer CE-Anwendung stellen sich auch einige 
Gerechtigkeitsfragen. Ein internationaler, zwischenstaatli-
cher „Konsens“ ist in Abhängigkeit der Akteur*innen, denen 
eine Beteiligung ermöglicht wird, zu bewerten. Es wäre wün-
schenswert und gerecht, besonders verletzlichen oder betrof-
fenen Gruppen mehr Gewicht zukommen zu lassen. Dies 
kollidiert jedoch mit den Interessen der mächtigen und für 
den Klimawandel verantwortlichen Staaten. Verschärft wird 
dies, wenn man die Staaten des Globalen Nordens in einer 
historischen Verantwortung gegenüber den Akteur*innen 
im Globalen Süden sieht. So haben Erstere viel mehr emit-

Neben dem bereits erwähnten EN-
MOD-Abkommen zum Verbot der mili-
tärischen oder feindseligen Manipulati-
on von Wetter durch Technologien gibt 
es noch zwei weitere zentrale internati-
onale Verträge, die für Climate Enginee-
ring relevant sind. Zum einen ist dies die 
UN Convention on Biological Diversity 
(CBD; dt. Biodiversitätskonvention), 
welche seit 2007 Climate Engineering 
wegen seines möglichen Einflusses auf 
die Biodiversität diskutiert. Im Zuge 
dessen wurde 2009 ein Moratorium zu 
Ozeandüngung ausgerufen, durch das 
keine Düngeaktivitäten erlaubt sind, 
bis „globale, transparente und effektive 

Kontrollmechanismen“ in Kraft treten.49 
Durch einen Konsens der 193 Mitglied-
staaten (ohne Beteiligung der USA) 
wurde das Moratorium 2010 auf jegliche 
CE-Aktivitäten, die die Biodiversität ge-
fährden könnten, ausgeweitet. Dies soll 
gelten, bis eine „adäquate wissenschaft-
liche Basis geschaffen ist“.50 Es erfolg-
ten erneute Bestätigungen in den Jahren 
2012 und 2016. Jedoch bietet das Ab-
kommen Raum für „kleinskalige“ Expe-
rimente in „kontrollierter Umgebung“. 
Die zweite wichtige Übereinkunft stellen 
die London Convention und das London 
Protocol dar. Das Abkommen befasst 
sich mit der „Prävention von Meeres-

verschmutzung durch Müllentsorgung 
und anderen Angelegenheiten“ und dis-
kutiert seit 2007 auch Ozeandüngung. 
2013 wurde so beschlossen, dass „jeg-
liche Ozeandüngung nicht erlaubt“ sei, 
außer sie diene „legitimer wissenschaft-
licher Forschung“ (welche sehr konkret 
definiert wurde).51 Nach aktueller Lage 
würde eine CE-Anwendung also ver-
mutlich ein Bruch internationalen Rechts 
darstellen. Hinsichtlich einer möglichen 
Anwendung werden verschiedene Um-
gangsformen diskutiert, die von einem 
Verbot über starke Regulierungen bis hin 
zu einem unregulierten Einsatz reichen.  

Kasten II: Der Rechtliche Kontext von Climate Engineering
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tiert und Zweitere die größeren Konsequenzen durch den 
Klimawandel zu tragen, ohne dass sie dafür verantwort-
lich sind. Eine CE-Anwendung könnte somit als Versuch 
gewertet werden, sich dieser Verantwortung zu entledigen. 
Außerdem könnten in verschiedenen Staaten/Systemen unter-
schiedliche Auffassungen darüber vorherrschen, ob es gerecht 
ist, Kosten und Risiken des Climate Engineerings zukünf-
tigen Generationen zu übertragen. Auch die Problematik, 
eine Maßnahme zu beginnen, die zukünftige Generationen 
möglicherweise zwingt, sie fortzusetzen, muss Gegenstand 
dieser Betrachtung von Intergenerationen-Gerechtigkeit sein. 
Wie bereits angesprochen, gilt es auch, was Kosten, Nutzen 
und Nebenwirkungen angeht, einer Verteilungsgerechtigkeit 
Rechenschaft zu leisten. Ob Mechanismen finanzieller Kom-
pensation ausreichen oder wem sie tatsächlich zugute kommen 
würden, ist unklar.

Fazit

„Was für einen Planeten wollen wir für welche Art von Zivili-
sation schaffen?“56

Bislang ist bei den meisten relevanten Staaten in unterschied-
lichem Ausmaß ein Interesse an Handlungsmöglichkeiten 
erkennbar, falls „die anderen“ Climate Engineeing anwenden 
sollten. Die Forschung, aber auch staatliche Positionierung, 
läuft darauf hinaus, sich eine „Option offen halten“ zu wollen 
und Climate Engineering anzuwenden – wenn es „nötig“ 
würde. Das fundamentale Problem dabei ist jedoch die häufig 
gemachte Beobachtung: Eine entwickelte Technologie wird 
von Akteur*innen, die sich davon einen Vorteil versprechen, 
eingesetzt werden.

Im Fall einer Anwendung zeichnet sich aus naturwissen-
schaftlicher Perspektive sowie aus einer Betrachtung verschie-
dener Gerechtigkeitsfragen eine Aufteilung in „Gewinner“ und 
„Verlierer“ als Folge von Climate Engineering ab. Dadurch 
könnten bestehende zwischen- aber auch innerstaatliche Kon-
flikte verstärkt und neue Konfliktdimensionen geschaffen 
werden. Es drohen Wettkämpfe um Ressourcen, Streits um 
negative Folgen oder Konflikte um die Kontrolle des regiona-
len Klimas.57 Die Wichtigkeit und damit verbundene Verletz-
lichkeit der CE-Infrastruktur hätte vermutlich zur Folge, dass 
diese militärisch geschützt oder gleich durch das Militär betrie-
ben werden müsste. Dass eine CE-Anwendung als militärische 
Aggression ausgelegt würde ist denkbar, sie könnte vielleicht 
auch mit genau dieser Absicht durchgeführt werden.

Bereits mit einer Erwägung von Climate Engineering besteht 
also die Gefahr einer Militarisierung des Klimas. In einem geo-
politischen Ränkespiel würde ein Zielklima festgelegt, wel-
ches durch das Militär geschaffen und  auch verteidigt werden 
würde. Da bei der Entwicklung und Umsetzung aber auch auf 
große und staatsnahe Konzerne der Finanzwirtschaft (Banken 
und Rückversicherer), der Hightech- und Biotech-Industrie 
zurückgegriffen werden wird, dürfte dies also zu einer entspre-
chenden Reproduktion und Transformation militärisch-indu-
strieller Machtstrukturen führen.

Sowohl im Falle eines international koordinierten Einsatzes 
als auch im wesentlich konfliktträchtigeren Falle eines uni- oder 
minilateralen Vorgehens zeichnet sich folgerichtig bereits in 
der Diskussion um Climate Engineering eine Marginalisierung 
der Bewegungen und Kämpfe für Klimagerechtigkeit ab, wie 
sie aktuell global entstehen. Staatlich entwickelte großtechni-
sche Lösungsansätze entlassen Menschen auf individueller wie 

gesellschaftlicher Ebene aus der Verantwortung, womit aber 
auch ihre Mitsprache- und Mitwirkungsfähigkeit unterminiert 
würde. Ansätzen zur lokalen und dezentralen Re- und Selbst-
organisation der Energieversorgung und der Lebensumstände 
fallen einem kreierten Handlungszwang angesichts einer durch 
mathematisch errechnete Schwellenwerte definierten „Kata-
strophe“ zum Opfer. Die argumentative Grundlage, im Licht 
dieser anstehenden Katastrophe eine großtechnische Lösung 
im „Notfall“58 einzusetzen, verhöhnt die Tatsache, dass diese 
Katastrophe für viele Menschen schon längst realer Alltag ist.59

Alleine die Tatsache, dass Climate Engineering als klima-
politische Handlungsoption in Betracht gezogen wird, zeigt 
dadurch eine bedeutende Krux auf. Die Auswirkungen des 
Kapitalismus sollen mit kapitalistischen Methoden behandelt 
werden. Der Lebensstil, der den Klimawandel hervorgeru-
fen hat, soll nun gegen den Klimawandel verteidigt werden. 
Das Ziel ist die Aufrechterhaltung des „business as usual“. 
Durch eine Restabilisierung ausbeuterischer gesellschaftlicher 
Naturverhältnisse und eine Marginalisierung von Bottom-
Up-Prozessen sollen weitere Dimensionen von Macht eröff-
net werden. Climate Engineering bedeutet mehr Profit und 
Wachstum für die klimawandelverursachenden Kapitale und 
neue Handlungsoptionen für das Militär mitsamt entsprechen-
der Eskalationsdynamik – kurzum noch mehr Herrschaft über 
Natur und Menschen.
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